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Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 26. Oktober 1978 

26. Bundesparteitag 
vom 23. bis 25. Oktober 1978 in Ludwigshafen 

Hart arbeiten - 
mutig kämpfen 
Grundsatzprogramm einmütig verabschiedet 

Einstimmig haben die Delegierten des 26. Bundesparteitages der 
CDU nach einer intensiven, von einem hohen Niveau gekenn- 
zeichneten Diskussion das Grundsatzprogramm der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands verabschiedet. Der Kurs 
stimmt. Jetzt heißt es, hart arbeiten und mutig kämpfen, wie 
Helmut Kohl den Delegierten zurief. Es gilt, noch mehr Bürger 
im Lande für unsere Politik zu gewinnen, weil wir In der Sache 
überzeugend sind, weil wir in den Personen glaubwürdig sind, 
weil wir Mut machen und Hoffnung geben. „Wir wollen", sagte 
Helmut Kohl, „aus unserer Geschichte und Tradition heraus 
ohne jede Verbissenheit ganz offen und auch im besten Sinne 
des Wortes fröhlich unsere Arbeit tun. Das scheint mir eine Vor- 
aussetzung für unseren Sieg zu sein." 
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Helmut Kohl: 

Unser politischer Auftrag 
für Deutschland 
Dieser Parteitag steht im 
Zeichen unseres Grundsatz- 
programms. Es ist das erste 
Grundsatzprogramm in der 
fast 30jährigen Geschichte 
unserer Partei. Hier in 
Ludwigshafen werden wir 
unseren gemeinsamen Stand- 
ort bestimmen. Am Ende 
dieser Tage müssen unser 
Profil klarer, unsere Botschaft 

Die grundsätzliche Besinnung auf die 
Ziele unserer Politik ist das, was in 

dieser konkreten Lage von uns allen 
gefordert ist. 

Deshalb ist dies ein Parteitag der Bi- 
lanz, des neuen Aufbruchs, der geisti- 
gen Mobilisierung. Grundsätze, die wir 
hier in Ludwigshafen neu unterstrei- 
chen, müssen konkrete Konsequenzen 
haben. Dies gilt zu allererst für uns 
selbst. Wir dürfen nicht in diesen Tagen 
pausenlos von Solidarität sprechen, 
wenn wir sie nicht selbst im Umgang 
miteinander üben. 

Wir haben vielleicht zu oft und zu viel 
Rücksicht auf einzelne oder auf Min- 
derheiten in unseren Reihen genom- 
men. Um unserer Zukunft willen, so 
meine ich, müssen wir auch von den 
Minderheiten mehr Rücksicht auf die 
Mehrheit fordern! 

überzeugender, unser Wille 
entschiedener sein. Wir wer- 
den unser Ziel, die Regierung 
in der Bundesrepublik 
Deutschland zu übernehmen, 
nur dann erreichen, wenn 
wir ihm nicht kurzatmig hinter- 
herrennen; denn gerade die 
atemlose Jagd nach der 
Übernahme der Regierung 
rückt diese in weite Ferne. 

Es ist höchste Zeit, daß wir an zwei 
elementare Gesetze des politischen Er- 
folgs erinnern und danach handeln: 
Diskussion, auch kritische, auch kon- 
troverse Diskussion, nach innen, in der 
Partei, muß sein: das ist das Wesen 
einer lebendigen Volkspartei. Aber Ge- 
schlossenheit des Handelns. Solidarität 
in der Sache, nach außen, in der Öf- 
fentlichkeit, sind ebenso unverzichtbar. 
Dies muß auch dann gelten, meine 
Freunde, wenn eine Diskussion mit ei- 
ner Mehrheitsentscheidung beendet 
wurde. 

Der kleinste gemeinsame Nenner ist 
kein Fundament politischen Erfolges. 

Wer sich auf Kosten der Partei pro- 
filieren will, wer sich gegen den Geist 
der Solidarität zur Partei versündigt, 
der katapultiert sich selbst aus unse- 
rer Gemeinschaft heraus. Wir haben 



UiD 36/37 • 26. Oktober 1978 • Seite 4 

Rede Helmut Kohl 26. BUNDESPARTEITAG 

schon zu viele Beispiele von Illoyali- 
tät erlebt. 

Ich meine, Illoyalität ist kein Kava- 
liersdelikt, sondern Sabotage an un- 
serem möglichen Erfolg. 

Karl Arnold hat uns schon vor vielen 
Jahren ins Stammbuch geschrieben: 
Die CDU ist durch nichts und nieman- 
den umzubringen — es sei denn durch 
sich selbst. Ich finde, wir sollten diesen 
Satz beherzigen. 

Wir haben in den letzten Tagen oft ge- 
hört, und viele wollen uns aus sehr vor- 
dergründigem Anlaß einreden, die CDU 
habe ihr Wählerpotential ausgeschöpft. 
Ich frage Sie: Worauf stützt sich eigent- 
lich diese eilfertige Behauptung, auf 
welche Daten, auf welche Fakten, auf 
welche wirklichen Informationen? 

Wie kommen wir eigentlich dazu, uns 
so etwas aufschwätzen zu lassen? Die 
CDU/CSU regiert in fünf Bundeslän- 
dern der Bundesrepublik Deutschland 
mit absoluter Mehrheit: in Baden-Würt- 
temberg, in Bayern, in Niedersachsen, 
in Rheinland-Pfalz und in Schleswig- 
Holstein. Die CDU/CSU ist im Bund und 
in neun von elf Bundesländern die 
stärkste politische Kraft. In zwei Drit- 
teln aller Gemeinden der Bundesrepu- 
blik verfügen wir über die absolute 
oder die relative Mehrheit. 

Wir haben die Schallmauer nicht er- 
reicht; wir haben alle Chancen, wenn 
wir nur selbst wollen. 

Wir werden die Koalition von SPD und 
FDP von der Basis her aufrollen. Un- 
sere Mitbürger, die Menschen haben 
Vertrauen zu uns, wenn sie spüren, daß 
wir uns selbst etwas zutrauen. Wir müs- 
sen wieder den ganzen Reichtum christ- 
lich-demokratischer Politik voll ausspie- 
len, statt unsere Kräfte in Abwehrkämp- 

fen zu verzetteln. Die Mitbürger, die 
jungen wie die alten, wollen keine Kas- 
sandra; sie wollen uns als Träger ihrer 
Hoffnungen. Das heißt: 

Wir müssen in der Partei auch neuen 
Ideen Stimme und Gehör verschaffe'1* 
Das war — mancher hat es verges- 
sen — auch das Gesetz unseres An- 
fangs und unseres Erfolges. Damals 

. haben wir ausgefahrene Geleise ver- 
lassen, mit Mut und nicht ohne Ris'* 
ko; aber genau mit dieser Politik ha- 
ben wir die Menschen überzeugt. 

Ich sehe meine Aufgabe nicht darin, 
sämtliche Ideen selber zu produzieren, 
zu formulieren und durchzusetzen. Ich 
überlasse es Helmut Schmidt, die Welt 
auf jene Ausmaße zu beschränken, die 
er selber noch einzusehen vermag. 

Ich will dafür sorgen — und ich bitte Sie 
um Ihre Hilfe —, daß unsere CDU eine 
vitale, eine kraftvolle Partei bleibt: offen 

in der Diskussion, glaubwürdig in der 

Sache und in den Personen, die Hoff- 
nungen der Menschen als unsere The- 
men. So wollen und so werden wir sie- 
gen, siegen über eine Regierung, die 
sich selbst nur noch mühsam aufrecht- 
erhält. 

Die Regierung spricht vor allem voo 
Stabilität. Aber was ist das für eine Sta- 
bilität? Jede Landtagswahl wird zur 
Existenzfrage für die Regierung, jede 
Sachfrage zur Koalitionsfrage, jede Per- 
sonalkrise zur Regierungskrise, jede Re- 
gierungsvorlage zur Zerreißprobe. 

Die FDP redet von Liberalismus und 
opfert in Wirklichkeit alles ihrem blan- 
ken Überleben. Die SPD hofft selbst 
in ihren Stammlanden gar nicht mehr 
auf Mehrheiten; sie will schlicht und 
einfach nur an der Macht bleiben. 
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Sozialdemokraten und Freie Demokra- 
ten bilden ein Kartell der Macht, das die 
in Bund und Ländern stärkste Partei, 
d'e Union, von der Regierung aus- 
schließt. Die scheinheiligen Argumente, 
d'e für diese Politik vorgetragen wer- 
den, überzeugten nicht einmal jene, die 
sie laut vortragen. 

Dies ist ein ernster Vorgang: Die Stabi- 
"tät unserer Demokratie lebt nicht zu- 
'etzt und vor allem auch davon, daß die 
Burger die Chance haben, durch Wah- 
'en etwas verändern zu können, daß 
Parlamentarischer Wechsel möglich ist. 
Wenn erstmals in unserer Geschichte 
die Stabilität der Bundesrepublik 
Deutschland unter einer Vielzahl von 
parteien brüchig würde, wenn Bonn 
eines Tages doch Weimar werden sollte, 
dann soll jeder in diesem Lande wissen, 
Wo die Ursachen liegen: Sie liegen im 
Verhalten von SPD und FDP. Sie liegen 
'n ihrer Hoffart der Macht, die ohne 
Rücksicht auf Verluste sich an die Macht 
klammert. 
So. wie die Regierung ihre Stabilität be- 
teuert, so beschwört die FDP ihre.an- 
9ebliche Eigenständigkeit. 

Wo ist denn, so frage ich, die liberale 
Alternative der FDP, wenn sie sich 
Jetzt wieder In Schleswig-Holstein an 
einen der linkesten Landesverbände 
der SPD kettet, den zu unterstützen 
selbst der stellvertretende Parteivor- 
sitzende Helmut Schmidt Schwierig- 
keiten hat? 

Jemand soll sich täuschen: Es liegt 
noch viel Arbeit vor uns. Wir wissen, 
was auf dem Spiel steht — für die CDU 
w,e für die Bundesrepublik Deutsch- 
end. 
D|e CDU hat als stabilisierende Volks- 
Partei das Gesicht unseres Landes ge- 

prägt. Dies hat unsere gemeinsamen 
Erfolge erst ermöglicht. Wir tun gut 
daran, uns vor dem vierten Jahrzehnt 
unserer Geschichte an unser unge- 
schriebenes  Grundgesetz  zu  erinnern: 
Es waren Christliche Demokraten, die 
unserem Land Frieden, Sicherheit und 
Zukunft gegeben haben. 
Es waren Christliche Demokraten, die 
mit Konrad Adenauer auch die geistigen 
Grundlagen unseres Gemeinwesens ge- 
legt haben, nämlich durch die konse- 
quente Anbindung an die freiheitlichen 
Traditionen westlicher Demokratien. 
Es waren Christliche Demokraten, die in 
Europa den Nationalismus überwunden 
und den Weg zur Verständigung und 
zum Frieden freigemacht haben. 

Es waren Christliche Demokraten, die 
Freiheit und soziale Gerechtigkeit, so- 
ziale Sicherheit und Markt auf einmalige, 
produktive Weise miteinander versöhnt 
haben in dem unvergeßlichen Werk Lud- 
wig Erhards, in der Sozialen Marktwirt- 
schaft. 
Dies ist unser Erbe, das uns verpflich- 
tet, das uns Mut, das uns Selbstver- 
trauen gibt. 

Und es werden Christliche Demokra- 
ten sein, die unserem Land und sei- 
nen Menschen den Glauben an ihre 
Zukunft wieder zurückgeben. 

Es werden Christliche Demokraten sein, 
die hier wie in Europa die Überlegen- 
heit der Freiheit über eurosozialistische 
und -kommunistische Ideologien bezeu- 
gen. 
Es werden Christliche Demokraten sein, 
die die Soziale Marktwirtschaft so wei- 
terentwickeln, daß sie nicht nur freiheit- 
lichen und sozialen, sondern auch öko- 
logischen Normen entspricht. 
Und es werden Christliche Demokraten 
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sein, die der Welt — nach Osten wie 
nach Süden — die Botschaft übermit- 
teln, daß Freiheit und sozialer Fort- 
schritt Grenzen und Mauern überwin- 
den. 

Dies sind die Themen, die unseren Par- 
teitag beschäftigen müssen. 

Die Verabschiedung des Grundsatzpro- 
gramms kommt zum richtigen Zeitpunkt. 
Während sich die Koalition von Wahl- 
termin zu Wahltermin schleppt, haben 
wir die Chance, neue Ideen, neue Per- 
spektiven zu entwickeln und darzustel- 
len. 

Man muß in einer Volkspartei, in einer 
Fraktion, in der Gruppe unserer be- 
freundeten Länder im Bundesrat zu 
Kompromissen kommen. Das gehört 
zum Wesen, zum Auftrag der Demo- 
kratie. 

Aber wenn vor lauter Kompromissen 
die originäre Politik, der eigentliche 
Wille, das Gesicht der CDU nicht mehr 
erkennbar sind, dann schaden wir uns 
selbst. Für die Wähler, die uns zur 
Mehrheit, zu den 50 Prozent noch 
fehlen, ist dann die CDU als Alter- 
native nicht mehr sichtbar. 

Wir haben ein gutes Stück auf diesem 
Weg in die richtige Richtung zurück- 
gelegt. In einer Zeit, da Helmut 
Schmidt das Land nur noch verwaltet, 
schlecht verwaltet, haben wir in der 
Union  neue Themen aufgegriffen: 

— Wir haben die Grundwertediskussion 
begonnen; 

— wir haben uns zum Anwalt der Fami- 
lien gemacht, wir haben die deutsche 
Öffentlichkeit gegen den drohenden Be- 
völkerungsrückgang mobilisiert; 

— wir haben uns eindeutig für die Part- 
nerschaft von Mann und Frau, für die 
eigenständige soziale Sicherung und für 

die finanzielle Anerkennung der Erzie- 
hungsleistung der Frau in der Familie 
eingesetzt; 

— wir haben ein Programm für die Zu- 
kunftschancen der jungen Generation 
vorgelegt; 

— wir haben nach den geistigen Ur- 
sachen des Terrorismus gefragt und 
unsere Vorschläge in die gesetzgeben- 
den Körperschaften eingebracht; 

— wir arbeiten an einer klaren Alter- 
native zu einer immer mehr verbürokra- 
tisierten Gesellschaft; 

— wir stoppen den Steuer- und Ab- 
gabenstaat, wie gerade in diesen Tagen 
wieder deutlich wurde, als die Koalition, 
gezwungen durch die Union und aus 
blanker Angst vor den Wählern bei den 
Landtagswahlen, endlich ein Stück Ver- 
nunft voranbrachte. 

Die   Partei   handelt   auf  verschiedenen, 
Ebenen; als Partei in allen Stufen  un- 
serer Organisation, in der Fraktion, im' 
Bundesrat,  in  den Gemeindeparlamen- 
ten. Jedes dieser Aktionsfelder hat sei- 
ne eigenen Gesetze und seinen eigenen 
Rang,   aber   auch    seine    besonderen. 
Chancen. 

Eine vernünftige Strategie kann nur 
heißen Arbeitsteilung und Verständ- 
nis für die Rolle des anderen. Das 
heißt: Die Fraktion muß wissen und 
unterstützen, daß die Partei lang- 
fristige Perspektiven zu entwickeln 
hat. Und die Partei darf die Fraktion 
dann nicht schelten, wenn sie um die 
Glaubwürdigkeit ihrer Anträge im Par- 
lament willen bei ihren Initiativen den 
Rechenstift zur Hand nimmt. 

Und über den Bundesrat kann noch 
stärker deutlich werden, daß wir dank 
des föderativen Prinzips voneinander 
lernen   können.  Von  den  CDU/CSU-re-' 
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gierten Ländern gingen in diesen Jah- 
ren vielbeachtete Initiativen aus. Ich will 
stellvertretend für die ganze Politik drei 
davon nennen: 

Unsere Freunde im Freistaat Bayern 
haben als erste ein Umweltministerium 
eingerichtet und sich dieser Probleme 
besonders angenommen. 

Wir haben in Rheinland-Pfalz mit den 
Sozialstationen und dem Kindergarten- 
gesetz ein Modell für moderne Sozial- 
politik verwirklicht. 

Wir haben in Baden-Württemberg ein 
bahnbrechendes Programm zur Förde- 
rung junger Familien eingebracht. 

Greifen wir doch diese Initiativen auf. 
Lernen wir voneinander in allen Berei- 
chen der Politik, und wir haben gemein- 
sam den Nutzen davon! 

Mit solcher Politik werden wir den 
politischen Stillstand überwinden, zu 
dessen Anwalt Helmut Schmidt ge- 
worden ist. Helmut Schmidt hat die 
Aufgaben der politischen Führung auf 
eine einzige Dimension verkürzt: die 
bloße Verteidigung der Macht. 

Er weiß so gut wie wir, daß politischer 
Stillstand in Wirklichkeit politischen 
Rückschritt bedeutet, und daß Stillstand 
nicht nur zu Lasten der jetzigen Gene- 
ration, der heute Lebenden, geht, son- 
dern vor allem auch zu Lasten kommen- 
der Generationen. 

In seiner Rede ,,Politik als Beruf" spricht 
Max Weber von den „zwei Todsünden 
auf dem Gebiet der Politik": Von der 
..Unsachlichkeit" und von der „Verant- 
wortungslosigkeit". „Die eitle Selbstbe- 
spiegelung in dem Gefühl der Macht", 
so Max Weber, führt den Politiker „am 
stärksten in Versuchung", diese Tod- 
sünden zu begehen. Wer „das Bedürf- 
nis" hat,  „selbst möglichst sichtbar in 

den Vordergrund zu treten", ist „stets 
in Gefahr, sowohl zum Schauspieler zu 
werden wie die Verantwortung für die 
Folgen seines Tuns leicht zu nehmen 
und nur nach dem Eindruck zu fragen, 
den er macht". So weit Max Weber. 
Treffender kann man die Politik des 
jetzigen Bundeskanzlers nicht beschrei- 
ben. Er fragt vor allem nach dem Ein- 
druck, den er „macht". 

Und so tritt er auf: bei Gewerkschafts- 
kongressen als alter Sozialist, bei 
Unternehmern als Gralshüter der So- 
zialen Marktwirtschaft, auf dem Histo- 
rikertag als Geschichtskenner, vor 
Bürgermeistern als Bürokratiekritiker. 
Mit verschiedenen Zungen an ver- 
schiedenen Orten zu reden, das ist 
unverwechselbar  Helmut  Schmidt. 

Die Frage muß gestellt werden: Was ist 
ihm zu glauben? Was meint er wirklich? 
Was ist gespielt, was ist vorgetäuscht? 
Wir sehen Masken — aber kein Ge- 
sicht. Wir hören Worte — aber sehen 
keine Taten. Kann ein Widerspruch dra- 
matischer sein als der zwischen Wort 
und Wirklichkeit von  Helmut Schmidt? 

An wen sol 
halten? 

sich der Bürger eigentlich 

An jenen Helmut Schmidt, der sich in 
seiner Gedenkrede auf Ludwig Erhard 
zu dessen Erben und Sachwalter er- 
nannte? 

Oder an jenen Helmut Schmidt, der im 
Deutschen Bundestag Ludwig Erhards 
Soziale Marktwirtschaft als ein „Schlag- 
wort ohne Verfassungsrang" verächt- 
lich abtat? 

An jenen Bundeskanzler, der an der 
Bahre Hanns-Martin Schleyers feierlich 
versprach, daß er in der Gesetzgebung 
zur   inneren   Sicherheit   von   nun   an 
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nichts  mehr  „versäumen"   und   nichts 
mehr „verschulden" werde? 

Oder an jenen Bundeskanzler, der 
dann vor einer Handvoll linker Dema- 
gogen in den eigenen Reihen in die 
Knie ging? 

Was ist das für eine politische Führung, 
was ist das für ein Stil, was ist das für 
ein erbärmliches Beispiel, wenn aus 
purem Eigennutz Amt, Würde und Per- 
son des Staatsoberhauptes in den 
Wahlkampf gezerrt werden? 

Was ist das für eine politische Führung, 
die in unserem Namen, im Ausland den 
Eindruck erweckt, als sei Kaiser Wil- 
helm II. wieder die Leitfigur deutscher 
Außenpolitik geworden? 

Was ist das für eine politische Füh- 
rung, die die geschichtliche Erfah- 
rung, die Lehren vom Ende und Un- 
tergang der Weimarer Republik in 
den Wind schlägt und den gemeinsa- 
men Widerstand der Demokraten ge- 
gen Verfassungsfeinde aufkündigt? 

Auch die Scheinwerfer des Fernse- 
hens werden die Perspektivlosigkeit 
dieser Politik auf Dauer nicht über- 
strahlen können. 

Die Politik des Kanzlers lebt von unge- 
deckten Wechseln auf die Zukunft — 
auf Kosten kommender Generationen: 

Es ist ein schwerer Anschlag der SPD 
und FDP auf die Soziale Marktwirt- 
schaft, ihre lebensnotwendige Dynamik 
durch ein immer engeres Netz bürokra- 
tischer Gängelung zu ersticken. 

Es ist ein schwerer Anschlag der 
SPD und FDP auf die Soziale Markt- 
wirtschaft, die Inflation der Ansprü- 
che an den Staat hemmungslos zu 
nähren und den persönlichen Lei- 
stungswillen zu verteufeln. 

Es ist ein schwerer Anschlag der 
SPD und FDP auf die Soziale Markt- 
wirtschaft, trotz steuerlicher Überbe- 
lastung des einzelnen Bürgers einen 
nie gekannten Schuldenberg aufzu- 
häufen und eine riesige Wachstums- 
und Investitionslücke entstehen zu 
lassen. 

Arbeitslosigkeit, Konjunktur- und Wachs- 
tumsschwäche, Resignation und Zu- 
kunftsangst sind ein zu hoher Preis für 
diese Politik. Und dies alles haben die 
Sozialdemokraten und die Freien De- ' 
mokraten mitzuverantworten. 

Dieser Preis steigt ständig weiter. 

Das Problem einer auf Dauer ausrei- l 
chenden Energieversorgung wächst zu 
einer Schicksalsfrage heran. Die Untä- 
tigkeit der Bundesregierung in wichti- 
gen Fragen der Zukunftsvorsorge in der 
Energiepolitik wird eine immer schwe- 
rere Hypothek für unser Land. 

Wir können es nicht oft genug sagen: 
Helmut Schmidt, seine Regierung und 
die sie tragenden Parteien verschleu- 
dern die Substanz unseres Landes 
und plündern seine Zukunft aus. 

Der Generationenvertrag, der die sozia- 
le Sicherheit aller, der Rentner wie der 
Arbeitnehmer, garantiert,  ist gefährdet.   > 
Eine Sanierung — die  diesen  Namen   v 
verdient  —   der   Finanzgrundlagen   ist 
noch lange nicht in Sicht. 

Die Bindungskräfte innerhalb der Fami- 
lie wurden systematisch geschwächt. 
Die Zahl der Eheschließungen nimmt 
ab. Die Scheidungsrate wächst. Kinder- 
reichtum droht zu einem sicheren Weg 
in die soziale, materielle Armut zu wer- 
den. Jahrelang wurden die Eltern durch 
diese Ideologen verunsichert, wurde ihr 
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Erziehungsauftrag in Frage gestellt. 
Und jetzt hat der Bevölkerungsrück- 
gang dramatische Formen angenom- 
men. 

Die Zukunftschancen der jungen Gene- 
ration haben sich verschlechtert. Die 
Signale der Hilfslosigkeit der Jungen 
sind deprimierend: 

Die Selbstmordrate bei Jugendlichen 
steigt; 

die beängstigend wachsende Jugend- 
kriminalität nimmt ein immer größeres 
Ausmaß an; 

die besorgniserregende Flucht vieler 
junger Leute in Drogen, Alkohol und 
das Psychogift der Jugendsekten ist 
unübersehbar; 

und schließlich gibt es eine hohe Zahl 
solcher, die sich politisch radikalisie- 
ren, die unsere Gesellschaft ablehnen 
und die vor Gewalt nicht mehr zurück- 
schrecken. 

Das alles muß uns doch aufrütteln! Die 
Folgen dieser Versäumnisse zeigen 
sich nirgendwo deutlicher als im Be- 
reich der inneren Sicherheit: Die bluti- 
ge Gewalt durch Terroristen und die 
Militanz extremer Gruppen setzen sich 
fort. In einer Reihe deutscher Hoch- 
schulen bleiben fortgesetzte Rechtsbrü- 
che ungeahndet, und in diesen Hoch- 
schulen wurde die Freiheit von For- 
schung und Lehre zerstört. Gegen gel- 
tendes Recht und gegen den Willen von 
Eltern und Kindern setzt sich die SPD 
jetzt dafür ein, daß Kommunisten und 
Faschisten Lehrer an unseren Schulen 
werden können. 

Die Auszehrung der Substanz, die Ge- 
fährdung unserer Zukunft, die geisti- 
ge Orientierungslosigkeit sind längst 
nicht nur ein Problem der Innenpoli- 

tik,   sondern  auch  ein  Problem  der 
Außenpolitik   dieser   Regierung.   Un- 
sere  Außenpolitik  ist  durch   Brandt, 
Bahr,   Wehner   mit  Wissen   und   mit 
Billigung von Helmut Schmidt ins Ge- 
rede gekommen. 

In   der   Politik   der   Sozialdemokraten 
werden zunehmend Elemente sichtbar, 
die fortführen  vom  Atlantischen  Bünd- 
nis, von den Vereinigten Staaten, unse- 
rem   wichtigsten   Freund   und   Partner, 
fort von  der  europäischen   Einigungs- 
idee.   Dies   trifft   den   Lebensnerv   der 
Atlantischen   Gemeinschaft   und   damit 
den   Lebensnerv   unserer  Freiheit   und 
des Friedens für unser Land. 

So sieht die Halbzeitbilanz aus, die Bi- 
lanz einer Regierung, die die Probleme 
verdrängt und die mit dem verständli- 
chen Wunsch des Menschen spekuliert, 
von Bedrohnissen möglichst persönlich 
verschont zu bleiben. 

Wir, die CDU/CSU, sind nicht bei der 
Diagnose stehengeblieben. Wir haben 
die richtigen Maßnahmen vorgeschla- 
gen. Partei und Fraktion haben eine 
stolze Bilanz vorzuweisen. 

Es ist an der Zeit, daß das allseits in 
der Partei gesehen, verteidigt und 
vorgetragen wird, daß wir das, was 
wir geleistet haben, nicht von ande- 
ren zerreden lassen, die uns mißgün- 
stig sind. 

# Wir haben eine klare und überzeu- 
gende Alternative in der Rentenpolitik 
vorgetragen. 

# Wir haben eine deutliche Alternative 
in der Steuerpolitik gesetzt. 

# Wir haben nicht nur von der Fami- 
lienpolitik geredet, sondern Stufe für 
Stufe politisch machbare Initiativen vor- 
geschlagen. 
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0 Unser Vollbeschäftigungsprogramm 
ist weitgehend in  Initiativen umgesetzt. 

# Wir haben als einzige Partei ein Pro- 
gramm für die Sicherung der Zukunfts- 
chancen unserer jungen Generation 
eingebracht. 
# Wir waren die ersten, die sich mit 
den geistigen Ursachen des Terroris- 
mus auseinandersetzten, die ein klare 
Alternative im Bereich der Politik der 
inneren Sicherheit entwickelt haben. 
0 Wir waren es, die nicht nur über 
Bürokratisierung geredet haben. Wir 
haben Experten an den Tisch geholt, 
mit ihnen öffentlich diskutiert und wer- 
den in den nächsten Monaten dazu kon- 
krete Vorschläge erarbeiten. 

Das sind nur einige wenige wichtige 
Beispiele, die deutlich machen, was wir 
leisten durften und konnten. Wir haben 
Alternativen vorgelegt, wir haben Sach- 
kompetenz bewiesen. Wir dürfen uns 
nicht auf diese Aufgaben beschränken. 
Wir werden uns niemals an Arbeitslosig- 
keit, diese Staatsverschuldung und so- 
ziale Unsicherheit gewöhnen können. 

So sehr aktuelle Probleme unsere Kräf- 
te beanspruchen, so sehr müssen wir 
fähig sein, über den Tellerrand des Kri- 
senmanagements hinauszublicken. 

Unser Land hat die materielle, geisti- 
ge und psychologische Kraft, um mit 
jedem seiner Probleme fertig zu wer- 
den.  Wenn  wir  auf  diese   Kraft  ver- 
trauen, wenn wir Raum zur Entfaltung 
schaffen,   dann   gibt   es   keine  Spur 
eines   Grundes   für   Resignation,   für 
Pessimismus. 

Wir müssen die Menschen dazu gewin- 
nen, daß sie ihren aktiven eigenen Bei- 
trag zur Gestaltung der Zukunft leisten. 
Das wird aber in der Politik nur demje- 
nigen gelingen, der die Menschen da- 

von überzeugen kann, daß er ihr Stre- 
ben nach Glück, nach Freude, nach 
menschlicher Erfüllung ernst nimmt, daß 
er dieses Streben teilt, daß er helfen 
will. 

Einem großen Teil unserer Mitbürger 
geht es heute materiell gut. Dennoch 
stellen wir fest, daß immer mehr Mitbür- 
ger unzufrieden sind, daß immer mehr 
Menschen keine Hoffnung, daß sie 
Angst vor der Zukunft haben. Kluge 
Zeitgenossen sagen uns. Schuld daran 
ist eine weitverbreitete Orientierungs- 
krise. Die Menschen fragen nach einer 
überzeugenden Zukunftsperspektive, 
nach Sinngebung, weil sie wissen wol- 
len, wohin der Weg unseres Staates, 
unserer Gesellschaft geht und welche 
konkreten Folgen sich daraus für ihr 
ganz persönliches Leben ergeben. 

Auf diese Fragen bleibt die Regierung 
die Antwort schuldig. Der Bundeskanz- 
ler hat allein das Machbare für notwen- 
dig erklärt, um sich mühsam über Was- 
ser zu halten. Er hat auch niemals den 
Anspruch erfüllen können, daß das Not- 
wendige für das deutsche Volk getan 
wird. 

Im Blick auf eine sozialistische Uto- 
pie ist den Menschen allzulange ein- 
geredet   worden,   ihr   Streben   nach 
Glück sei so lange sinnlos, bis eine 
grundlegende        SystemveränderunS 
bessere Voraussetzungen geschaffen 
habe.   Die   Träume   jener   sozialisti- 
schen Utopisten sind längst zerplatzt 

Zurück   blieb   die   Verunsicherung,   das 
Mißtrauen,   die   Skepsis   vieler.   Es   ist 
eine uns tief beunruhigende Tatsache 
daß so viele Menschen heute meinen 
sie müßten sogar ihren eigenen Gefüh- 
len  und  Empfindungen  mißtrauen.   Die 
Liebe zum Vaterland, das Vertrauen in 
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unsere Verfassung und ihre Institutio- 
nen, die Bereitschaft zu persönlicher 
Leistung, zum Engagement, die Bereit- 
schaft zum Verzicht, zum Dienst am 
Nächsten, zum Opfer, ja, sogar der 
Wunsch, eine Familie zu gründen und 
Kinder zu haben, all diese ganz natürli- 
chen Empfindungen wurden in Zweifel 
gezogen. Deshalb warten unsere Mit- 
bürger in unserem Lande auf eine poli- 
tische Botschaft, die wieder Mut macht, 
Mut vor allem auch für die eigene Zu- 
kunft. 

Wir müssen wieder Mut machen zur 
Familie und zur Erziehung. Weil es so 
kraß in Zweifel gezogen worden ist, 
wollen wir daran erinnern: 

Familie ist für uns und für die Zukunft 
unseres Volkes der wichtigste Ort 
menschlicher Geborgenheit. Kinder 
machen bei allen Sorgen vor allem 
Freude, und nichts kann die natürli- 
che Bindung zwischen Eltern und 
Kindern ersetzen. Kinder und Familie 
zu haben, wird bereits viel zu oft nur 
als Einschränkung und Last gesehen. 
Aber, Bindung und Geborgenheit in- 
nerhalb der Familie bedeuten für den 
einzelnen auch Sicherheit und damit 
ein wichtiges Stück Freiheit. 

Es ist auch ein Stück menschliches 
Glück, Werte, Sinn und Erfahrung zwi- 
schen den Generationen einer Familie 
zu vermitteln. Um unser aller Zukunft 
willen werden wir deshalb die Familie 
nicht nur in materieller Hinsicht för- 
dern. Wir wollen sie vor allem mora- 
lisch stärken und ihr wieder Mut ma- 
chen, ihre ganz persönliche Erzie- 
hungsaufgabe selbstbewußt wahrzu- 
nehmen. 

Wir wollen eine soziale Umwelt schaf- 
fen,   die  wieder  familien-    •nd   kinder- 

freundlich ist; der Generationenvertrag 
im System unserer sozialen Sicherheit 
wird nur dann Bestand haben, wenn wir 
den Familien Vertrauen und Zuversicht 
zurückgeben, damit auch sie wieder in 
Generationen denken. 

Wir müssen wieder Mut machen zu Lei- 
stung und Selbständigkeit. 

Kaum eine andere Tugend hat den 
kulturellen, geistigen und materiellen 
Fortschritt der Menschheit so ent- 
scheidend gefördert wie die Bereit- 
schaft, wie die Herausforderung zu 
persönlicher Leistung. Dennoch ist 
gerade sie in den letzten Jahren von 
den Sozialisten verfemt worden. 

Deshalb müssen wir den Mitbürgern 
wieder sagen, daß die Bereitschaft zur 
Leistung, zur Selbständigkeit, über- 
haupt nichts mit Egoismus, Strebertum 
und Ellenbogenmentalität zu tun hat. 

Der Wunsch, seine individuellen Fä- 
higkeiten zu vervollkommnen, ist von 
jeher einer der überzeugendsten Wege 
zur Selbstverwirklichung, eine Quelle 
der Selbstachtung und die Grundlage 
für persönliches Glück gewesen. Vie- 
le Menschen wissen gar nicht mehr, 
daß Leistung vom Ursprung her über- 
haupt nichts mit Streß, äußerem 
Druck und Konkurrenz zu tun hat. 

Wir müssen deutlich sagen: Noch häufi- 
ger wird vergessen, daß Leistung kei- 
neswegs ein Privileg der Stärksten und 
der Tüchtigsten ist. Auch und gerade 
die Leistung des Mittelmäßigen, des 
Schwachen und des Behinderten ver- 
dient unsere Achtung und Anerken- 
nung. Und gerade für ihn ist seine Lei- 
stung oft der Kraftquell für neuen An- 
fang und für die Hoffnung auf mehr 
Glück und Sinn. 
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Der Witle zur persönlichen Leistung 
ist aber ganz gewiß nicht nur ein Weg 
zur Selbstverwirklichung. Er war im- 
mer auch ein wesentlicher Beitrag 
zur sozialen Gemeinschaft. Ohne das 
Streben nach Leistung würde unsere 
Gesellschaft erstarren. 

Leistung verliert ihren sozialen Sinn, 
wenn sie der Menschlichkeit entbehrt. 
Und das müssen wir auch sagen: Was 
wir gegenwärtig an unseren Schulen 
und Hochschulen als Folge sogenann- 
ter Reformen an fehlender Kamerad- 
schaftlichkeit, an Rücksichtslosigkeit 
und an Opportunismus erleben, hat gar 
nichts zu tun mit vernünftigem Streben 
nach Leistung und Erfolg, dafür aber 
um so mehr mit dem rigorosen Ver- 
drängungswettbewerb, dem sich viele 
junge  Leute heute ausgeliefert fühlen. 

Anstatt das Leistungsprinzip aufzuhe- 
ben und den Mangel zu verteilen, 
muß mehr getan werden, um unseren 
jungen Mitbürgern größere Chancen 
zu eröffnen. Das ist die Pflicht unse- 
rer Politik. 

Wir müssen unseren Mitbürgern auch 
wieder mehr Vertrauen in unsere Ver- 
fassung, in unseren Staat und in seine 
Institutionen zurückgeben. Wir leben in 
der Bundesrepublik in einem Land, das 
allen Bürgern ein hohes Maß an per- 
sönlicher und politischer Freiheit si- 
chert, in dem das Recht Geltung hat, in 
dem die Grundrechte beachtet werden 
und in dem unabhängigen Richter die 
Regierung und die Verwaltung in ihre 
Schranken verweisen. 

In diesem Land gibt es weder Berufs- 
verbote noch Gesinnungsschnüffelei. 

Hier blockieren Jugendsünden keinen 
Lebensweg und dürfen auch in Zukunft 

keinen Lebensweg blockieren. So wi" 
es unser Recht, und so wollten es alle 
Demokraten in der Geschichte unseres 
Landes. Aber wir erleben gegenwärtig 
eine Kampagne, deren Urheber so tun, 
als sei all dies nicht wahr. 
Soweit es sich um Kommunisten, um 
Feinde dieser Demokratie handelt, wel- 
che weltweit antreten, die gesamte 
Bundesrepublik zu verteufeln, braucht 
uns dies nicht sonderlich zu wundern. 
Aber wir erleben jetzt, daß auch Sozial- 
demokraten und Freie Demokraten den 
Eindruck erwecken, der Staat mißbrau- 
che das Prinzip der Verfassungstreue 
im öffentlichen Dienst, um kritisches 
Denken einzuschüchtern und junge 
Menschen zu verunsichern. Ich will klar 
und deutlich für die CDU dazu sagen: 

Jeder Bürger unseres Landes ha1 

einen Anspruch darauf, daß ihm i"1 

öffentlichen Dienst Beamte begefl* 
nen, deren Treue gegenüber Verfas- 
sung und Recht außer Zweifel steht 

Unser Staat braucht junge Bürger, für 

die Demokratie, Toleranz und Mensch- 
lichkeit verpflichtend sind. Denn nfr 

dann wird sich diese Republik das Ver- 
trauen aller Bürger auf Dauer bewahren 
können. 

Falsch verstandene Liberalität ge' 
fährdet dieses Vertrauen. Wir habe11 

die Lektion der Weimarer Republik 
begriffen. Damals waren Kommuni- 
sten und Faschisten nur in einefl1 

einig: Den demokratischen Staat *" 
zerstören. Das darf nie wieder <Je' 
schehen! 

Wir handeln mit und für die vielen £'' 
tern und Kinder, die sich doch die Leh' 
rer nicht aussuchen können und d'e 

jetzt die Sorge bedrückt, daß kommuni' 
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stische oder faschistische Lehrer ihre 
Kinder eines Tages gegen den Staat 
und die Elternhäuser aufhetzen. 

Vor allem denken und handeln wir für 
aie rund drei Millionen Bürger, die als 
Flüchtlinge aus dem anderen Teil 
Deutschlands gekommen sind, viele un- 
ter Einsatz ihres Lebens. Nicht wenige 
unter ihnen sind diesen bitteren Weg 
9e9angen, um zu verhindern, daß ihre 
Kinder von kommunistischen Lehrern 
erzogen werden. 

Wir respektieren die Gewissensent- 
scheidung, die gerade unser Grundge- 
setz in vielen Bereichen für den einzel- 
nen offenhält. Wir respektieren die 
W|rkliche Gewissensentscheidung eines 
Jungen Mannes, der aus religiöser oder 
weltanschaulicher Überzeugung den 
Wehrdienst mit der Waffe verweigert 
und einen Ersatzdienst leistet. 

Aber gerade weil wir dies respektie- 
ren, respektieren wir auch die Gewis- 
sensnot von Hunderttausenden von 
Müttern und Vätern, die dann entste- 
hen muß, wenn an staatlichen Schu- 
'en kommunistische und faschisti- 
sche Lehrer ihre Kinder unterrichten. 

Wer es für „liberal" — so sagt man 
dann doch — hält, auch noch den 
Feinden unserer Verfassung den Zu- 
gang zur Macht und Verantwortung 
,rn Staat offenzuhalten, der ver- 
schleudert den Wert demokratischer 
Freiheitsrechte, der mißachtet die 
kehren der Geschichte. 

°er unsinnigen Vorstellung einer 
"Bürgerfreiheit zum Nulltarif" hat das 
Bundesverfassungsgericht bereits In 
seinem Urteil zur Wehrpflichtnovelle 
eine klare Absage erteilt. Wer es 
nicht wagt, das  Prinzip der Verfas- 

sungstreue im öffentlichen Dienst 
entschlossen und mutig zu vertreten, 
der steflt doch dem demokratischen 
Selbstbewußtsein und der Zivilcoura- 
ge gerade unserer jungen Mitbürger 
ein erbärmliches Zeugnis aus. 

Wir in der CDU glauben nicht daran, 
daß sich die jungen Bürger unseres 
Landes durch eine Angstkampagne in 
ihrer demokratischen Standfestigkeit 
unsicher machen lassen. Es ist ein Aus- 
druck der Achtung vor unseren jungen 
Mitbürgern, wenn wir sie als mündige 
Demokraten ernst nehmen. 

Wenn wir hier von Vertrauen im Ver- 
hältnis zwischen Bürger und Staat spre- 
chen, dann gehört in diesen Zusam- 
menhang auch das Thema Bürokratie. 
Vielen Bürgern wird es immer schwerer 
gemacht, den eigenen Staat und sein 
Verhalten zu begreifen. Bei der Wehr- 
dienstverweigerung und in der Radika- 
lenfrage werden die Vertrauensvor- 
schüsse großzügig ausgeteilt. Auf der 
anderen Seite aber erlebt der gleiche 
Bürger, daß ihm der Staat in fast allen 
Lebensbereichen mit extremem Miß- 
trauen begegnet. 

Eine Fülle zunehmender bürokratischer 
Regelungen engt seinen Handlungs- 
spielraum immer weiter ein. Immer wei- 
ter wird der Behördenapparat zur Kon- 
trolle ausgebaut. Viele kritisieren heute 
das Übermaß an Bürokratie. Aber die 
Verantwortlichen haben noch immer 
nichts Entscheidendes gegen diese 
Entwicklung getan. 

Hier ist grundsätzliches Umdenken not- 
wendig. Dieser Anruf richtet sich auch 
an uns. Wir sind im Bund Opposition. 
Wir sind beteiligt an der Gesetzgebung 
im Bundesrat und Bundestag. Wir verfü- 
gen über die Mehrheit in der Mehrzahl 
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der deutschen Bundesländer und in vie- 
len Gemeinden. Zunehmende Bedrük- 
kung des Bürgers durch Bürokratie ist 
nicht einfach die Frage einer Partei, 
sondern geht uns auch als Union ganz 
persönlich etwas an. 

Wenn wir das Wort vom mündigen Bür- 
ger ernst meinen, dann muß der seit 
Jahren fortschreitenden sozialen Ent- 
mündigung des Menschen durch einen 
allzuständigen Staat in unserem Land 
entschlossen Einhalt geboten werden. 
Dies ist eine der wirklich humanen Auf- 
gaben der nächsten Jahre. Familie und 
Jugend, Leistung und Selbständigkeit. 
Staat und Bürger, Bürokratie und mehr 
Vertrauen zum Staat sind Themen, die 
die innere und die geistige Verfassung 
unserer Gesellschaft, unseres Staates 
bestimmen. 

Aber wir müssen fähig sein, darüber 
hinaus auch andere Probleme anzupak- 
ken. Ich will zwei Themen beispielhaft 
ansprechen. Umwelt, Energie und 
Wachstum — diese drei Begriffe um- 
schreiben die Problemfelder, die in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten zu- 
nehmend unsere Aufmerksamkeit ver- 
dienen. Viele von uns spüren es — und 
es ist in weltweitem Maßstab in den 
Kirchen aufgebrochen —: 

Die Menschheit ist an einem kriti- 
schen Punkt ihrer Entwicklung ange- 
langt. Ihr Überleben hängt von der 
Sicherung eines ökologischen 
Gleichgewichts ab, das zunehmend 
gefährdet ist. Die Grenzen des 
Wachstums sind, meine ich, nicht er- 
reicht. Aber sie lassen sich nicht be- 
liebig manipulieren und ausdehnen. 
Auf unserem „Raumschiff Erde" wird 
zukünftig in wichtigen Punkten anders 

gewirtschaftet werden müssen, als wir 
es bislang gewohnt sind. 

Wie soll unsere Zukunft aussehen? Wir 
wollen eine lebenswerte und gesunde 
Umwelt erhalten. Dazu sind unsere An- 
strengungen nötig: zum Schutz der Na- 
tur, des Wasserschatzes, der Land- 
schaft. 

Wir wollen am Arbeitsplatz Gesund- 
heitsschäden durch Lärm und Gift, aber 
auch durch Monotonie ausschließen. 
Zur Umwelt des Menschen, wie wir sie 
als Christliche Demokraten verstehen, 
gehören auch seine Arbeitswelt und de- 
ren Humanisierung. Wir wollen eine 
sinnvolle Raumordnung, die die 
menschlichen Tätigkeiten Arbeiten, 
Wohnen, Freizeit und Erholung nicht 
immer weiter auseinanderreißt, son- 
dern sinnvoller einander zuordnet. Wir 
müssen die Rohstoffquellen schonen 
und die Umwelttechnologie fördern. 

Wir lassen uns jedoch nicht jene ge- 
fährlich falsche Alternative „Umwelt 
oder Wachstum" aufschwätzen. 

Wir haben in der Zwischenzeit erlebt, 
daß Umweltinvestitionen Wachstum för- 
dern. Für'uns sind Wachstum und Um- 
weltschutz kein Gegensatz. Diese neu- 
en Probleme haben vor Jahren Parteien 
und Politiker — wer wollte es leugnen 
— weithin unvorbereitet getroffen. Viele 
reagierten unsicher, unterschiedlich. 

Einmal mehr reagierten Sozialisten und 
Marxisten reaktionär, die den Proble- 
men zum Ausgang des 20. Jahrhunderts 
mit den Denkschablonen des 19. Jahr- 
hunderts begegnen wollen. Defensiv 
verhält sich, wer auf die neuen Frage- 
stellungen dirigistisch mit Geboten und 
Verboten antwortet und sich dabei hin- 
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ter den Mauern der Bürokratie ver- 
schanzt. 

Hier haben wir eine großartige Chan- 
ce, an eine große Tradition der CDU 
anzuknüpfen. Wir hatten doch schon 
einmal gegen den reaktionären Wi- 
derstand der Sozialisten in einer ein- 
maligen Pionierleistung die Soziale 
Marktwirtschaft konzipiert und durch- 
gesetzt. Mit dieser Sozialen Markt- 
wirtschaft haben wir den freien Markt 
in den Dienst des sozialen Aus- 
gleichs gestellt. Jetzt kommt es dar- 
auf an, meine Freunde, die Soziale 
Marktwirtschaft mit den Notwendig- 
keiten ökologischer Erfordernisse in 
Einklang zu bringen. 

Die Sozialdemokraten behaupten — 
wie immer aus ihrem falschen Denken 
heraus —, dies sei nicht möglich, die 
Gefährdung der Umwelt erfordere mehr 
staatliche Lenkung statt marktwirt- 
schaftliche Steuerung. Das kommt uns 
doch seltsam vertraut vor. 

Wir begegnen hier den gleichen Ar- 
gumenten, die vor 30 Jahren gegen 
Ludwig Erhard und die Soziale Markt- 
wirtschaft vorgetragen wurden. Da- 
mals hieß es, die Probleme des Wie- 
deraufbaus, die sozialen Probleme 
seien nicht mit, sondern nur gegen 
den Markt zu lösen. Damals wie heu- 
te hat die Phantasie der Sozialistien 
nicht ausgereicht, zu einer wirklich 
neuen, zukunftsträchtigen Lösung 
durchzustoßen. Damals wie heute ist 
es die große Chance der Union, nicht 
nur die Soziale Marktwirtschaft zu 
verteidigen, sondern im Blick nach 
vorne — auf neue Problemstellungen 
— weiterzuentwickeln. Lassen Sie 
uns das doch ganz offen sagen: Um- 
weltschutz ist eine große konservati- 

ve Aufgabe mit Zukunft, und wir wol- 
len sie anpacken. 

Wir brauchen Wachstum, um unsere 
sozialen Aufgaben zu erfüllen und unse- 
re Zukunft lebenswert zu halten. Es gibt 
junge Menschen — ich sage offen: oft 
recht sympathische junge Leute —, die 
nach alternativen Lebensformen su- 
chen. Aber „das einfache Leben" ist 
kein Rezept und kein Ideal für alle. Es 
muß andere Möglichkeiten geben. Das 
sage ich auch jenen, die das einfache 
Leben unbedingt aus ihrer persönlichen 
Überzeugung wollen. Das radikale Po- 
stulat des einfachen Lebens wird doch 
zum Terror für alle, wenn man es ver- 
ordnen oder Wirtschaft und Gesell- 
schaft auf dieser Maxime aufbauen 
wollte. 

Es geht hierbei nicht nur um ökono- 
mische und technische Fragen, son- 
dern auch um zutiefst menschliche 
und moralische Probleme. Auch und 
gerade an diesen Fragen, so glaube 
ich, entscheidet sich unsere Solidari- 
tät zu künftigen Generationen. 

Wenn z. B. der Bau von Kernkraftwer- 
ken gestoppt wird und die Energieprei- 
se in die Höhe schnellen, können die 
westlichen Länder noch einigermaßen 
mithalten. Die Zeche werden aber jene 
Entwicklungsländer zu zahlen haben, 
die das Öl zum nackten Überleben 
brauchen. Wir sollten es deutlich, mit 
Mut und Entschlossenheit, sagen: Wer 
ein Kernkraftmoratorium befürwortet, 
plädiert — auch wenn er es nicht weiß 
und nicht begreift —- dafür, heute daa 
Brot für die Welt von morgen zu ver- 
brennen. 

Wir werden am 1. und 2. März des 
kommenden Jahres in Bonn in einei 
großangelegten   Fachtagung   mit   Wis' 
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senschaftlern und Experten diesen öko- 
nomisch-ökologischen Dialog aufneh- 
men und weiterführen. Für uns geht es 
dabei nicht zuletzt um die Frage, wie 
die falsche Alternative Umwelt oder 
Wachstum aufzulösen ist, was „Fort- 
schritt" in Zukunft noch heißen und 
welche Richtung er nehmen soll und 
wie auch im dritten Jahrtausend eine 
menschliche Zukunft in Freiheit nach 
unserer Überzeugung möglich ist. 

Ich habe einige der großen Probleme 
der deutschen Innenpolitik angespro- 
chen. Sie erfüllen uns mit tiefer Sorge. 
Wir dürfen uns dadurch aber nicht den 
Blick für die Aufgaben außerhalb der 
Grenzen unseres Landes verstellen las- 
sen. 

Außenpolitik ist mehr als ein Instru- 
ment zur Lösung bloßer innenpoliti- 
scher Probleme. Unsere Verpflichtung, 
das freie Europa zu einigen und den 
Frieden in der Welt zu sichern, ver- 
langt eben mehr als nur die Überle- 
gung, wie wir Währungsfragen lösen. 

Unsere Verpflichtung für die Allianz der 
freien Welt ist mehr als die Sicherung 
des militärischen Gleichgewichts zwi- 
schen den Blöcken. Entspannungspoli- 
tik, Friedenspolitik ist für uns mehr als 
wirtschaftliche und wissenschaftlich- 
technologische Kooperation. 
Dies gilt auch und nicht zuletzt für 
unsere Nord-Süd-Politik. Sie kann sich 
nicht nur — so wichtig dies gewiß auch 
ist — auf einen Teil, etwa auf den 
südlichen Teil Afrikas oder die Frage 
der Sicherung der Rohstoffquellen be- 
schränken. Wir tragen als Bundesrepu- 
blik gegenüber den Entwicklungslän- 
dern Verantwortung, weil wir nach wie 
vor eine der stärksten Industrie- und 
Handelsnationen der Welt sind und weil 

wir, die CDU, eine Partei sind, die sich 
zu einer Politik aus christlicher Verant- 
wortung verpflichtet weiß. 
Die Probleme der dritten Welt sind viel- 
schichtiger und schwieriger geworden- 
Nach dem Entwicklungsbericht der 
Weltbank in diesem Jahr leben noch 
immer rund 800 Millionen Menschen in 

absoluter Armut, mit einem Einkommen 
von unter 500 DM im Jahr, was für eine 
menschenwürdige Ernährung viel zU 

wenig ist. 40 Prozent der Bevölkerung 
der Entwicklungsländer sind davon be- 
troffen. 
Wenn   die   Entwicklung   im   bisherigen 
Tempo und Ausmaß anhält, wird es in1 

Jahre 2000 noch  immer 600  Millionen 
absolut Arme geben. In den  nächsten 
20 Jahren müssen jährlich mehr als 300 
Millionen Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den, um allein mit dem natürlichen Zu- 
wachs an Arbeitskräften Schritt halten 
zu  können.  Es sollte niemand hier in1 

Räume glauben, sich heute noch jenen 
Luxus wie zu Goethes Zeiten erlauben 
zu können, einfach zuzuschauen, wenn 
fern in der Türkei die Völker aufeinan- 
derschlagen. Diese Entwicklung in der 
Welt, diese Bilanz muß uns zutiefst auf- 
wühlen. 

Niemand   von   uns   weiß,   ob   diese 
schwelende Krise nicht irgendwann 
— vielleicht noch zu Zeiten unsere' 
Genera .on — wie ein Vulkan aus* 
bricht. Deswegen können wir es nid1' 
beim bloßen karitativen Appell bei»5' 
sen. 

Wir dürfen uns keinen Illusionen über 

die notwendigen  Mittel zur Linderung 
dieser Armut hingeben. Wenn wir d'^ 
knappen   Mittel  und  Ressourcen  nich 
verschwenden   wollen,    brauchen   Vl/I 

eine klare Politik, realistische Zeitplan6 
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und geeignete Maßnahmen. Das wäre 
ein wirklicher Beitrag für den Frieden, 
den wir leisten müssen, den wir leisten 
wollen, auch wenn ich weiß, daß diese 
Fragen in breiten Kreisen der deut- 
schen Öffentlichkeit und in der eigenen 
partei nicht sonderlich populär sind. 
Nicht das, was populär ist, ist vor der 
Geschichte richtig. Es kommt darauf 
an, daß wir erkennen, daß die Geschich- 
te durch Zeit und Raum geht und wir 
uns unserer Verantwortung gemäß ent- 
sprechend einrichten. 

Gerade unsere jungen Mitarbeiter ha- 
ben ein feines Gespür dafür, ob wir, die» 
Politisch Verantwortlichen in dieser Ge- 
neration, in der Lage sind, persönlichen 
und nationalen Egoismus zu überwin- 
den. 

Neben den absolut armen Ländern gibt 
es die Gruppe der Entwicklungsländer 
mit mittlerem Einkommen und als dritte 
Gruppe die der ölexportierenden Län- 
der. Ihr Anteil am Welthandel wächst, 
'mmer häufiger sind sie unsere Partner, 
häufig jetzt auch schon unsere Gläubi- 
ger. Wer dies sieht, weiß, daß Entwick- 
'ungshilfepolitik längst nicht mehr ein 
humanitäres Problem zwischen denen, 
die geben, und solchen, die empfangen, 
ist. 

Wir erkennen, daß das Wachstum der 
Entwicklungsländer in den vergange- 
nen Jahren auch die Exporte der In- 
dustrienationen ankurbelte. Das 
Wachstum der internationalen Wirt- 
schaft hat zu höherem Wachstum in 
vielen Entwicklungsländern beigetra- 
gen. Die Abhängigkeit nimmt nicht 
ab; sie nimmt zu. Unser Ziel muß es 
sein, nicht nur die Armut zu verrin- 
gern, sondern zugleich auch das 
Wachstum zu beschleunigen. 

Daran muß die Bundesrepublik, eine 
der großen exportorientierten Nationen 
der Welt, interessiert sein. Unser Bei- 
trag darf nicht nur darin bestehen, daß 
wir unsere eigene wirtschaftliche Erho- 
lung beschleunigen; wir müssen viel- 
mehr auch zur Lösung der Weltwirt- 
schaftsprobleme beitragen. Unser Bei- 
trag, meine Freunde, muß beispielswei- 
se auch darin bestehen — hier stehen 
wir in der Verantwortung, weil wir in 
vielen Ländern der Bundesrepublik die 
Landesregierungen und die Kultusmini- 
ster stellen —, daß wir unsere Kinder 
ermutigen, Sprachen — Spanisch, Por- 
tugiesisch oder Arabisch — zu lernen. 
Wenn jetzt vereinbart wurde, daß in den 
nächsten Jahren 450 chinesische Stu- 
denten als herzlich willkommene Gäste 
zu uns kommen, dann müssen auch 
junge Deutsche in die Volksrepublik 
China hinübergehen und dort studieren, 
um einen weltweiten Austausch auch 
im Geistigen zu ermöglichen. 

Es ist eine zutiefst bedrückende Bi- 
lanz, daß immer weniger junge Bür- 
ger bereit sind, für einige Studien- 
oder Arbeitsjahre ins Ausland zu ge- 
hen. 

Es ist ein barer Hohn: Wir haben ge- 
genwärtig einen Kanzler, der sich gern 
schon als Weltkanzler feiern läßt, und 
gleichzeitig ist die Zahl von deutschen 
Studenten und Schülern, die im Aus- 
land lernen und studieren, so niedrig 
wie nie zuvor. Das Land droht zur gei- 
stigen Provinz zu werden. Das ist ein 
schlimmer Hinweis auf die Zukunft der 
Bundesrepublik. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein- 
mal die Grundsätze unserer Politik zu- 
sammenfassen: 
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Unser Leitbild ist die Person, die un- 
verwechselbare   Persönlichkeit   des 
einzelnen, der freie — nicht der ver- 
waltete, der selbständige — nicht der 
bevormundete Bürger. Deshalb sieht 
unsere Politik anders aus als die der 
Sozialisten.   Unser   Bild   vom   Men- 
schen trägt weder ideologische noch 
utopische Züge.  Wir  machen  Front 
gegen die sozialistische Maxime, wo- 
nach die Gesellschaft der Schlüssel- 
begriff der Politik sei — nicht der 
Mensch mit seinen Grundrechten und 
Grundfreiheiten,    mit    seinem     An- 
spruch auf persönliches Glück. 

„Demokratie   ist  mehr als  eine   parla- 
mentarische Regierungsform", schreibt 
Konrad Adenauer in seinen Erinnerun- 
gen. Er sagt: „Demokratie ist eine Welt- 
anschauung. Sie wurzelt in der Auffas- 
sung von der Würde, dem Wert und den 
unveräußerlichen  Rechten eines jeden 
einzelnen Menschen. Eine echte Demo- 
kratie    muß    diese    unveräußerlichen 
Rechte und den Wert eines jeden ein- 
zelnen Menschen achten im staatlichen, 
im wirtschaftlichen und kulturellen Le- 
ben." 

Nehmen wir diese großartigen, unver- 
geßlichen Worte Konrad Adenauers so, 
wie sie verstanden werden müssen: als 
ein Vermächtnis für die Christlich De- 
mokratische   Union   Deutschlands,   als 

einen Auftrag an uns alle, für unsere 
Ziele mit nie versiegendem Mut, mit 
entscheidender Leidenschaft, mit äußer- 
stem Einsatz zu kämpfen. 

Eine lebendige Republik freier Bürger 
zu schaffen, das ist unsere politischer 
Auftrag   für   Deutschland.   Denn   nur 
unsere  Politik  setzt  jene  schöpferi- 
schen  Kräfte im Menschen frei, die 
unser Land so bitter nötig hat, wenn 
es die Zukunft meistern will. 

Menschlichkeit,   Güte,   Treue,   Verant- 
wortungsbewußtsein,    Fleiß,    Pflichtge- 
fühl und Opferbereitschaft, das sind die 
Tugenden freier Bürger. Ohne diese Tu- 
genden   hätte   dieses   Land   aus   den 
Trümmern,  die  uns  die  menschenver- 
achtende    Politik   der   Nationalsoziali' 
sten  hinterlassen  hat,  nicht herausfin- 
den    können.   Ohne   diese   Tugenden 
kann   unser  Land  die  Herausforderun- 
gen nicht bestehen, die vor uns liegen, 
den Berg der Probleme nicht abtragen, 
den eine falsche Politik mittlerweile auf- 
getürmt hat. Das ist Politik für die Zu- 
kunft. 

So rufe ich Sie alle auf: Setzen Sie 
sich mit aller Kraft für dieses Ziel ein- 
Wir können  und wir werden  diesen 
Kampf gewinnen — wenn wir nur wol' 
len.  Wir  müssen   hart  arbeiten,  wir 
müssen mutig kämpfen. Tun wir un- 
sere Pflicht! 



UiD 36/37 • 26. Oktober 1978 • Seite 19 

26. BUNDESPARTEITAG 

Heiner Geißler: 

Wir sind die soziale und 
freiheitliche Alternative 
zum Sozialismus 
In den Mittelpunkt meines 
Berichtes möchte ich die 
Zentrale Frage stellen, die uns 
•n den letzten Wochen neben 
dem Grundsatzprogramm 
em meisten bewegt hat: Wie 
können wir bei den vor uns lie- 
9enden Wahlen und vor allem 
1980 in Bonn eine regierungs- 
fähige Mehrheit erreichen? 
viele haben doch gefragt: Ist 
es ein politisches Naturgesetz, 
daß eine Opposition zwar her- 

lA#as steht uns denn eigentlich an 
"• objektiven Erkenntnissen zur Ver- 

fügung, um eine gesicherte Antwort zu 
erhalten? 

J* Die CDU hat in sämtlichen Land- 
a9swahlen gegenüber der Bundestags- 

wahl gewonnen: in Hamburg 1,7 Pro- 
f®nt« in Niedersachsen 3 Prozent, in 
Jessen 1,2 Prozent. Lediglich in Bayern 
D©| der CSU gab es einen leichten Rück- 
9ang von 0,9 Prozent. In Niedersachsen 
ha* die CDU mit Ernst Albrecht zum er- 
sten Mal die absolute Mehrheit und die 

egierungsverantwortung in einer Land- 
a9swahl   gewonnen.  Wir werden  den 

vorragend abschneiden, aber 
durch eine Wahl den Wechsel 
nicht herbeiführen kann? 
Diese Frage läßt sich nicht be- 
antworten, wenn man aus ihr 
eine Glaubensfrage macht, 
und wenn man unbewiesene 
Hypothesen aufstellt. Sie kann 
nur richtig beantwortet wer- 
den, wenn wir die Fakten 
vorurteilsfrei analysieren und 
daraus die richtigen Konse- 
quenzen ziehen. 

Niedersachsen beim Ausbau ihrer Mehr- 
heit mit allen Kräften helfen. 

Ich komme zu Hessen: Die CDU ist im 
Stammland der SPD nunmehr in drei 
Wahlen bestätigt, die stärkste politische 
Kraft geworden. Ich bin davon über- 
zeugt, daß die deutsche Publizistik dies, 
wenn es der SPD in einem Stammland 
der CDU gelungen wäre, als einen Erd- 
rutsch und als einen haushohen Sieg 
bezeichnet hätte. 
Nun ist dies der SPD noch nie gelun- 
gen, und es wird der SPD auch nicht 
gelingen. Aber für diese großartige Lei- 
stung von Alfred Dregger und der hes- 
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sischen CDU möchte ich ihm und sei- 
nen Parteifreunden unsere Anerken- 
nung und den Dank des Parteitages 
aussprechen. 

0 Uns fehlen nur wenige Stimmen, die 
wir dem politischen Gegner hätten ab- 
nehmen müssen. Bei der Bundestags- 
wahl waren es 350 000 und in Hessen 
85 000. 

0 Der von der CDU noch benötigte 
Zuwachs verteilt sich nicht gleichmäßig 
auf alle Bevölkerungsgruppen. Zum Bei- 
spiel bei den Frauen, den älteren Mit- 
bürgern und bei den jungen Wählern 
war der Zuwachs geringer als bei an- 
deren Bevölkerungsgruppen. Hätte der 
Zuwachs bei den Frauen 1976 ebenfalls 
4,2 Prozent für die Union wie bei den 
Männern betragen und nicht nur 2,8 
Prozent, hätte die Union bereits knapp 
die absolute Mehrheit erreicht. 

Ähnlich war es bei den Wählern im Ren- 
tenalter. In den letzten Landtagswahlen 
hat das Wahlverhalten von Angestell- 
ten und Beamten, von Beschäftigten im 
tertiären Sektor und von Bürgern mit 
überdurchschnittlichem Bildungsniveau 
ein sehr flexibles und dem Wechsel zu- 
geneigtes Wählerpotential signalisiert. 

© Die fast absolute Konzentration der 
Stimmen auf die Parteien CDU/CSU, 
SPD und FDP beweist, daß die CDU 
die wenigen fehlenden Stimmen nur 
von jenen Wählern bekommen kann, die 
— dies ist die politische Logik — das 
letzte Mal SPD und FDP gewählt haben. 

© Unter der Oberfläche scheinbar sta- 
biler Macht- und Parteienblöcke und 
festgefahrener Prozentsätze bewegen 
sich mehr Wechselwähler als früher von 
einer Partei zur anderen. Der Parteien- 
wechsel erreichte 1976 bei der Bundes- 
tagswahl ein Volumen von rund 2,4 Mil- 

lionen Wählern; das sind 6 Prozent der 
Wahlberechtigten. 

Was folgt aus dieser Analyse? Id1 

möchte eine Vorbemerkung machen 
Aus dieser Analyse folgt zunächst 
etwas Wichtiges: Der Grundkurs 
stimmt; denn sonst kann man nicht 
ständig 46 Prozent, 50 Prozent und 
mehr Stimmen gewinnen. Und die5 

ist unser Grundkurs. Wir sind die so- 
ziale und freiheitliche Alternative zur1 

demokratischen Sozialismus. Das 
bringt uns die Zustimmung von rund 
50 Prozent der Wähler. Dieser Wahl' 
erfolg ist, verglichen mit allen ande- 
ren Parteien in ganz Europa, einma- 
lig. 

Aber wir müssen jetzt noch ein Stück 
weiter denken. Worauf kommt es an- 
wenn wir diese Analyse richtig werten 
1. Wir müssen verhindern, daß dieWäh'. 
ler der CDU,  die  noch   keine Stamm- 
wähler sind,  das   nächste   Mal  wiede' 
abwandern. 
2. Wir müssen erreichen, daß Wechsel', 
Wähler, die das letzte Mal SPD odef 

FDP gewählt haben, den Sprung 1$ 
CDU schaffen. Für diejenigen, die ufls 

bisher noch nicht gewählt haben, dif 
wir aber gewinnen können, müssen Wif 

die Hürden nicht höher, sondern nied- 
riger machen. Ich glaube nicht, daß Wif 

dieses Ziel mit aggressiver Sprach*' 
Hauruck-Methoden und einer den nac*1' 
denklichen Wähler abstoßenden Polar'- 

sierung erreichen können. 
3. Wir haben in Hessen das letzte M* 
46% erreicht. Bei der Bundestagswa^ 
hatten wir 48,6%, und in allen Me'' 
nungsumfragen liegen wir seit Oktot>ßf 

1976 zwischen 49 und 51 %. Halten *'r 

uns nicht mit der gegnerischen Prop2' 
ganda auf: Wir stehen nicht vor eine 

naturgesetzlichen Schallmauer. Die P0' 
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ütik hat es mit lebendigen, denkenden 
und fühlenden Menschen zu tun, die 
man überzeugen kann. 
Diese Überzeugung, daß wir andere 
überzeugen können, dürfen wir nicht 
aufgeben. Wir müßten sonst aufhören, 
Politik zu machen. Deswegen lautet die 
Folgerung für mich, für uns alle: 

Wir  können  die wenigen  fehlenden 
Stimmen   gewinnen,   wenn   wir   uns 
nicht den Luxus leisten, vermeidbare 
Fehler zu machen, und wenn wir dem 
Erfahrungssatz  folgen,  den  ich  das 
„Gesetz der Sachkompetenz" nenne. 

Was sagt dieses politische Gesetz? Je 
höher die Sachkompetenz einer Partei, 
desto   höher   ist —  mit  einigem   zeit- 
'ichen Abstand — die Zustimmung zu 
dieser Partei. Das heißt: Der Sachkom- 
petenz  der  Partei  folgt  die  Präferenz 
a'er Wähler. 

xJe überzeugender eine Partei Antwor- 
ten auf die realen Probleme der Bürger 
und des Landes gibt, desto mehr ver- 
mag  sie  den   Bürger zu  überzeugen, 
und  desto  größer sind   ihre Chancen, 
Zustimmung zu finden. 
Nach dieser Erkenntnis habe ich meine 
Arbeit als Generalsekretär ausgerichtet. 
Es ist nicht aussichtsreich, auf konkrete 
Politische Arbeit zu verzichten und da- 
für auf genialische Konstruktionen und 
Einfälle zu hoffen, mit denen sich der 
E^olg angeblich ganz von selber ein- 
teilt. Genie ist Fleiß, sagt Fontane, und 
noch immer gilt der Satz von Max We- 
ber-'  Politik  ist das geduldige  Bohren 
d'cker Bretter. 
Dies muß unser Mehrheitsmodell sein, 
das allerdings keinen bequemen Weg 
vorspricht. Das große Ziel war und ist, 
d|esem Gesetz der Sachkompetenz als 
Voraussetzung für den Wahlsieg gerecht 
*u werden. 

Vor eineinhalb Jahren hat es gehei- 
ßen, die CDU habe keine Alternati- 
ven. Heute ist davon keine Rede 
mehr. Es ist schon umgekehrt. Man- 
cher von denen, die uns damals Man- 
gel an Alternativen vorgeworfen ha- 
ben, flüchtet sich heute in den Vor- 
wurf, wir hätten zu viele Alternativen. 
Aber können wir überhaupt ein wich- 
tiges Thema vernachlässigen, wenn 
uns ein paar zehntausend oder hun- 
derttausend Stimmen fehlen? 

Wir sollten über dieses Problem in aller 
Ruhe argumentativ sprechen. Aber wir 
wissen aus der Erfahrung, bestätigt 
durch die Wahlforschung, daß in der 
Auseinandersetzung zwischen Opposi- 
tion und Regierung für die Opposition 
eine Beschränkung auf zwei oder drei 
Themen, seien sie auch noch so bedeut- 
sam, zu einer Einschränkung der Wahl- 
chancen führt. In Wirklichkeit gibt es für 
die Opposition nur ein Thema, nämlich 
die Wahl zu einem Plebiszit für die CDU 
als die umfassende bessere Alternative 
zu machen, bei jungen wie bei älteren 
Wählern, in der Stadt und auf dem 
Land, bei Angestellten und Arbeitern, 
beim Hochschullehrer wie beim Hütten- 
arbeiter, bei dem protestantischen Wäh- 
ler in Hamburg wie beim Katholiken im 
schwäbischen Oberland. 

Wir bekennen uns im Grundsatzpro- 
gramm dazu, daß die Menschen un- 
terschiedlich sind und ein Recht dar- 
auf haben, in ihrer Unterschiedlichkeit 
ernst genommen zu werden. Wer alle 
über einen politischen Leisten schlägt, 
wird keinem gerecht. Der Wähler ist 
kein politischer Homunculus, den sich 
die Partei erfinden kann. 

Liebe Parteifreunde, Sie kennen unsere 
Sachprogramme. Der zunehmende Er- 
folg hat dieser Konzeption recht gege- 
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ben. In zentralen Bereichen der Politik 
wird der CDU inzwischen die größere 
Sachkompetenz zur Lösung der Proble- 
me zugesprochen. Dies gilt nicht nur für 
die traditionellen Bereiche wie innere 
Sicherheit, Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik. In den letzten zwei Jahren ist es 
uns zum ersten Mal gelungen, auch in 
wichtigen gesellschaftspolitischen Fra- 
gen, uns dem Bürger als die überzeu- 
gendere Alternative einzuprägen. 

Nach den letzten demoskopischen 
Umfragen betrug der Kompetenzvor- 
sprung der Union gegenüber der SPD 
z. B. für die Überwindung der Arbeits- 
losigkeit 6 Prozentpunkte und für die 
Sicherung der Renten 10 Prozent- 
punkte. 

Selbst 25% der SPD-Anhänger sagen, 
daß die Union ihre Aufgaben zur Über- 
windung der Arbeitslosigkeit und zur 
Sicherung der Renten gut mache. Dies 
ist besonders deshalb von Bedeutung, 
weil vom Interesse der Bürger her ge- 
sehen der Lösung dieser Aufgaben der 
größte Rang zukommt. Ich frage: Wäre 
dies möglich gewesen, wenn die CDU 
darauf verzichtet hätte, die politischen 
Programme zu erarbeiten, die der Par- 
teivorsitzende heute morgen genannt 
hat? Ich will sie nicht mehr aufzählen. 
Sie wurden erarbeitet auch mit neuen, 
erfolgreichen Arbeitsmethoden, mit 
Analysen und Dokumentationen, mit 
wissenschaftlich und international aner- 
kannten Fachkongressen. Wenn man 
heute in eine deutsche Buchhandlung 
geht, kann man die Ideen und Vor- 
schläge der CDU in von renommierten 
Verlagen in hoher Auflage herausgege- 
benen Sachbüchern kaufen. Wir sind da- 
bei, das linke Monopol politischer Sach- 
bücher zu brechen. 

Etwas ist inzwischen klargeworden: Die 

Koalition zielt darauf ab, diese Konzep- 
tion zu durchkreuzen. Der Bundeskanz- 
ler hat in den letzten Wochen und Mo- 
naten wiederholt erklärt — ich zitiere 
wörtlich, stellvertretend für viele Aus- 
sagen —: „Die Oppositionsparteien ge- 
fährden den äußeren Frieden, und sie 
gefährden den sozialen Frieden." 

Diese denunziatorische Strategie kön- 
nen wir nur durch unsere Strategie 
der Sachkompetenz ins Leere laufen 
lassen. Wir müssen klarmachen und 
beweisen,   daß  jene   Strategie   beim 
Wähler, beim Bürger kein Fundament 
finden kann. 

Aber   diese   Verdächtigung   durch   den 
Bundeskanzler hat auch eine politisch- 
moralische   Kategorie.   Man   muß   sich 
einmal   klarmachen,   wen   Schmidt   mit 
dem „sozialen und nationalen Risiko", 
mit  der  Gefährdung  der   inneren   und 
äußeren Sicherheit, der Gefährdung des 
inneren und  äußeren  Friedens eigent- 
lich meint. 
Er meint die Partei Konrad Adenauers, 
die Partei Ludwig Erhards und Kurt- 
Georg Kiesingers, die Partei des Wie- 
deraufbaus unseres Vaterlandes, die 
Partei der deutsch-französischen Aus- 
söhnung, der Atlantischen Gemein- 
schaft, die Partei der dynamischen Ren- 
te, die Partei der Vertragstreue und die 
Partei, aus deren Reihen im nächsten 
Jahr der Bundespräsident gewählt wird- 

Ich wiederhole: Dies sagt Helmut 
Schmidt über unsere Partei, die den 
Bundestagspräsidenten stellt, die 
sechs Ministerpräsidenten stellt und 
— ich sage es noch einmal — aus 
deren Reihen der nächste Bundes- 
präsident kommen wird. 
Wir seien ein „nationales und sozia- 
les Risiko", sagt ein Kanzler, der die 
bruttolohnbezogene      Rente     abge* 
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schafft hat, dessen Regierungszeit 
durch Rentenlüge, Arbeitslosigkeit, 
Vertragsbruch und Wortbruch geprägt 
ist. 
Er hat die Stirn, unsere Partei, die 
Christlich Demokratische Union, als 
„soziales und nationales Risiko" zu 
bezeichnen. Wer so redet, zerstört, 
Herr Bundeskanzler! Herr Bieder- 
mann als Brandstifter. 

Die höhere Sachkompetenz, die wir ha- 
ben, führt aber nicht sofort und auto- 
matisch zur Mehrheit. Es müssen Feh- 
ler vermieden werden. Ich will hier drei 
Fehler nennen oder — besser noch — 
umgekehrt drei Voraussetzungen anfüh- 
ren, die erfüllt sein müssen, damit hö- 
here Sachkompetenz sich in eine posi- 
tive Entscheidung des Wählers umsetzt. 
1- Eine Partei muß glaubwürdig sein. 
2- Sie muß ihr Programm durchsetzen. 
3- Sie muß einig sein! 
Was heißt „glaubwürdig"? Glaubwürdig 
ist eine Volkspartei nur dann, wenn sie 
n'cht einseitig wird, sondern den gan- 
zen Reichtum ihrer tragenden Ideen voll 
ausschöpft. 
Durchsetzungsfähig ist die Partei, wenn 
s'e fälligen Entscheidungen nicht aus 
dem Weg geht, wenn sie den Mut hat, 
2u entscheiden. 
Einigkeit bedeutet nicht das Verbot zu 
denken und zu reden und bedeutet vor 
allem nicht, Parteifreunde, die Neues 
und anderes denken, gleich in die linke 
oder rechte Ecke zu stellen. Der Streit 
urn die bessere Lösung und die darauf- 
folgende Mehrheitsentscheidung sind 
für eine Volkspartei unverzichtbar. 

Unser Selbstbewußtsein erweist sich 
in offener Diskussion und im gemein- 
samen Handeln. Einigkeit, wie ich sie 
verstehe, bedeutet, Konsens in den 

Grundsätzen und Loyalität zur Partei 
und den gewählten Repräsentanten. 

Was müssen wir daher klarmachen? Es 
ist eine alte Weisheit, die wieder Gel- 
tung haben muß: Unsere Mitglieder sind 
zunächst Mitglieder der CDU und erst 
dann Mitglieder einer Vereinigung oder 
eines parlamentarischen Arbeitskreises. 
Konkret zur Sache heißt das: Die Gleich- 
setzung von Sozialpolitik und Sozial- 
ausschüssen würde das Bild der Union 
als Volkspartei verengen, denn alle Mit- 
glieder der CDU bekennen sich zur So- 
zialen Marktwirtschaft. 
Die Sorge um die Erhaltung des Mark- 
tes und eines geordneten Wettbewerbs 
ist ein Anliegen der ganzen Partei und 
nicht nur der Unternehmer und der Selb- 
ständigen. 
Ich würde es begrüßen, vom Wirtschafts- 
rat öfter Bekenntnisse zur sozialen Ge- 
rechtigkeit und von den Sozialausschüs- 
sen öfter Bekenntnisse zum Markt zu 
hören. 
Wer Soziale Marktwirtschaft sagt, da- 
mit aber nur Wettbewerb meint, ist vom 
Verständnis der Union von Sozialer 
Marktwirtschaft ebenso weit entfernt 
wie der Bundeskanzler, für den die So- 
ziale Marktwirtschaft ein Schlagwort ist. 

Glaubwürdigkeit bedeutet also für die 
CDU Leistung und soziale Gerechtig- 
keit,    Wettbewerb    und    Solidarität, 
Eigenverantwortung   und   soziale  Si- 
cherung, Wehrpflicht und Achtung des 
Gewissens,   Anerkennung   der   Lei- 
stung der Frau im Erwerbsleben und 
in der Familie. 

Wenn   dies  wieder  klar   ist,  wird   der 
künstliche Streit um die Frage, was die 
Mitte   der   Partei   ist,   zur  historischen 
Makulatur.   Ob  wir  in   der  Lage  sind, 
unsere Programme im Parlament und in 
der   Regierung   durchzusetzen   —   alle 
Parlamentarier   werden   es   mir   nach- 
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sehen, wenn ich dies als Generalsekre- 
tär einmal sage —, berührt auch das 
Selbstverständnis von vielen hundert- 
tausend Mitgliedern, die bei uns in der 
Erwartung eingetreten sind, auf die Ge- 
staltung des politischen Lebens Einfluß 
nehmen zu können. 

Wir wollen kein imperatives Mandat. 
Wir sind entschieden Gegner des im- 
perativen Mandats. Ebenso deutlich 
muß aber gesagt werden: Unsere Par- 
teitagsbeschlüsse sind nicht für politi- 
sche Festtage, sondern für den Alltag 
und für die Zukunft der Bürger ge- 
macht. 

Auf jeden Fall dürfen wir unsere Pro- 
gramme nicht so lange liegen lassen, 
bis wir sie eines Tages beim politischen 
Gegner wiederfinden und wir uns dann 
noch vorhalten lassen müssen, wir hät- 
ten bei den anderen abgeschrieben, 
denn dies kommt dann noch hinzu. 
Durchsetzungsfähig wird die Opposition 
im übrigen nur sein, wenn sie selbst- 
bewußt bleibt und sich innerlich nicht 
von jedem Leitartikel umwerfen läßt. 
Zur Durchsetzungsfähigkeit gehört, daß 
die CDU sich den finanziellen Spiel- 
raum'für ihre Alternativen nicht von der 
Bundesregierung vorschreiben läßt. 
Wenn Herr Ehrenberg erklärt, das De- 
fizit in der Rentenversicherung betrage 
30 Milliarden DM, dann wissen wir nur 
eines mit Sicherheit, nämlich daß das 
nicht stimmt. 
Wenn Herr Matthöfer erklärt, es sei kein 
Geld mehr in der Kasse, dann wissen 
wir nur eines mit Sicherheit, nämlich, 
daß er vor der nächsten Wahl Milliarden 
aus dem Hut zaubert, mit denen er dann 
sozialistische Wahlgeschenke finanziert. 
Ich habe noch keinen SPD-Finanzmini- 
ster erlebt, der, bevor er zurückgetreten 
ist. die Wahrheit gesagt hat. 

Unsere Devise ist nicht, um auch dies 
klar zu sagen: immer höhere Ausga- 
ben, überall noch 10 oder 20 DM 
drauflegen. Unsere Devise lautet viel' 
mehr: Überflüssiges einsparen — ein 
Kernstück der Neuen Sozialen Frage 
—, wobei wir im übrigen auch einmal 
den Mut aufbringen sollten, selber zu 
sagen, wo wir etwas einsparen wol- 
len. Das gehört zur Redlichkeit in der 
Politik. 
Unsere Devise lautet: Überflüssiges 
einsparen, um das Notwendige und 
Richtige finanzieren zu können. 

Wie steht es um die dritte Vorausset- 
zung, die Einheit der Partei? Kann uns 
jemand die Frage beantworten, wie wif- 

nachdenkliche Wähler, um die es uns 
doch geht, davon überzeugen wollen. 
CDU zu wählen, wenn eigene Leute von 
ihr offenbar nicht mehr überzeugt sind- 
Was hat denn eigentlich das einfach6 

Mitglied in den letzten Monaten gß' 
dacht, wenn es morgens manchmal die 

Zeitung aufgeschlagen hat? 

Wenn wir einen Stimmenanteil von $ 
oder 48 % haben und uns noch ein paar 

Stimmen fehlen, die wir von Leuten b& 
kommen können, die einmal so und ein' 
mal so wählen und für die es entschei' 
dend darauf ankommt, welches Bild die' 
se Partei macht, ist es doch legitim, sic^- 
einmal ein Szenario vorzustellen, aber' 
nicht etwa so, wie es war, sondern so- 
wie es hätte sein  können. Stellen wif 

uns  doch  einmal  vor,   CDU   und  CS^ 
hätten sich in den vergangenen Jähret 
immer als eine geschlossene Gemein' 
schaff, einig in den Personen und in def 

Sache präsentiert.  Ist das unmöglich 
Es wäre doch möglich. Man kann sid1 

das doch denken. 

Stellen wir uns vor, das eine oder a"' 
dere Sachprogramm, von der CDU t>e' 
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schlossen, wäre von einigen Leuten 
n'cht als sozialdemokratisches, sondern 
a's christlich-demokratisches Gedanken- 
gut vorgestellt worden? 

Stellen wir uns einmal vor, uns allen 
bekannte Mitglieder der CDU hätten 
zur Abwechslung einmal ihren Partei- 
vorsitzenden gelobt und dafür die Re- 
gierung kritisiert. 
Es ist doch klar: Eine Mannschaft 
kann natürlich nur schwer gewinnen, 
wenn einzelne Stürmer auf das eigene 
Tor schießen. 
Es ist auch wenig erfreulich, wenn bei 
gegnerischen Angriffen einige Spie- 
ler das Feld verlassen und auf der 
Tribüne Platz nehmen. 

Wäre also dieses Szenario Wirklichkeit 
geworden — und ich vermag nicht ein- 
gehen, warum es nicht Wirklichkeit 
werden kann —, wir hätten die Wahl 
Qewonnen. 
Wir bewerben uns erneut beim Wähler. 
W'e muß das Anforderungsprofil der 
CDU aussehen? 
Ich fasse es zusammen: 
Sensibel für Bürger und Land, 
9'aubwürdig in Wort und Tat, 
selbstbewußt   gegenüber   Freund   und 
Fe'nd und 
einig — 
das ist unser Profil, das wir brauchen. 

^uf    Vorbereitung    einer    siegreichen 
Wahlentscheidung gehört es aber auch, 
vorhandene   Schwierigkeiten   und   die 
Macht des politischen Gegners nicht zu 
^Verschätzen.   Wir   kennen   zwar   die 

enwächen dieser Regierung nur zu gut, 
aber sie hat Macht, nämlich den Appa- 
J"at. Geld, Ämter, die  Propaganda.  Sie 
ann   Privilegien   verteilen   und   macht 
enen  Schwierigkeiten,  die  sie  behin- 
ern. über dieses Instrumentarium zur 

Machtentfaltung und zur Machterhaltung 
verfügt die Opposition nicht. Die Oppo- 
sition ist auf die Kraft des Arguments 
angewiesen. Ihre Macht ist das Wort, 
ihr Medium ist die Sprache. 
Die Medien verhindern Chancengleich- 
heit in der Demokratie, wenn sie die 
Opposition sprachlos stellen. 

Es ist meine Pflicht, die Öffentlichkeit 
darauf aufmerksam zu machen, daß 
innerhalb der CDU, bei ihren Mitglie- 
dern, den Anhängern und den Wäh- 
lern — und dies ist die Hälfte des ge- 
samten Volkes — die Unruhe und der 
Zweifel darüber wachsen, ob die öf- 
fentlich-rechtlichen     Medien     dieser 
Aufgabe,   Chancengleichheit   zu   ge- 
währleisten, noch gerecht werden. 
Viele Bürger wollen sich nicht länger 
damit abfinden,  daß bestimmte An- 
stalten  einseitig  die  Regierungspar- 
teien bevorzugen. 

Die  Medienfrage   ist   nicht eine  Frage 
von vielen anderen. Sie ist eine verfas- 
sungspolitische Grundfrage unserer De- 
mokratie, eines der wichtigsten  Unter- 
scheidungsmerkmale   unserer   freiheit- 
lichen  Ordnung  gegenüber  totalitären 
Systemen. Totalitäre Systeme schaffen 
zuerst   die   Presse-   und   Informations- 
freiheit ab. Daraus folgt umgekehrt, daß 
die Presse- und Informationsfreiheit not- 
wendiger  Bestandteil   unserer freiheit- 
lichen Demokratie ist. 

Diese Erkenntnis verpflichtet uns als 
große Partei dazu, das Thema Medien 
sorgfältig, ernsthaft und ohne unan- 
gemessene Parteilichkeit zu behan- 
deln. Wir müssen jedoch mit allem 
Nachdruck darauf aufmerksam ma- 
chen, daß nach unserer Meinung die 
Presse- und Informationsfreiheit in 
den öffentlich-rechtlichen Medien heu- 
te nicht mehr so sehr vom Staat ge- 
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fährdet wird, sondern durch die Me- 
dien selber, durch ihre gegenwärtige 
Struktur, durch das einseitige Verhal- 
ten vieler, die in den Medien tätig 
sind und dort Einfluß und Macht aus- 
üben. 

Sollten sich die medienpolitischen Ziele 
der SPD durchsetzen, dann würde dies 
in der Tat einen Rückfall in vordemo- 
kratische Zustände bedeuten. Die War- 
nung Gert von Paczenskys vor dem 
„Sturm der Linken auf Radio Bremen", 
seine Frage, ob „die Linke dort einen 
Privatsender" bekomme, beleuchtet nur 
einen besonders krassen Einzelfall. Die 
SPD will offenbar die Medien als Instru- 
ment ihrer Macht. Dies ist die Konse- 
quenz, die wir daraus zu ziehen haben. 
Die Kennzeichen einer solchen Regie- 
rungspropaganda wurden schon vor 
langer Zeit von Heinrich von Kleist mit 
dem Blick auf Napoleon — aber es läßt 
sich leicht übertragen — kurz und prä- 
zise dargestellt. Er sagte: 

„Die französische Journalistik ist die 
Kunst, das Volk glauben zu machen, 
was die Regierung für gut findet. Die 
zwei obersten Grundsätze lauten: Er- 
stens: Was das Volk nicht weiß, macht 
das Volk nicht heiß. Zweitens: Was man 
dem Volk dreimal sagt, hält das Volk 
für wahr." 

Nach dieser vordemokratischen Metho- 
de — undemokratische Methoden — 
können wir die Medienpolitik in derBun- 
desrepublik Deutschland nicht akzep- 
tieren. 

Unsere Alternative darf allerdings 
nicht darin bestehen, daß wir nur die 
Vorzeichen ändern. Wir müssen die 
Frage nach dem Verhalten, der Macht 
und dem Einfluß, der Legitimation und 
Kontrolle der Medien in einer demo- 

kratischen Gesellschaft grundsätzlich 
aufwerfen. 

Medien gehören heute selbst zu den 
Mächtigen. Wer die Massenkommunika- 
tionsmittel beherrscht, beherrscht die 
Wählerschaft, und wer die Wählerschaft . 
beherrscht, beherrscht den politischen 
Prozeß. Deshalb erfordert Demokratie 
die Kontrolle jeder Art von Macht, 
gleichgültig, auf welcher Grundlage sie 
beruht. Die politische Macht wird durch 
den demokratischen Verfassungsstaat 
kontrolliert, die wirtschaftliche Macht 
durch eine funktionale Soziale Markt- 
wirtschaft. 

Mit der Neuen Sozialen Frage haben 
wir das Problem der Macht der Ver- 
bände und der Ohnmacht nichtorgani- 
sierter Interessen aufgeworfen. In jedem 
Falle geht es um die demokratische 
Qualität unseres Staates. Diese Sorge 
— keine andere — treibt uns auch, i 
wenn wir jetzt die Medienfrage aufwer- 
fen. Wir sind zu einer offenen Diskus- 
sion bereit — fordern aber auch zu ihr 
auf —, durch welche Verfahren und In-' 
stitutionen die Macht der Medien auf 
freiheitliche Weise am besten zu kon- 
trollieren sei. 

Dabei ist folgendes wichtig: 
O Die Journalisten haben, insbesonde- 
re durch die elektronischen Medien, ein * 
entscheidendes Mittel in der Hand,' die1 

Diskussionen und die Meinungsbildung 
unserer Zeit zu   beeinflussen.  Sie  tun 
dies ohne demokratische Legitimation, • 
die wir als Politiker ständig neu ©rar-' 
beiten und erwerben müssen. Das ver- 
langt vom Journalisten deshalb ein be- 
sonders hohes Maß an Verantwortung, 
ja ein  moralisch  besonders geprägtes 
Berufsethos. A-rf die Dauer wird es zu 
einer Lebensfrage der Demokratie, ob 
die   Journalisten   die-e   Verantwortung 
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erkennen. Ein Journalist, der sich in 
den öffentlich-rechtlichen Medien ein- 
seitig vereinnahmen läßt, beschneidet 
selbst seine eigene journalistische Frei- 
heit. 
O In öffentlich-rechtlichen Anstalten 
muß Partei ergreifen möglich sein. Dies 
darf aber nicht mit einem Freibrief für 
die Vernachlässigung der Informations- 
pflicht verwechselt werden. Wer Partei 
ergreift, muß ertragen können, daß in 
der Programmgestaltung seine Partei- 
nahme als Parteinahme gewertet wird. 
Auch Journalisten haben keinen Mono- 
polanspruch auf eine übergeordnete 
Wahrheit. 

0 Warum setzen wir denn nicht auch 
hier auf die freiheitserweiternde Kraft 
des Wettbewerbs, allerdings eines ge- 
ordneten Wettbewerbs? Neue elektro- 
nische Medien z. B. auch in privater 
Hand sind unter bestimmten Bedingun- 
gen keine Bedrohung, sondern eine 
Chance, auch für die freie Wahl des Ar- 
beitsplatzes der Journalisten. Niemand 
will den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
abschaffen; aber Wettbewerb dient auch 
hier der Sicherung der Freiheit, der 
Kontrolle der Macht und der Mitwirkung 
des Bürgers — und damit der Demo- 
kratie. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf 
folgendes hinweisen. Das personale 
Verständnis von Menschen, das un- 
serem Grundsatzprogramm und un- 
serer Politik zugrunde liegt, verpflich- 
tet uns nicht nur in den Inhalten un- 
serer Politik, sondern es verpflichtet 
uns auch selber als Personen, das 
heißt, es verpflichtet uns auch im Stil 
der politischen Auseinandersetzun- 
gen in der Politik. 

Der Stil der politischen Auseinanderset- 
zung wird immer mehr zu einer hoch- 

rangigen Frage der Glaubwürdigkeit un- 
serer freiheitlichen Ordnung. Die Glaub- 
würdigkeit unserer freiheitlichen Ord- 
nung beruht auf dem Stil, mit dem wir 
Politik treiben, und damit auf der Glaub- 
würdigkeit der Personen, die diese Ord- 
nung vertreten. Totalitäre Programme 
und Systeme können auf die Glaub- 
würdigkeit von Personen und politi- 
schem Stil verzichten. Was auch dort 
geschehen mag: die Partei hat immer 
recht. 

Wer der Politik dagegen ein personales 
Menschenbild zugrunde legt, muß es 
sich gefallen lassen, daß er auch als 
Politiker an diesem Anspruch gemessen 
wird. Die Glaubwürdigkeit der Politik 
der Parteien in unserem Staat ist zu 
einem politischen Thema geworden, 
dessen sich die Demoskopen bemächti- 
gen. Parteiverdrossenheit kann jedoch 
mit demoskopischen Mitteln nicht aus- 
reichend erfaßt werden. 

Die freiheitlich-demokratische Ord- 
nung unseres staatlichen Lebens wird 
heute von den Bürgern nicht weniger 
bejaht als in der Vergangenheit. Die 
Überzeugung von der Notwendigkeit 
politischer Parteien ist ungebrochen. 
Das Unbehagen besteht vielmehr dar- 
in, wie politische Kräfte mit dieser gu- 
ten Ordnung umgehen. 

Es gibt ein tiefes Unbehagen über den 
Stil von Politikern untereinander und 
gegenüber der Bevölkerung. Manche 
nennen es nutzlos und schädlich, der 
Bevölkerung die Wahrheit zu sagen. 
Dies stellt die Frage nach dem Men- 
schenbild dieser Politiker. Ist in ihren 
Augen der Bürger ein rücksichtsloser 
Egoist, unfähig, neben seinen Inter- 
essen die Belange der Gemeinschaft 
anzuerkennen? Ist der Bürger zynisch 
oder ist es der Politiker, der den Bür- 
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ger für unfähig hält, die Wahrheit zu er- 
tragen? 
Nicht die parlamentarische Demokratie 
droht zu versagen, sondern Politiker, 
die sich als scharfzüngige, schnelläugi- 
ge und doppelbödige darstellen, drohen 
zu einer Gefahr für die parlamentarische 
Demokratie zu werden. 

Die deutsche Politik braucht wieder 
Politiker mit dem Mut zur Wahrheit. 
Wir brauchen eine Übereinstimmung 
der Qualität der Programme mit der 
Qualität der Personen, die sie vertre- 
ten. Niemand soll dies als Blauäugig- 
keit mißverstehen. Wer den schnellen 
Erfolg anstrebt, hat vor der Geschich- 
te noch nie Bestand gehabt. 

1945 waren die Menschen mutlos, vol- 
ler Angst vor der Zukunft. Damals ha- 
ben Männer und Frauen der Christlich 
Demokratischen Union durch eine Poli- 
tik der Freiheit, die nicht selbstverständ- 
lich war, die erkämpft werden mußte, 
gegen die Schatten einer unfreiheit- 
lichen Vergangenheit und gegen die Be- 
drohung einer sozialistischen Gegen- 
wart, den Menschen wieder Hoffnung 
gemacht und ihnen die Möglichkeit ge- 
geben, ihr persönliches Lebensglück zu 
verwirklichen. Es waren Männer und 
Frauen mit Augenmaß. Beständigkeit 
und langem Atem. 
Diese Aufgabe ist heute nicht anders 
geworden. Unsicherheit, Sorge und 
Angst nehmen wieder zu. Jeder von uns 
weiß: Politik kann die Menschen nicht 
glücklich machen. 

Unser Slogan für den Vorwahikampf 
der Europawahl lautet: Politik für die 
Freiheit — Glück für die Menschen. 
Was heißt das? Wir können etwas 
tun: Wir können leisten, was die CDU 
nach 1945 geleistet hat: durch eine 
Politik der Freiheit die Voraussetzun- 

gen dafür zu schaffen, daß jeder in 
Freiheit sein Glück suchen und fin- 
den kann. Und deswegen: Politik für 
die Freiheit — Glück für die Men- 
schen. 

* 
Zu Beginn seiner Rede hatte Heiner 
Geißler auf den vorliegenden schrift- 
lichen Rechenschaftsbericht hingewie- 
sen und gesagt: Ich bitte Sie, diesen 
Bericht zu studieren und mit mir und 
den Mitarbeitern der Bundesgeschäfts- 
stelle im Laufe der nächsten Woche 
über die Ergebnisse unserer Arbeit zu 
diskutieren. 
Ich möchte diesen Bericht mit einem 
Dank an die Mitarbeiter der Bundes- 
geschäftsstelle verbinden, die diesen 
Parteitag inhaltlich und organisatorisch 
vorbereitet haben. 

Stellvertretend für alle, aber auch für 
alle hauptamtlichen Mitarbeiter in den 
Landesverbänden und in den Kreisver- 
bänden danke ich unserem langjährigen 
Bundesgeschäftsführer Karl-Heinz Büke. 
Karl-Heinz Büke hat diese Aufgabe bis 
zum August 1978 versehen. Er hat für 
unsere Partei eine wesentliche Verant- 
wortung getragen. Ich glaube, man kann 
für ihn als Charakteristikum sagen: Er 
hat die Sache immer über se' ie eigene 
Person gestellt. Er hat mit Umsicht und 
Beständigkeit die Ziele der Partei ver- 
wirklicht. Unsere guten Wünsche beglei- 
ten ihn für seine neue Aufgabe als 
Hauptgeschäftsführer der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
gleichzeitig unseren neuen Bundes- 
geschäftsführer, Helmut Holle, vorstel- 
len, dem ich im Namen des Parteitages 
eine erfolgreiche Arbeit für die gemein- 
same Sache der Christlich Demokra- 
tischen Union wünsche. 
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Diskussion 

Voraussetzung für den Sieg: 
überzeugende Solidarität 
Nach den Berichten von Helmut Kohl und Heiner Geißler fand 
auf dem Parteitag eine umfassende Diskussion der politischen 
Lage statt; sie stand im Zeichen überzeugender Solidarität und 
kämpferischer Entschlossenheit. Nachfolgend die Diskussions- 
beiträge der Mitglieder des Präsidiums: Gerhard Stoltenberg, 
Walther Leisler Kiep, Kurt Biedenkopf und Hans Filbinger. 

GERHARD STOLTENBERG 
Dieser Parteitag ist Anlaß zu einer Bi- 

lanz der Halbzeit, zur Vorausschau, 
2ur Zurüstung auf die kommende politi- 
sche Arbeit, vor allem in der Verabschie- 
dung unseres Grundsatzprogramms. Die 
Situation zur Halbzeit ist im Licht der 
•etzten Wahlen bestimmt durch ein 
Gleichgewicht der politischen Kräfte in 
der Bundesrepublik Deutschland. Die- 
ses Gleichgewicht ist in den Landtags- 
wahlen dieses Jahres bestätigt worden. 
lch unterstreiche das gegenüber einer 
irreführenden Darstellung, die wir in 
den letzten Wochen oft gehört haben. 
Dje Union ist nicht nur die stärkste 
Politische Kraft der Bundesrepublik 
Deutschland und in Bonn in der Oppo- 
sition, sie hat auch die Chance zur 
Mehrheit aus eigener Kraft. 

Uns und den Bürgern dieses Landes 
wird mit der Desinformation manches 
zugemutet. So sahen wir am Abend 
der bayerischen Wahl etwa Egon 
Bahr im Deutschen Fernsehen, der 
einen Stimmengewinn der SPD von 
30 auf 31 % als Zeichen des großen 

Vertrauensbeweises für die soge- 
nannte sozial-liberale Koalition wer- 
tete. Wir müssen dafür sorgen, daß 
diese Desinformation oder das Gere- 
de von der Schallmauer nicht die 
Öffentlichkeit verwirren. Was heißt 
hier Schallmauer? Jede Wahl ist eine 
Momentaufnahme in einem unerhört 
dynamischen Prozeß des Wettbe- 
werbs. In jeder Wahl liegt zugleich 
die Chance zur Veränderung der län- 
gerf ristigen Trends. 

Kritische Fragen sind zu stellen — an 
andere und auch an uns. An andere 
sicher mit der erfrischenden Deutlich- 
keit Heiner Geißlers im Bereich der 
elektronischen Medien. Wir haben sie 
im Norden der Bundesrepublik 
Deutschland als erste mit besonderer 
Eindringlichkeit im Hinblick auf den 
Sender gestellt, für den wir Verantwor- 
tung tragen. 

Dies sage ich in voller Übereinstim- 
mung auch mit Ernst Albrecht. Diese 
Diskussion wird in unserem Bereich mit 
einer wirklichen Reform, einer Verbes- 
serung im öffentlich-rechtlichen System 
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enden; daran gibt es überhaupt keinen 
Zweifel. 

Aber trotz dieser notwendigen kriti- 
schen Diskussion in diesen und ande- 
ren Bereichen haben wir uns zunächst 
selber zu fragen, gerade in einer Halb- 
zeitbilanz, auch im Verhältnis zu Jour- 
nalisten, im Verhältnis zu Publizisten, 
bezüglich der Art, wie wir mit ihnen 
diskutieren, wie wir uns um sie bemü- 
hen, bezüglich dessen, was wir ihnen 
sagen und wie wir unsere Auffassung 
und Argumente überzeugend vertreten. 

Natürlich ist auf diesem Parteitag im- 
mer wieder die Frage der Strategie und 
auch der Parteistruktur oder der Partei- 
enstruktur erwähnt worden. Diese Fra- 
ge bewegt viele in unserem Lande, vor 
allem unsere Freunde. Ich möchte hier 
zwei oder drei Punkte besonders her- 
vorheben. Wenn wir diese Diskussion 
führen, sollten wir uns vor allem auf 
einen Kernbegriff, ein Schlüsselwort 
unseres Programms besinnen, nämlich 
auf das Wort „Solidarität". 

Das Wort „Solidarität" ist mit vielen 
Beziehungspunkten und Verpflichtun- 
gen verbunden, vor allen Dingen aber 
mit einer Verpflichtung, die sehr wichtig 
ist, nämlich der Forderung nach Selbst- 
disziplin für jeden von uns, nicht nach 
Verschweigen der eigenen Überzeu- 
gungen, aber nach der Bereitschaft und 
dem Willen, eigene Überzeugungen vor 
allem in den zentralen Fragen der Zu- 
kunft der Union in einen geordneten 
und sinnvollen Prozeß der Meinungsbil- 
dung einzuordnen. Wir haben mit der 
CSU eine klare Vereinbarung im Ver- 
fahren und in den Fristen. Ich möchte 
hier noch einmal sehr eindringlich den 
Appell aufnehmen, daß wir uns an diese 

Vereinbarung im Verfahren und in den 
Fristen auch halten. 

Wenn Helmut Kohl dies am Abend 
der Hessen- und der Bayern-Wahl für 
die deutsche Öffentlichkeit, für jeden 
vernehmbar noch einmal als die Mei- 
nung der Union bekräftigt hat, so 
möchte ich jeden, der über Verfahren 
und Fristen anders denkt, herzlich 
bitten, in den Gremien darüber zu 
reden, mit dem Vorsitzenden darüber 
zu reden oder ihm einen Brief zu 
schreiben. Ich sage ganz deutlich: 
Schluß mit den Interviews in den 
kommenden Wochen und Monaten! 
Wir können solche Interviews nach al- 
lem, was wir aus unseren eigenen 
Reihen erfahren haben, nicht mehr 
brauchen. 

Solange aus den besten Absichten her- 
aus fast die Hälfte der Schlagzeilen, die 
von einigen von uns gemacht werden, 
in der deutschen Publizistik mit unter- 
schiedlichen Bewertungen und Auffas- 
sungen verbunden werden, müssen wir 
feststellen, daß wir die Aufgaben dieser 
Monate nicht erkannt haben. 

Es sind dies vor allem zwei Aufgaben, 
nämlich erstens die eigenen Positionen 
in der Formulierung deutlicher zu ma- 
chen — es ist dies unsere Aufgabe hier 
in Ludwigshafen — und sie zweitens 
überzeugender zu vertreten, und zwar 
in der eigenen Programmatik und in der 
offensiven Auseinandersetzung mit dem 
politischen Gegner. Dies kann nur in 
der Sache geschehen, in den zentralen 
Fragen der deutschen Politik. Bei der 
Diskussion über unser Programm wird 
Gelegenheit gegeben sein, dazu mehr 
zu sagen als jetzt im Rahmen einer 
zeitlich begrenzten Generaldebatte. 
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Die großen Themen sind uns gestellt: 
Außen- und Sicherheitspolitik, die Zu- 
kunft der Sozialen Marktwirtschaft, 
unser Verständnis von diesem Staat 
aus dem Blickwinkel einer Verfas- 
sungspartei. 

Was die Außen- und Sicherheitspolitik 
angeht, so geht es niemandem darum, 
die großen Kontroversen der Jahre 1970 
bis 1972 wieder aufleben zu lassen. Es 
geht aber darum, daß wir, ausgehend 
von unzweideutigen und unverwechsel- 
baren Positionen, unsere Verantwor- 
tung für die Einheit der Nation nicht nur 
verbal, sondern tatsächlich immer wie- 
der sichtbar machen. 
Wie viele von uns habe ich in den 
•etzten Jahren mehrfach Mecklenburg, 
Brandenburg, Sachsen, Vorpommern 
besucht. Ich will hier einmal öffentlich 
sagen: Der stärkste Eindruck dieser be- 
wegenden Reisen ist die Verbundenheit 
so unendlich vieler Menschen mit uns, 
und zwar nicht nur der älteren Genera- 
tion, sondern gerade auch junger Men- 
schen. Am eindrucksvollsten sind die 
Zufallsbegegnungen mit Menschen, die 
rnan überhaupt nicht kennt oder zu de- 
ren Familien- und Freundeskreis keine 
Beziehungen bestehen. Dies ist eine 
Verbundenheit, die nicht unkritisch ist, 
aber die doch bei allen kritischen Fra- 
9en auch an uns in der Bundesrepublik 
Deutschland das elementarste Bewußt- 
sein, den elementaren Willen immer 
wieder zum Ausdruck bringt, eine Na- 
tion zu bleiben. 

Dies müssen wir deutlich machen, 
wenn wir Deutschlandpolitik formulie- 
ren und vertreten. Wir müssen die 
Deutschlandpolitik unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verantwortung für 
diese   Menschen   mitgestalten.   Las- 

sen wir uns als Bürger der Bundesre- 
publik Deutschland nicht von dem 
Willen zur Einheit der Nation derjeni- 
gen, die die Last der deutschen Ge- 
schichte zu tragen haben, beschä- 
men. 

Bei aller Vielfalt der innenpolitischen 
Probleme und Bedrängnisse — wir 
müssen uns den weiten Blick für die 
großen Veränderungen der Außen- und 
Weltpolitik bewahren. Das ist für eine 
Opposition nicht leicht. Wir müssen 
deutlich machen, daß es dramatische 
Verschlechterungen gibt: das Vordrin- 
gen der Sowjetunion im Mittleren 
Osten, die Entwicklung in Afrika. Wir 
müssen deutlich machen, daß es gera- 
de für uns eine bestürzende machtpoli- 
tische und auch moralische Erfahrung 
ist, daß unter Mitwirkung der Kommuni- 
sten aus dem anderen Teil Deutsch- 
lands jetzt in Afrika Kriege geführt wer- 
den, unter Mitwirkung der Kubaner, mit 
aktiver Unterstützung der Russen und 
unter Beteiligung von Elementen der so- 
genannten Volksarmee der DDR. Ich 
finde, daß in der deutschen Öffentlich- 
keit die Bedeutung und auch die Bedro- 
hung dieses Vorgangs zu wenig gese- 
hen wird, vor allem wenn man bedenkt, 
was er langfristig auch für uns bewir- 
ken kann. 

Die Soziale Marktwirtschaft wird ein 
großes Thema unserer Programmdebat- 
te sein. Wir haben die Aufgabe, den 
Rang und die Überzeugungskraft der 
Union als einer der großen Verfas- 
sungsparteien der Bundesrepublik 
Deutschland für eine freiheitliche und 
zugleich auch kämpferische Demokra- 
tie deutlich zu machen. 

Die neu aufgeflammte Diskussion über 
die   Extremistenfrage   im   öffentlichen 
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Dienst wird zu einer tiefgreifenden Aus- 
einandersetzung in unserem Lande füh- 
ren. Ich gehöre nicht zu denen, die dies 
begrüßen, weil ich den Verlust jener 
Gemeinsamkeit, die wir 1972 — ich war 
in jener bekannten Sitzung mit dem 
damaligen Bundeskanzler und den Kol- 
legen der SPD dabei — verzeichneten 
und die wir eine Zeitlang praktiziert 
haben, im Grunde tief bedauere. Nach- 
dem dies aber geschehen ist — verbun- 
den mit Namen der anderen Seite — 
sage ich, daß wir diese Auseinanderset- 
zung aufnehmen müssen — vom Ver- 
ständnis unserer Verfassung her, von 
der Verantwortung für die Zukunft un- 
seres Landes und der Menschen her. 
Dazu wird in den kommenden Wochen 
vieles zu sagen sein, und zwar nicht nur 
in den Überschriften. Solche Über- 
schriften wie die, daß wir nicht Kommu- 
nisten als Erzieher unserer Kinder ha- 
ben wollen, sind richtig. Zu diesem The- 
ma ist auch unter dem Gesichtspunkt 
der Abwägung der Güter und der Vor- 
rangigkeit der Ziele und Werte viel zu 
sagen. 

Ich sage hier nur eines: Der ver- 
meintliche Anspruch eines Mitbür- 
gers, der sich in einer von der Bun- 
desregierung als verfassungsfeind- 
lich bezeichneten Partei aktiv organi- 
siert, auf Einstellung in den öffentli- 
chen Dienst muß zurücktreten gegen- 
über dem Anspruch der Bürger die- 
ses Landes auf einen öffentlichen 
Dienst, der loyal, verfassungstreu 
und ein Garant der Freiheit und des 
Rechtes in der Bundesrepublik 
Deutschland ist. 

Das alles geschieht in einer Zeit, in der 
die Berufsnot der jungen Generation 
wächst, in der wir, die öffentlichen Hän- 

de, in Bund und Ländern in vielen Ver- 
waltungsbereichen von 20 Bewerbern 
19 oder von 12 Bewerbern 11 ablehnen 
müssen, weil wir keine Planstellen für 
sie haben. 
Diese Zusammenhänge deutlich zu ma- 
chen und über die Frage der wirklichen 
Prioritäten zu sprechen, ist, nachdem 
Begriffe wie „Berufsverbot" oder aber 
,,Schnüffelpraxis" schon bis in den 
halbamtlichen Sprachgebrauch der ge- 
genwärtigen Regierungsparteien und 
leider auch mancher Medien gehen, die ( 
Aufgabe der kommenden Monate. Diese 
geistige und politische Auseinanderset- 
zung werden wir bestehen und in der 
öffentlichen Meinung unseres Landes 
gewinnen. Da habe ich überhaupt kei- 
nen Zweifel. 
Diese Themen sind gestellt. Mit ihnen 
verbindet sich auch unser Verständnis ( 

von den Verfassungsorganen der Bun- 
desrepublik Deutschland. Diese liberale 
Demokratie der Bundesrepublik 
Deutschland beruht auf dem klassi- 
schen freiheitlichen Prinzip der Macht- 
vertenung und der Gewaltenteilung. Es 
gehört zum veränderten geistigen und 
hier und da auch publizistischen Klima 
in unserem Land, daß die gegenwärtig 
Regierenden in zunehmendem Maße 
Verfassungsorgane angreifen, in Frage 
stellen, ja herabsetzen, wenn sie nicht 
die Politik der gegenwärtigen Majorität 
im Deutschen Bundestag verfolgen. 

Ich habe mit großer Sorge vor allem 
das gesehen, was in einer Kampagnt 
maßgebender Sozialdemokraten seit 
einiger Zeit gegen das Bundesverfa - 
sungsgericht betrieben wird. Dassel- 
be Verfassungsgericht, das in den 
50er und 60er Jahren nicht weniger 
einschneidende  Urteile — in vielen 
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Fällen gegen die damalige Regierung 
der CDU/CSU — gefällt hat — unter 
dem Beifall der progressiven Öffent- 
lichkeit unseres  Landes, unter dem 
Beifall der Sozialdemokraten —, soll 
zunehmend durch ein Klima der Ein- 
schüchterung und des Drucks in sei- 
ner Unbefangenheit und Freiheit be- 
grenzt werden. Hier können wir nur 
sagen: Wehret den Anfängen im In- 
teresse der Freiheit unseres Landes. 

,r> diesen Zusammenhang gehört auch 
die unredliche Kampagne um den Bun- 
desrat, die wir vor allem in Verbindung 
^it dem  Wahlkampf in  Hessen  erlebt 
haben. Ich sage hier noch einmal zur 
Bilanz der letzten acht Jahre: 

Der Bundesrat mit seiner Mehrheit 
der CDU/CSU-geführten Länder hat 
sich seit dem sogenannten Macht- 
wechsel in Bonn als ein Verfassungs- 
organ erwiesen, das mit Verantwor- 
tungsbewußtsein, mit Augenmaß, mit 
Wirksamkeit, aber auch im Bewußt- 
sein seiner politischen Grenzen die 
Gesetzgebung dieses Landes verbes- 
sert hat und nichts anderes. 

Wir können das Punkt für Punkt nach- 
weisen. Wir erleben es doch gelegent- 
llch, daß einzelne Politiker der SPD und 
^r FDP, die öffentlich diese Kampagne 
^betreiben, uns sagen, daß sie doch 
Sehr froh seien, wenn der Bundesrat 
den einen oder anderen Beschluß des 
^oalitionsausschusses oder die eine 
°der andere Gesetzesvorlage, die zu 
Sßhr die Handschrift der linken Flügel- 
9ruppen der Koalition trägt, in wesentli- 
chen Punkten verbesserte. 
Jeder, dem es um die Freiheit und Plu- 
jjlität in unserem Lande ernst ist, kann 
Joch froh sein, daß nicht alles, was die 
Herren Wehner und Mischnick mit der 

Bundesregierung im Koalitionsaus- 
schuß aushandeln, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland geltendes Gesetz 
wird. 

Wenn wir uns als eine liberale Partei 
bezeichnen, dann ist das kein Etiketten- 
schwindel; denn wir alle wissen — und 
das müssen wir der jungen Generation 
unseres Landes noch deutlicher sagen 
—, daß an den Anfängen der CDU/CSU 
die Verbindung der großen klassischen 
liberalen, konservativen und christlich- 
sozialen Ideenströmungen und -kräfte 
der deutschen Geschichte steht. Das, 
was Männer wie Ernst Lemmer und 
andere einmal auch an liberalem Ge- 
dankengut und an Traditionen in diese 
Partei einbrachten, was sich an libera- 
len Traditionen im besten Sinne in be- 
sonderer Weise mit dem Namen und 
Werk Ludwig Erhards verbindet, wer- 
den wir im Hinblick auf die Notwendig- 
keiten unserer Zeit und die Herausfor- 
derungen unserer Zukunft in einer Poli- 
tik mit langem Atem für die Zukunft 
unseres Vaterlandes weiterführen. 

WALTHER LEISLER KIEP 
lA#ir können gewinnen, wenn wir nur 
• w wollen. Das war die Botschaft von 

Helmut Kohl und HeinerGeißler in ihren 
Referaten am heutigen Tage. Ich meine, 
daß diese Botschaft verstanden und 
weitergetragen werden muß. Denn das 
einzige, was wir zu fürchten haben, ist 
Resignation, ist Versagen, ist Zweifel an 
der eigenen Kraft. Wenn uns hier einige 
am Rande auch dieses Parteitages sug- 
gerieren wollen, daß zur Kenntnis ge- 
nommen werden müsse: Kurswechsel 
für Deutschland eben nicht 1980, son- 
dern erst 1984, dann sollten wir dem 
nicht  nur  kein  Gehör schenken,  son- 
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dem wir sollten aus diesem Parteitag 
mit der Überzeugung weggehen, daß es 
tatsächlich nur an uns selber liegt. 

Die Frage ist nur: was ist zu tun? Als 
Teilnehmer der Wahlkämpfe des Jahres 
1978 darf ich hier einige Bemerkungen 
machen. 
Eines ist sicher: Wir werden die kom- 
menden   Wahlen   und   Auseinanderset- 
zungen nicht gewinnen, wenn wir uns 
darauf   beschränken,   aus   hundertpro- 
zentigen   CDU-Anhängern   hundertfünf- 
zigprozentige zu machen. 

Wir müssen unserer Aussage, unse- 
ren Inhalten, wir müssen unserer Stra- 
tegie eine grenzüberschreitende Kraft 
geben. Wir müssen in die Bereiche 
der anderen einbrechen. Wenn sich 
hier eine Landschaft abzeichnet, in der 
uns der Koalitionspartner verweigert 
wird, indem wir auf uns selber ge- 
stellt sind, dann ist unsere Aufgabe, 
durch unsere Politik und durch unse- 
re Aussage  eine  Koalition  bei  den 
Wählern  für  die   politische   Erneue- 
rung und auch für den Kurswechsel 
in Bonn herbeizuführen. 

Daß wir das können, ist auch in diesem 
Jahr wieder deutlich geworden. Wir ver- 
fügen   über   genügend   Liberalität,   als 
daß wir darauf angewiesen wären, bei 
anderen  Anleihen  aufnehmen  zu   müs- 
sen. Wir  haben  in einem  schwierigen 
norddeutschen Land mit Ernst Albrecht 
die  Mehrheit gewonnen.  Ich  bin  ganz 
sicher, daß es uns, wenn wir nur wollen, 
auch  in  Berlin  gelingen  wird,  mit  Ri- 
chard von Weizsäcker die Wende her- 
beizuführen. 

Eine Bemerkung zum Stil. Wir sollten 
uns unter gar keinen Umständen am 
Stil von Helmut Schmidt orientieren. 
Wer auf dem Marienplatz in München 
öffentlich erklärt, daß ein Bundeskanz- 

ler Helmut Kohl oder Alfred Dregger 
oder Franz Josef Strauß oder Rainer 
Barzel das Ende der deutschen Frie- 
denspolitik und den Zusammenbruch 
der sozialen Gerechtigkeit bewirken 
würde, der schadet sich selber und 
unserer Demokratie. 

Ich warne davor, auf diesen Ton und 
diesen Stil einzugehen. Polarisierung 
und Konfrontation werden uns das 
Ziel, das wir anstreben, nicht näher- 
bringen. Unsere Parole sollte sein: 
Gegnerschaft und Abgrenzung, wo 
immer notwendig, Gemeinsamkeit im 
Dienste an unserem Land, wo immer 
möglich; Feindschaft unter Demokra- 
ten — niemals. 

Zu drei Sachbereichen drei kurze Sät- 
ze. Wirtschaftspolitik: Wir müssen 
selbstverständlich gegen die Ideologie 
von links ankämpfen, die die Marktwirt- 
schaft zerstören will. Aber wir sollten in 
diesem Abwehrkampf nicht der Versu- 
chung erliegen, uns selber auf eine 
Ideologie festzulegen und in eine Ideo- 
logie einengen zu lassen, damit nicht 
am Ende dieses Unternehmens Helmut 
Schmidt als das pragmatische Weltkind 
in der Mitte erscheinen kann. 

In der Finanzpolitik warne ich davor, 
die galoppierende Verschuldung nicht 
ernst zu nehmen. Hier wird eine Hypo- 
thek auf unsere Zukunft, auch auf die 
Zukunft der nächsten Generation aufge- 
nommen. Ich meine: neue Prioritäten — 
selbstverständlich; aber Finanzierung 
neuer Prioritäten durch Umschichtung 
und nicht durch Neuverschuldung. 

Zum Schluß eine Bemerkung zur 
Außen- und Deutschlandpolitik. Es soll- 
te jetzt der Zeitpunkt gekommen sein, 
wo wir alle Kräfte konzentrieren, und es 
sollte Schluß sein mit den Schlachten 
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von gestern. Wir sollten unsere Energie 
verlagern von der Kritik der Inhalte auf 
die Kritik der Anwendung geschlosse- 
ner Verträge. 

Die Regierungsfähigkeit als Voraus- 
setzung für Wahlerfolg erfordert den 
verstärkten Einsatz für die traditionel- 
len Felder der Union: das Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten, die Stär- 
kung des Bündnisses, die Einigung 
Europas, aber auch die Verstärkung 
unserer Anstrengungen in der 
Deutschland-, der Ost- und der Süd- 
politik. 

Ich bin der Meinung, daß wir nicht in 
einer Krise unserer Inhalte stehen. Ich 
glaube auch nicht, daß es eine Krise 
im Vertrauen unserer Anhänger zu uns 
gibt; wenn überhaupt eine Krise, dann 
lediglich eine Krise unseres Willens und 
Wollens. Der Parteitag in Ludwigshafen 
sollte einen Beitrag dazu leisten, diesen 
Willen über die Delegierten hinaus bei 
den Mitgliedern, bei unseren Wählern 
erneut zu mobilisieren, damit wir die 
nächsten wichtigen Etappen auf dem 
Wege nach 1980, die vor uns liegende 
Landtagswahlen, erfolgreich beenden 
können. 

KURT BIEDENKOPF 

Grundsatzprogramm-Parteitage sind 
Parteitage der Standortbestimmung. 

Wir haben uns vorgenommen, in Lud- 
wigshafen den Standort der Partei zu 
bestimmen, den Standort unserer Poli- 
tik und damit auch den Standort unse- 
res Landes. Ich möchte dazu einige 
Anmerkungen machen. 

Zum Standort der Partei: Die CDU ver- 
tritt rund 50 Prozent der Wahlbevölke- 
rung. Sie ist die stärkste politische Kraft 

im Lande. Sie ist eine kraftvolle politi- 
sche Bewegung. Sie ist entschlossen im 
politischen Handeln. Sie ist entschlos- 
sen, die Regierungsverantwortung im 
freien Deutschland zu übernehmen und 
damit, nämlich mit dieser Regierungs- 
verantwortung, freiheitliche sozial ver- 
antwortete Politik für unser Land zu ma- 
chen, Politik für die Freiheit als Bedin- 
gung für das Glück der Menschen. 

Die Regierungsverantwortung ist für 
uns nicht Endzweck politischen Han- 
delns, sondern Voraussetzung unserer 
politischen Sache. Das Volk erteilt das 
Mandat zu regieren nicht als Preis für 
einen gewonnenen Wahlkampf, sondern 
als Treuhänderschaft dem, der sich als 
derjenige ausweist, der die Zukunft ver- 
antwortungsvoll gestalten kann. 

Deshalb sind unsere Grundsätze so 
wichtig, deshalb ist vor allem ihre 
Eindeutigkeit so wichtig, und es wird 
eine wichtige Aufgabe dieses Partei- 
tages sein, um diese Eindeutigkeit zu 
ringen, und wenn wir sie nicht in allen 
Punkten verwirklichen können, wer- 
den wir auch in Zukunft daran weiter- 
arbeiten müssen. Wir müssen in den 
zentralen Fragen klar bekennen, wel- 
ches unsere Absichten sind. Denn wir 
werden die Treuhänderschaft vom 
Volkssouverän nur dann bekommen, 
wenn der Volkssouverän weiß: Der 
Wechsel zu einer anderen Partei ist 
der Wechsel in Hände mit klaren Ab- 
sichten. 

Nur so können wir uns von der Koali- 
tion unterscheiden. 

Die Koal'tion wird nur noch durch den 
Willen zur Macht zusammengehalten. 
Sie ist gekennzeichnet durch den Ver- 
zicht auf Grundsätzliches. Alle Grund- 
satzprogramm-Parteitage    der    beiden 
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Koalitionsparteien in den letzten Jahren 
waren Parteitage, die nicht zu einheitli- 
chen Grundsätzen geführt haben. 
Die Freien Demokraten sind seit Jahren 
genau in der Hälfte gespalten, was die 
grundsätzlichen    Positionen    anbetrifft. 

Die Sozialdemokratische Partei hat die 
Erörterung von Grundsätzen eingestellt, 
weil jedes Erkennbarmachen ihrer wah- 
ren Machtlage eben die Absichten of- 
fenbaren müßte, die zum Entzug des 
Mandats führen müssen. 
Die Regierungskoalition ist gekenn- 
zeichnet durch Verschleierung dieser 
Absichten. Trotzdem hat es keinen 
Sinn, an der Feststellung vorbeizuge- 
hen, daß sich die Koalition ungeachtet 
ihrer Schwächung durch einen Wahler- 
folg nach dem anderen als haltbarer 
erwiesen hat, als wir angenommen ha- 
ben. Die Koalition ist zu einer Schick- 
salsgemeinschaft geworden. Sie gleicht 
zwei Männern, die jeder ein Bein verlo- 
ren haben, die jeder allein für sich nicht 
mehr stehen können, die sich fest um- 
schlungen halten, um nicht zu stürzen, 
die aber gerade deshalb auch nicht 
mehr laufen können. 
Dieses Stehen, ohne laufen zu können, 
wird uns als Stabilität angeboten. Trotz 
Rentenlüge, trotz Staatsverschuldung, 
trotz abnehmender Investitionen und 
trotz Geburtenrückgangs haben wir 
scheinbar Stabilität. Es ist ein trügeri- 
sches Gefühl der Sicherheit im Land, 
und dieses trügerische Gefühl der Si- 
cherheit ist nicht ohne Wirkungen auf 
die Landtagswahlen der vergangenen 
Wochen und Monate geblieben. 

Es muß unsere politische Aufgabe 
sein, diese trügerische Sicherheit als 
das zu entlarven, was sie ist: als die 
Versuchung unseres Volkes, die Zu- 

kunft zu verpfänden, um in der Gegen- 
wart angenehm und sicher leben zu 
können. Als die Versuchung unseres 
Volkes, die Zukunft derer zu verpfän- 
den, die sich nicht wehren können, 
weil sie keine Stimme haben, und die 
deshalb in der Demokratie von denen 
geschützt werden müssen, die eine 
Stimme haben. 

Eine Politik, die die Zukunft derer ver- 
pfändet, die sich im Prozeß der demo- 
kratischen Kontrolle nicht selbst zu 
Wort und zur Stimme melden können, 
ist unsozial, unsolidarisch und unmora- 
lisch. Mit einer solchen Politik wird das 
Volk entsolidarisiert, der Jugend wird 
die Solidarität verweigert. Die Jugend 
wird durch eine solche Politik in die 
Systemverweigerung getrieben, sie wird 
der Demokratie entfremdet. 
Tatsächlich ist unser Gemeinwesen un- 
ter Schmidt nicht stabiler geworden. 
Wir sind auf die Aufgaben von Gegen- 
wart und Zukunft nicht besser vorberei- 
tet. Unsere äußere Sicherheit hat nicht 
zu-, sondern abgenommen. Wir tragen 
in der Welt nicht die Verantwortung, die 
uns nach unseren Möglichkeiten und 
unserer Kraft zukommt. Die Bevölke- 
rung spürt dies. Aber sie setzt es poli- 
tisch noch nicht um. Sie hat den großen 
Rentenbetrug nicht vergessen, und 
trotzdem stimmt sie noch immer, wenn 
auch nur mit einer ganz knappen Mehr- 
heit, für die Koalition. 

Wenn heute in der Bundesrepublik 
Deutschland rund die Hälfte der Be- 
völkerung keinen grundlegenden Un- 
terschied mehr zwischen CDU und 
SPD zu erkennen vermag, dann ist 
dies für die SPD ein Gewinn, für uns 
eine Gefahr. Deshalb ist die Klarheit 
der politischen Aussage in entschei- 
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denden Punkten entscheidend für 
das zukünftige politische Schicksal 
unserer Anstrengungen. Helmut Kohl 
hat einige der Punkte genannt: 
Wachstumspolitik, Verschuldenspoli- 
tik. Beides sind zentrale Fragen mit 
deren Diskussion wir gerade begin- 
nen. 

'st der Satz richtig, daß unsere Demo- 
kratie nur regierbar ist bei 4,5 Prozent 
Wachstumsrate? Wenn dieser Satz rich- 
tig ist, dann bedeutet das, daß im Er- 
wachsenenleben eines Kindes das Brut- 
tosozialprodukt sich verelffachen muß. 
Ist es richtig, daß wir nur mit Schulden 
auskommen können, obwohl wir eines 
der wohlhabendsten Länder sind mit 
e'nem der höchsten Lebensstandards, 
^it sozialer Befriedung, mit einer stabi- 
'en Bevölkerung — wie die Wahlen zei- 
gen —, mit einem funktionierenden so- 
zialen Dialog, mit der Bereitschaft der 
Menschen zur Disziplin und zur Zusam- 
menarbeit? Wir müssen uns fragen: 
Reiche Bedingungen müssen eigentlich 
herrschen, damit wir mit dem auskom- 
men, was wir gemeinsam erwirtschaf- 
ten, und die Zukunft nicht verpfänden 
Müssen? 

Wenn wir keine Antwort auf die Frage 
der Jugend geben können, ob die 
gegenwärtig erreichten Bedingungen 
uns in die Lage versetzen, auf die 
Dauer Demokratie zu gewährleisten, 
und zwar ohne Verpfändung der Zu- 
kunft, dann wird die Jugend sagen, 
dieses Land hat keine Zukunft. Die- 
ses ist für mich eine der zentralen 
Auseinandersetzungen. Der Kleine 
Parteitag der CDU hat dazu schon 
bemerkenswertes gesagt. 

eshalb müssen wir auf neue Fragen 
6ue Antworten suchen. Wir werden es 

in der Diskussion um das Grundsatz- 
programm machen. Dazu abschließend 
eine politische und eine strategische 
Bemerkung: Die politische: Wir müssen 
aufhören — das halte ich für ganz ent- 
scheidend—, uns ein System der Zuord- 
nung politischer Fragestellungen auf- 
drängen zu lassen, das alles nach links 
oder nach rechts zuzuordnen versucht. 
Wir müssen aufhören, uns in eine politi- 
sche Fragestellung und Problemlösung 
drängen zu lassen, die sagt: entweder 
in der linken oder in der rechten Ecke 
sind die Dinge angesiedelt. Links und 
rechts haben als politische Kategorien 
vor dem Hintergrund der neuen Heraus- 
forderungen ihre Aussagekraft weitge- 
hend eingebüßt. 
Was die Menschen heute interessiert, 
was für sie entscheidend ist, ist die 
Frage: Dient eine politische Entschei- 
dung einer freiheitlichen Zukunft oder 
dient sie den Besitzständen der Vergan- 
genheit? 

Ist eine Politik vorausschauend, ge- 
staltet sie das Morgen, oder ist sie 
reaktionär? Ist eine politische Ant- 
wort fortschrittlich oder ist sie rück- 
schrittlich. Ob die Antworten auf die 
Herausforderungen der Zukunft frei- 
heitlich oder bürokratisch, solida- 
risch oder kollektiv, gerecht oder 
gleichmacherisch sind: darauf kommt 
es an. 

Ob die Antwort, ob die Anregung, ob 
die Idee von links oder rechts kommt, 
spielt überhaupt keine Rolle für die 
Frage, ob sie geeignet ist, freiheitliche 
Zukunft zu gestalten. Es ist unsere gro- 
ße Chance als Volkspartei, daß wir die- 
sen breiten Bogen der Spannung haben 
und aus allen Bereichen der Gesell- 
schaft    Anregungen    und    Antworten 
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schöpfen können, die nicht durch die 
politische Adresse diskreditiert sind. 
Dies ist entscheidend vor allem auch 
für die europäische Auseinanderset- 
zung. Wir werden in der europäischen 
Auseinandersetzung mit der Notwendig- 
keit konfrontiert werden, uns auch mit 
Kommunisten auseinanderzusetzen, 
und zwar mit respektablen großen kom- 
munistischen Parteien. Wir müssen in 
unserer eigenen Grundsatzdebatte dies 
im Auge behalten. 
Die Anliegen der Menschen in Europa 
sind für uns das Entscheidende, nicht 
die Frage, wo und von wem sie geltend 
gemacht werden. Wenn die Menschen 
in sozial miserablen Verhältnissen — 
etwa in den Slums von Mailand — le- 
ben oder wenn in anderen europäi- 
schen Ländern der soziale Dialog nicht 
funktioniert, dann ist es für uns nicht 
entscheidend, ob dieses Manko von 
Kommunisten, Sozialisten, Christdemo- 
kraten, Liberalen oder sonstwem gel- 
tend gemacht wird, sondern ob es nach 
unseren Gesichtspunkten ein Anliegen 
ist, dem begegnet werden muß, und 
zwar mit freiheitlichen Mitteln. 
Wenn etwa Kommunisten die soziale 
Lage der Menschen geißeln, dann ist 
diese Lage deshalb nicht etwa unwich- 
tig. Was wir bekämpfen müssen, ist die 
Absicht, solche Anliegen zum Vorwand 
für die Errichtung einer neuen bürokra- 
tisch-materialistischen unfreiheitlichen 
Herrschaft zu machen. Unser Selbstbe- 
wußtsein wird das Entscheidende sein. 

Wenn wir an die Grundsätze und 
Prinzipien glauben, die wir hier bera- 
ten und über die wir hier befinden, 
wenn wir entschlossen sind, daran zu 
arbeiten und sie scharf zu schleifen, 
d. h. eindeutig zu formulieren, dann 

können wir die Diskussion mit jedem 
Bereich des politischen Spektrums er- 
folgreich überstehen. Dies ist zugleich 
auch der taktische, strategische Ge- 
sichtspunkt. 

Die Sozialdemokratische Partei und die 
Freien Demokraten in ihrer Koalition 
leben davon, daß in den beiden Partei- 
en keine solche Diskussion mehr statt- 
findet und der Kanzler mit seiner Ver- 
waltung des Landes die politischen 
Grundlagen verschleiern kann. Unsere 
eindeutige, klare politische Aussage, 
unsere Auseinandersetzung mit den An- 
liegen und unsere Auseinandersetzung 
mit den freiheitlichen Wegen werden 
diese Koalition entlarven als das, was 
sie ist: ein unproduktives Machtkartell 
von zweien, die allein nicht mehr kön- 
nen. Ein unproduktives Machtkartell, 
welches eher entschlossen ist, die Zu- 
kunft unseres Landes zu enteignen, als 
die Unfähigkeit, sie zu gestalten, preis- 
zugeben. 

HANS FILBINGER 
Wir alle, die wir die Diskussion die- 

ses   Nachmittags,  ebenso  wie  die 
Reden des  Vormittags,  sehr  aufmerk- 
sam verfolgt haben, können eines fest- 
stellen: Ganz überwiegend ist aus allen 
Beiträgen der Wille hervorgetreten, die 
Kräfte der CDU so zusammenzufassen, 
daß wir nun den Sprung nach vorne tun 
können, der uns noch vor der Übernah- 
me der Regierungsverantwortung trennt, 
und   daß  wir  alles   hinter  uns   lassen 
müssen, was uns bisher in dieser Hin- 
sicht noch gehemmt hat. 

Das bedeutet konkret, daß wir aus 
der    elbstbespiegelung   und  Selbst- 
kritik   heraustreten   müssen  und   sie 
hinter  uns lassen müssen, die  uns 
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nicht weiterbringt, und statt dessen 
eine Solidarität mit denen, die die 
Verantwortung an der Spitze tragen, 
üben müssen, die ihnen die Kraft 
gibt, ihrer Aufgabe gerecht werden 
zu können. 

Daraus folgt weiter, daß wir den Wir- 
kungen einer negativen Suggestion der 
Art: „Wir können das nicht schaffen, es 
war noch nie in Deutschland so, daß 
jemand aus der Opposition heraus al- 
lein die Regierung übernommen hat", 
eine ganz eindeutige Absage erteilen 
müssen. Wir brauchen dieser negativen 
Suggestion nicht zu unterliegen. Wenn 
wir in voller Entschiedenheit den 
Sprung machen, dann schaffen wir das 
im Jahre 1980 auch. 

Wenn man entschlossen ist, muß man 
diese Entschlossenheit in einigen Punk- 
ten in eine konkrete Form ummünzen. 
Ich meine, der erste Punkt müßte eine 
konsequente Absage an die Vierte Par- 
tei sein. 

Wir werden ganz gewiß die Absprache 
einhalten, die wir mit der CSU getroffen 
haben; aber das hindert uns nicht, 
schon jetzt Erkenntnisse zu gewinnen 
und unter uns darüber auch zu reden. 
Diese Erkenntnisse gehen doch eindeu- 
tig dahin, daß ein Organismus durch 
Spaltung nicht stärker wird, daß der 
Wettbewerb zwischen zwei Bruderpar- 
teien um die Wähler nur rein rechne- 
risch einen Zugewinn bringt, daß dieser 
Wettbewerb in Wahrheit Vertrauen ko- 
stet in die Einheit und die Kraft der 
Union, das wir bisher genießen, und 
daß man durch die Spaltung im Ender- 
gebnis nicht mehr, sondern weniger 
Stimmen ernten würde. 

Das bedeutet ferner — und das ist 
meine Meinung — eine Absage an 
die Hoffnung darauf, daß die FDP im 

Bunde zu uns kommt und daß sie uns 
im Jahre 1980 die Hilfe gibt, die Hür- 
den  zu  überspringen.  Diese  Absage 
ist keine prinzipielle Absage. Aber sie 
entspringt   einer   praktischen   Erfah- 
rung; denn die FDP hat uns überall 
dort die kalte Schulter gezeigt, wo sie 
den   Machtwechsel  mit uns  als der 
stärksten   Partei   hätte   herbeiführen 
können. Die FDP versucht,  bei den 
Sozialisten das Schlimmste zu verhü- 
ten, indem sie ausgerechnet die SPD 
an der Macht hält. 

Wir haben damit eine paradoxe Wirk- 
lichkeit,   die   wir   den   Menschen   auch 
darstellen  müssen. Wir müssen   ihnen 
sagen: Wir brauchen die FDP nicht, um 
mittels ihrer Hilfe die stärkste Partei am 
Regieren zu hindern. Wir müssen an die 
Menschen   appellieren,  bei   den  näch- 
sten   Wahlen   der  stärksten   Partei   so 
viele Stimmen zu  geben,  damit sie  im 
Jahre   1980   Regierungspartei   werden 
kann. 

Schließlich gehört auch eine klare Aus- 
sage  zu   den   Inhalten   unserer  Politik 
dazu.   Wir  müssen   im   Bundestag,   im 
Bundesrat und überall, wo Entscheidun- 
gen  fallen,   klar   und  eindeutig   zeigen, 
wo wir stehen. Wir stehen auf der Seite 
der Freiheit. Wir sind die große Alterna- 
tive zum Sozialismus. 

Selbstbewußtsein steht uns sehr woh! 
an. Fragen wir uns doch einmal: Wo 
stünde    Deutschland    heute,    wenn 
nicht  die   CDU  aus  der   Opposition 
heraus den politischen Kurs unseres 
Landes mitbestimmt hätte? Die Linke 
hätte doch viel mehr von ihrem Pro- 
gramm durchgesetzt, wenn nicht die 
CDU als starke Opposition dagewe- 
sen wäre und dagegengehalten hätte. 

Wir brauchen doch nur einmal an die 
Reformen zu denken, an die Reformeu- 
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phorie, die in den 70er Jahren auf uns 
heruntergeprasselt ist. Das waren Re- 
formen, mit denen wir beglückt werden 
sollten, die in der Zwischenzeit aber 
nahezu allesamt geplatzt sind, was uns 
Milliarden gekostet hat, die wir dann 
nachher im Zusammenhang mit den In- 
vestitionen und der Sicherung unsicher 
gewordener Arbeitsplätze vermißt ha- 
ben. 
Denken wir auch an die Versäumnisse 
in den letzten Jahren durch das Versa- 
gen der Regierung — trotz unserer An- 
träge — etwa bei der Verbesserung der 
Sicherungsverwahrung, bei der Herstel- 
lung eines wirkungsvollen Demonstra- 
tionsstrafrechts, bei der Abschaffung 
der unsinnigen Gesetzgebung über die 
Zwangsernährung. 
Denken wir auch an die Ostpolitik, die 
durch Egon Bahr erst neuerdings er- 
neut ins Zwielicht getreten ist. Denken 
wir auch an jene unselige Wehrpflicht- 
novelle. Wäre die Opposition nicht da- 
gewesen, dann wäre das Recht wirk- 
sam, wodurch man sich durch eine 
Postkarte vom Wehrdienst abmelden 
könnte. 

Ich könnte die Aufzählung der Fehl- 
leistungen dieser jetzigen Regierung 
und ihrer Vorgängerin noch beliebig 
ausweiten. Aber das Entscheidende 
ist doch dieses: Die Linken würden, 
wenn sie im Jahre 1980 wieder an die 
Regierung kämen, doch sicherlich 
genau da wieder anfangen, wo sie 
gehindert worden sind. Es soll doch 
niemand daran denken, daß die Lin- 
ken deshalb, weil sie aus taktischen 
Gründen derzeit ruhig sind oder weil 
die Jusos keine Initiative ergreifen, 
auf Ihr sogenanntes progressives 
Programm verzichtet hätten. Das kä- 
me doch alles wieder, wenn sie in die 

Lage kämen, im Jahre 1980 weiter zu 
regieren. 

Einen Vorgeschmack davon, was uns 
dann blühen würde, haben wir doch 
gerade jetzt mit der Aufwertung der 
DKP bekommen, die — wenn das so- 
weit kommt — die SPD-regierten Län- 
der und die SPD des Bundes herbei- 
führen wollen, indem sie die Tore unse- 
rer Schulen für kommunistische Lehrer 
öffnen wollen. 
Wir haben genug von der Politik der 
vergangenen zehn Jahre. Angesichts 
dessen, was uns bevorstehen würde, 
wenn die andere Koalition durchs Ziel 
ginge, kann man die Bürger nur be- 
schwören: helft uns, daß wir dieses 
verhindern und daß wir in der Zukunft 
wieder eine gute Politik für Deutschland 
machen können. Andernfalls würde das 
Wort von Herbert Wehner in die Tat 
umgesetzt werden, das ihm einmal in 
Hamburg entschlüpft ist: Wenn wir an 
die Macht kommen, dann wird tief ge- 
pflügt, oder das Wort von Willy Brandt: 
Dann wird geholzt. Auch andere Dinge 
würden wieder auftauchen. Die Jusos 
würden ganz bestimmt wieder in Aktion 
treten und versuchen, ihre Politik umzu- 
setzen. 

Es genügt uns nicht, daß wir in der 
Opposition sind und noch Schlimme- 
res verhüten. Wir müssen wieder 
selbst die Politik aktiv und verant- 
wortlich gestalten. Das können wir. 
Wir müssen dem deutschen Volk und 
dem Wähler klarmachen, daß er uns 
die Mehrheit gibt. Dann kommen wir 
an die Regierung und können eine 
Politik für Deutschland machen. Wir 
können dann die Politik wieder wei- 
terführen, die wir bis zum Jahre 1969 
mit dem größten Erfolg gestaltet ha- 
ben. 
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Christlich Soziale Union 

Unser gemeinsames Zieh 1980 
die Bundestagswahl gewinnen 
Die Grüße und guten Wünsche 
der Christlich Sozialen Union 
überbrachte dem Parteitag 
die stellvertretende Vor- 
sitzende der CSU, Frau Dr. 
Mathilde Berghofer-Weichner, 
Staatssekretärin im Bayeri- 
schen Staatsministerium für 
Unterricht und Kultur. Sie 
sagte u. a.: 
Meine lieben Freunde von der CDU! 

Die CSU sorgt immer einmal wie- 
der für Abwechslung. Oft war unser Par- 
teivorsitzender selbst auf Ihren Parteita- 
gen. Auch die beiden anderen Stellver- 
treter haben Sie schon kennengelernt. 
Nun habe ich zur Abwechslung heute ein- 
mal die Freude und die Ehre, Ihnen die 
besten Grüße und Wünsche von Franz 
Josef Strauß und der gesamten CSU zu 
Ihrem Bundesparteitag zu überbringen. 
Franz Josef Strauß bedauert, nicht 
selbst kommen zu können. Wir stehen 
aber vor der Konstituierung unserer 
Landtagsfraktion, vor der Konstituie- 
rung des neugewählten Landtages. Sie 
werden Verständnis dafür haben, daß 
in diesen Tagen die Geschäfte im eige- 
nen Land vorgehen. 
Lassen Sie mich aus Anlaß der eben 
abgeschlossenen bayerischen Wahlen 
ein paar Bemerkungen machen, die all- 
gemeine politische Folgerungen bringen 
sollen. 

Zum Ergebnis der Landtagswahlen 
in Bayern möchte ich dies sagen: Wir 
sind stolz auf jenes Ergebnis mit über 
59 Prozent der Stimmen. Es ist das 
zweitbeste Ergebnis, das wir je hat- 
ten. Wir waren uns schon vor vier 
Jahren darüber klar, daß das damali- 
ge Ergebnis nicht ohne weiteres wie- 
der zu erreichen sein würde. Dies ha- 
ben wir nicht erst jetzt, sondern schon 
vor vier Jahren gesagt, 

Wir hatten damals eine SPD, die — vor 
allem in München — in offenem Streit 
gelegen war. Inzwischen ist in München 
durch die CSU die fällige Wachablösung 
durchgeführt worden. Unser CSU- 
Freund Erich Kiesl ist Münchener Ober- 
bürgermeister. Die SPD ist gelähmt und 
bietet nicht mehr jenes Bild als Bürger- 
schreck, das sie noch hatte, als sie in 
München regierte. 

Die Situation im Bund war vor vier Jah- 
ren — Guillaume, Auseinandersetzun- 
gen um Brandt — eine andere, als sie 
jetzt ist. Mit den „Grünen" sind Rand- 
erscheinungen aufgetreten, die ebenso 
wie die Folgen der Gebietsreform ein 
paar hundertste! Prozent der Stimmen 
mit sich nehmen. Die vor vier Jahren 
bestehende Hoffnung, durch ein ent- 
entsprechendes Landtagswahlergebnis 
in Bayern eine Änderung in Bonn her- 
beizuführen, bestand diesmal auch 
nicht. Es bestand nur eines, nämlich 
die Sicherheit, daß die CSU nicht zu 
schlagen sein würde. 
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Wir haben aus dieser Wahl eine wich- 
tige  Erkenntnis mitgenommen, näm- 
lich die, daß SPD und FDP in einer 
Weise   zu   Blockparteien   geworden 
sind, daß sie in vielen Bereichen ge- 
geneinander auswechselbar sind. Die 
FDP kämpfte um ihre Existenz. Nicht 
nur ein Mitleidseffekt, sondern letzt- 
lich offenbar von der SPD weggehen- 
de Wähler haben den Juniorpartner 
gerettet. 

Wir haben genau in den Bereichen — 
etwa südlich von München —, in denen 
die   FDP   Stimmengewinne   verzeichnet 
hat,   gleichzeitig   Stimmenverluste   bei 
der SPD und Rückgänge über das lan- 
desübliche Maß hinaus festzustellen. Es 
läßt sich somit unschwer feststellen, daß 
hier  ein   interner  Austausch   zwischen 
den   Wählern   stattfindet.   Die    Konse- 
quenz lautet: Die FDP ist genauso un- 
ser Gegner, wie es die Sozialisten selbst 
sind,  und  die  Vorstellung, daß  das ei- 
gentlich nur „verirrte Brüder" der Christ- 
lich Sozialen und der Christlichen De- 
mokraten  seien,   sollten   wir  endgültig 
zu Grabe tragen. Wenn sie es auch ein- 
mal waren, jetzt jedenfalls sind sie es 
nicht mehr. 
Auch die Vorstandswahlen der Hambur- 
ger FDP haben einmal mehr gezeigt, 
daß die FDP mindestens so links ist wie 
die SPD und daß infolgedessen beide 
gemeinsam unsere Gegner sein müß- 
ten. 
Sie befassen sich auf diesem Parteitag 
mit Ihrem Grundsatzprogramm. Ich 
glaube es ist gut, wenn im politischen 
Alltagsgetriebe, in dem wir von Wahl 
zu Wahl gehetzt werden, auch einmal 
über die Grundsätze nachgedacht und 
diskutiert wird, unter denen wir ange- 
treten sind. 

Es ist so, daß vor allem die Jugend 
wieder nach Grundwerten fragt und 

daß sie Rattenfängern nachläuft, wenn 
wir  das   Gespräch   nicht  auch  über 
diese Themen aufrechterhalten. Man 
muß wieder lernen, über den Teller- 
rand des nächsten Wahltermins hin- 
auszudenken, zu überlegen und sich 
auch  langfristig  mit der  Jugend zu 
unterhalten. Nur, genauso wichtig wie 
das Programm sind das Profil einer 
Partei in der Praxis und die Persön- 
lichkeiten,  die  ihre Grundsätze  ver- 
körpern. 

Wir haben aus den neuesten Umfragen 
gesehen, daß die Jugend sehr kritisch 
sagt:  Die  Politiker versprechen  immer 
mehr,  als sie dann  halten  können — 
vielleicht auch für uns ein Grund, ein- 
mal über diese Situation nachzudenken. 
Allerdings   kann   ein   Wahlkampf   nicht 
nur von den Profis, von den Mandats- 
trägern   und  von  den   Kandidaten   ge- 
führt  werden;   das   Profil   einer  Partei 
wird   im  Bewußtsein   der  Bürger  auch 
vom Engagement der einzelnen Mitglie- 
der, vom Bekennermut jedes einzelnen 
am Arbeitsplatz — in welcher Situation 
er auch  immer mit seinen  Mitbürgern 
zusammenkommt — bestimmt. 

Voraussetzung für den Erfolg ist na- 
türlich   ebenso   die   klare   politische 
Linie. Die Bürger wollen gesagt be- 
kommen, wie die Situation  ist. Nie- 
mand, der regiert oder an die Regie- 
rung  kommen  will,  kann  nur Wohl- 
taten spendend durch das Land zie- 
hen.  Es  kommt darauf an,  daß  die 
ordnungspolitischen       Vorstellungen 
unserer  Parteien  klar skizziert wer- 
den. 

Man kann z. B. nicht gleichzeitig gerin- 
gere Haushaltssteigerungen, den Abbau 
der    Verschuldung,     Steuersenkungen 
und neue Ausgabenprogramme mit ei- 
nigem   Anspruch   auf   Glaubwürdigkeit 
vertreten. 
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Wir müssen uns als Partei der Freiheit 
und als Bollwerk gegen den Sozialismus 
darstellen, einen Sozialismus, dessen 
schleichende Ausbreitung überall sicht- 
bar gemacht werden kann, wo die So- 
zialisten Einfluß haben. Wir dürfen we- 
der ordnungspolitische noch moralische 
noch historische Konzessionen machen, 
^enn wir glaubwürdig sein wollen. 

Dazu gehört auch ein unverkrampftes 
Verhältnis zur eigenen Geschichte, die 
auch von denen — wenigstens verbal 
•— wiederentdeckt wird, die sie in der 
Schule und nicht nur dort abschaffen 
Sollten oder schon abgeschafft haben. 
So entspricht z. B. auch das deutsch- 
Polnische Schulbuchabkommen, das die 
9eschichtliche Wahrheit unterdrücken 
JWl, nicht unseren politischen Vorstel- 
lungen. Wir sollten auch etwas zur Ver- 
breitung geschichtlicher Grundkenntnis- 
se in unseren eigenen Reihen tun. 

Es müßte doch möglich sein, die 
schrecklichste Zeit unserer Geschich- 
te denen, die keine eigene Erinne- 
rung daran haben können, so klarzu- 
machen, daß die Unterschiede zwi- 
schen den KZ-Wächtern, die diesem 
unmenschlichen System gedient ha- 
ben, und den jungen Menschen, die 
ungefragt in den Krieg geschickt wur- 
den und dort das getan haben, was 
sie für ihre Pflicht hielten, hervortre- 
ten. Die Einsicht in solche Zusam- 
menhänge ist nach meiner Meinung 
die Grundvoraussetzung, um glaub- 
würdig sein zu können. 

^enn wir nicht zurück, sondern in die 
Zukunft blicken, dann dürfen wir die Be- 
rufung der nächstjährigen Europawah- 
en nicht unterschätzen. Es ist eine ganz 
Wesentliche Frage, ob dieses erste in 
9anz Europa gewählte Parlament unter 

sozialistischer oder unter einer christ- 
lich-demokratischen und konservativen 
Führung stehen wird. 

Bei dieser Gelegenheit gestatten Sie 
mir auch ein Wort zum Föderalismus. 
Wir Bayern betrachten uns doch so ein 
bißchen als die besonderen Hüter des 
Föderalismus in unserem Land. Wie 
soll eigentlich ein Europa konstruiert 
sein, wenn nichtföderalistisch? Wer sich 
vorstellt, daß von Kiel bis Kalabrien das 
gleiche Schulsystem oder vielleicht so- 
gar das gleiche Schulbuch eingeführt 
werden, wer meint, daß man alles ver- 
einheitlichen könne, der sollte sich 
gleich die Mühe sparen, mit der Grün- 
dung dieses Europas anzufangen. Wir 
werden lernen müssen, noch viel mehr 
Unterschiede nicht nur zu ertragen, 
sondern vielleicht sogar zu schätzen und 
als etwas Positives anzusehen, gerade 
auch, weil wir mit der Geschichte der 
europäischen Völker werden leben müs- 
sen. 

Der CSU geht es für die nächste Bun- 
destagswahl um den gemeinsamen 
Sieg. Die Chance, diese Wahl zu be- 
stehen, ist gegeben. Lassen wir uns 
doch den Mut nicht durch Miesmacher 
nehmen, die ganz gezielt versuchen, 
uns von vornherein das Rückgrat zu 
brechen. Wir müssen die Chancen 
nutzen, die für uns bestehen. Wir dür- 
fen nicht in Nabelbeschau und in 
kleinlichen Rivalitäten verharren, son- 
dern wir müssen alle Kräfte darauf 
verwenden, um mit voller Einsatz- 
bereitschaft zu dieser Bundestags- 
wahl anzutreten. Dann können wir 
die politische Wende in Deutschland 
schaffen. 

Ich wünsche, daß dieser Parteitag zu 
einem Meilenstein auf diesem Wege 
wird. 
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Ausländische Gäste 
Das Tagungspräsidium unter seinem Präsidenten Bernhard Vogel, Ministerpräsi- 
dent von Rheinland-Pfalz, konnte zahlreiche Gäste übernationaler Institutionen und 
befreundeter Parteien des Auslands begrüßen. 

Christlich Demokratische Weltunion 

Europäische Demokratische Union 

Europäische Volkspartei 

Europäische Kommission 
Frankreich 

Griechenland 

Großbritannien 

Italien 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Portugal 

Schweden 

Spanien 

Mario Rumor, Präsident 
Dr. Josef Taus,  Präsident  und   Bundesob- 
mann der österreichischen Volkspartei 
Andreas Khol, Exekutivsekretär 

Lorenzo Natali, Vizepräsident 

Jean Seitlinger, Generalsekretär 
Jean-Marie Daillet, Vizepräsident des Centre 
des Democrates Sociaux 
Dino Diamandidis, Mitglied des Ausschus- 
ses für internationale Beziehungen der Nea 
Demokratia 
Barney Hayhoe, Arbeitspolitischer Sprecher 
der Konservativen Partei 
Flaminio Piccoli, Präsident der Democrazia 
Cristiana 
Dr. Franz Grießmair, Dr. Hans Benedikter, 
Südtiroler Volkspartei 
Willem Aantjes,   Fraktionsvorsitzender   des 
Christlich-Demokratischen Appells 
Dr. Roelof Kruisinga, Minister a   D., Christ- 
lich-Demokratischer Appell 

Harald U. Lied, Abgeordneter der Konserva- 
tiven Partei (Hoyre) im Storting 
Dr. Sixtus Lanner, Generalsekretär der 
österreichischen Volkspartei 

Amaro da Costa, Stellvertretender Vorsitzen- 
der des Centro Democratico Social 
Pinheiro, Schatzmeister und Präsidiumsmit- 
glied des CDS 
Bertil Lidegard, Fraktionsvorsitzender der 
Sammlungspartei (Moderata Samlingspar- 
tiet) 
Rafael Arias-Salgado,   Generalsekretär  der 
Union de Centro Democratico 
Javier Ruperez, Internationaler Sekretär der 
Union de Centro Democratico 
Anton Canellas, Vorsitzender der katalani' 
sehen Christdemokraten 
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Weltunion / ECDU / EVP / EDU 

Vereint sind wir eine 
starke, entscheidende Kraft 
In den Grußworten prominenter Politiker befreundeter Parteien 
an den Parteitag wurde der feste Wille deutlich, bei den Europa- 
wahlen im Juni des nächsten Jahres die große Chance zu nut- 
zen, die gemeinsamen Ideale von Freiheit, Solidarität und Ge- 
rechtigkeit in der Europäischen Gemeinschaft durchzusetzen. In 
diesen Grußworten kamen sowohl das große Ansehen der Union 
bei unseren Nachbarn zum Ausdruck als auch die hohen Erwar- 
tungen, die unsere europäischen Freunde in die Kraft der Christ- 
lich Demokratischen Union Deutschlands setzen, einen bedeu- 
tenden Beitrag für die gemeinsame Sache zu leisten. 

MARIANO RUMOR, 
Präsident der Weltunion 
Christlicher Demokraten 

iebe Freunde! Der Gruß der Welt- 
^ union der Christdemokraten, den ich 
als deren Präsident überbringen darf, 
'st ganz besonders herzlich. Ihm möchte 
'ch auch den Gruß der Union Europäi- 
scher Christdemokraten anschließen, 
deren Vorsitzender Herr von Hassel ist. 

Die CDU ist ein grundlegender Be- 
standteil unserer Weltorganisation. Ihren 
Spitzenvertretern und vor allem ihrem 
Vorsitzenden, Herrn Kohl, sowie der 
Konrad-Adenauer-Stiftung müssen wir 
als Christdemokraten in der Welt unse- 
en besonderen Dank und unsere be- 
sondere Anerkennung für den Beitrag 
aussprechen, den sie für die Existenz 
und die Weiterentwicklung der Bewe- 
9ung leisten, in der Parteien und aktive 

Christdemokraten aus fünf Kontinenten 
vereint sind. 

Die CDU ist jedoch auch Bezugs- 
punkt, Gegenstand größter Achtung 
und Wertschätzung für die Kraft und 
die Kontinuität sowie das Engagement, 
mit denen sie die Verwirklichung der 
gemeinsamen Ideale von Freiheit, So- 
lidarität und Gerechtigkeit fördert, die 
die Grundlagen und die Daseinsbe- 
rechtigung unserer gemeinsamen Ar- 
beit darstellen. 

Die Aufgabe der europäischen Christ- 
demokraten als fester Bestandteil und 
ausschlaggebende Komponente der 
großen christlich-demokratischen Welt- 
familie besteht heute darin, für die 
Schaffung des mutigsten politischen 
und staatsbürgerlichen Vorhabens unse- 
rer Geschichte den entscheidenden An- 
stoß zu geben. 

Die europäische  Einheit steht  an der 
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Spitze unserer Bestrebungen. Die 
christlichen Demokraten als entschei- 
dende Kraft bei der Schaffung der ur- 
sprünglichen Europaidee sind heute da- 
zu berufen, den Eckpfeiler dafür aufzu- 
stellen: das Europäische Parlament. Und 
jeder von uns spürt, daß mit dem Euro- 
päischen Parlament ein Weg beginnt, 
auf dem man nicht mehr umkehren 
kann. Das Europa der Völker beginnt 
seinen unaufhaltsamen Marsch. 

Wir begrüßen dieses außergewöhnliche 
Ereignis und verpflichten uns, ihm für 
unseren Teil die Qualifikation unserer 
breiten Vertretung zu geben, nicht nur 
deshalb, weil es für Europa selbst von 
größter Bedeutung ist, sondern auch 
deshalb, weil es ein sehr wichtiges Er- 
eignis für die Länder und Völker Ost- 
europas, Lateinamerikas und Afrikas ist. 
Es ist eine beispielhafte Botschaft, die 
Europa allen Völkern zuruft. 

Europa ist aber vor allem ein wunder- 
barer Schatz an Zivilisation, Kultur, 
Kreativität, ein Sammelbecken, in dem 
sich Produktion und Handel immer mehr 
integrieren. Althergebrachte und ganz 
neue Beiträge der verschiedenen natio- 
nalen Eigenschaften müssen in den 
Dienst einer Politik der Entwicklung der 
menschlichen Solidarität und damit 
eines sicheren Gleichgewichts und des 
Weltfriedens gestellt werden. 

Es liegt an uns Christdemokraten, den 
armen Völkern, den Völkern, die sich 
schwertun, zu einer organischen und 
eigenständigen Entwicklung zu gelan- 
gen, das Gefühl zu geben, daß das 
geeinte Europa eine Garantie, ein Be- 
zugspunkt für ihr gerechtfertigtes 
Streben nach Wachstum mit unserer 
Hilfe ist. Wir verlangen keine beschä- 
menden   und   unterwürfigen   Gegen- 

leistungen; wir wollen ihnen lediglich 
helfen, ihr Schicksal in die eigene 
Hand zu nehmen. 

Zu dieser Berufung auf Solidarität ver- 
anlaßt uns auch das Bewußtsein, daß zu 
dieser Welt, die auf dem Weg des 
Wachstums voranschreiten will, ein gro- 
ßer Teil jener kämpferischen christde- 
mokratischen Familie gehört, mit der 
uns enge Bande politischer und ideeller 
Solidarität verbinden. Ich denke hier 
insbesondere an unsere lateinamerika- 
nischen Freunde, die oft im Schatten 
des Untergrunds kämpfen, leiden, sich 
vorbereiten und für Freiheit, Demokra- 
tie und Entwicklung ihrer Heimatländer 
wirken. 

Es ist unsere Aufgabe und vor allem 
unsere Aufgabe als Christdemokraten, 
mit unserer aktiven politischen Präsenz 
die Anmaßungen der autoritären Regie- 
rungen zu brechen, die die Bestrebun- 
gen der Völker unterdrücken. Es liegt 
an uns und vor allem an uns, die Gefahr 
abzuwenden, daß kommunistische Län- 
der und Kräfte, die für eine Politik der 
Freiheit absolut ungeeignet sind, mit 
Waffengewalt ihre sehr präzisen Pläne 
einer Eroberungsstrategie durchsetzen, 
und insbesondere in Afrika mit beein- 
druckender Geschlossenheit einen or- 
ganischen Plan großzügiger und weit- 
blickender Solidarität ihren Bestrebun- 
gen gegenüberzusetzen. Das Lome-Ab- 
kommen mit der Europäischen Gemein- 
schaft stellt hierfür immerhin einen er- 
sten sehr wichtigen Schritt dar. 

Liebe Freunde, je mehr wir die Zu- 
kunftsaussichten analysieren, desto 
mehr wissen wir um die Bedeutung der 
gemeinsamen Aufgabe, die uns bevor- 
steht, desto mehr spüren wir, wie drin- 
gend unerläßlich es ist, gemeinsam zu 
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handeln. Und es ist die Aufgabe der 
stärksten Parteien, derjenigen, die die 
größte Zustimmung der Bevölkerung 
und damit die größte Verantwortung ge- 
genüber der Bevölkerung auf sich ver- 
einen, ihren Beitrag engagiert und ent- 
schlossen zu leisten. 

Meine lieben Freunde, lieber Präsident 
Kohl! Ein Appell an die Anwesenden, 
sich ihrer Verantwortung bewußt zu 
sein: 

So stark wir auch sein mögen, allein 
können wir die Geschichte unserer 
Zeit nur wenig beeinflussen. Vereint 
sind wir jedoch eine starke, entschei- 
dende Kraft, die Geschichte macht. 

Ich bitte die Freunde der CDU und alle 
christlichen Demokraten — und ich bin 
sicher, daß sie positiv darauf antworten 
werden, zunehmend Schöpfer der Ge- 
schichte zu sein. 

FLAMINIO  PICCOLI, 
Präsident der Democrazia 
Christiana Italiens 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Ich überbringe den brüderlichen Gruß 
der Christlich Demokratischen Partei 
Italiens und ihres Sekretärs Zaccanini. 
Herr Zaccanini hat leider nicht kommen 
können, weil er eine sehr bedeutende 
Verpflichtung im italienischen Parlament 
hat. Er hat eine Grußbotschaft an das 
Präsidium des Parteitags geschickt. Ich 
möchte Herrn Kohl und seinen Mitar- 
beitern für die gute Arbeit, die sie in 
den vergangenen Jahren geleistet ha- 
ben, meine Glückwünsche aussprechen 
und gleichzeitig dafür danken, daß Ihr 
Vorsitzender Kohl in seinen Eröffnungs- 

worten unseres verstorbenen Parteiprä- 
sidenten Moro gedacht hat. 

Wir pflegen laufend Beziehungen mit 
Ihren leitenden Persönlichkeiten. Wir 
empfinden immer mehr die Notwendig- 
keit, uns mit Ihnen in einer verpflichten- 
den Zusammenarbeit zusammenzu- 
schließen, damit wir uns besser verste- 
hen und gemeinsam in Richtung auf das 
Ziel Europa gehen können. 

Europa ist ein Ziel, das uns brüder- 
lich vereint, uns als überzeugte und 
eifrige Hauptmitwirkende, damit wir 
die Geschichte unseres Kontinents zu 
seiner Einheit zurückführen können, 
damit Europa in der Welt zählt, damit 
Europa ein entscheidendes Wort in 
einer internationalen Situation mitzu- 
sprechen hat, die gekennzeichnet ist 
von neuen Spannungen, von einer 
Verschlechterung des Entspannungs- 
prozesses und von einem Wettlauf um 
die zu Ende gehenden Energiequel- 
len. 

Der Anlaß dieses Kongresses erlaubt es 
mir, Ihnen zusammen mit meinen Gruß- 
worten auch einige Überlegungen vor- 
zutragen. Die erste ist diese: Die italie- 
nische Christdemokratische Partei war, 
als Sie Ihren letzten Kongreß abhielten, 
isoliert und wie eingeschlossen als Fol- 
ge einer Reihe politischer und wirt- 
schaftlicher Ereignisse und auch des- 
halb, weil wir einige Grundsatzfragen 
ausfechten mußten, wobei wir uns in der 
Minderheit befanden. Ich meine die 
Grundsatzfragen der Scheidung und 
Abtreibung. In den letzten zwei Jahren 
hat sich die politische Linie unserer Par- 
tei in Richtung auf eine starke Bindung 
mit jedem Bereich der italienischen Ge- 
sellschaft entwickelt, Bindung mit der 
Jugend, mit den Frauen. 

Die   Christdemokratische   Partei   Ita- 
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liens befindet sich heute in einer Pha- 
se kräftigen Aufstiegs auf politischer 
Ebene und bei den Wahlen. Wir füh- 
len uns vom starken Konsens des ge- 
samten italienischen Volkes gestützt. 

Angesichts des Phänomens des Terro- 
rismus und angesichtr der Wirtschafts- 
krise hat sich eine weitreichende Allianz 
von Parteien gebildet, die auf der Basis 
eines Notprogramms die christlich-de- 
mokratische Regierung stützen. Unsere 
politische Situation weist der Christde- 
mokratischen Partei seit 30 Jahren stän- 
dig einen Anteil von etwa 40% der 
Wählerstimmen zu. Das macht uns zur 
relativen Mehrheit. Diese relative Mehr- 
heit — das ist neu — wird heute aber 
mit der Weigerung derjenigen politi- 
schen Kräfte konfrontiert, die herkömm- 
lich mit ihr verbunden waren, erneut zu- 
sammen mit ihr Regierungsverantwor- 
tung zu übernehmen. Schuld daran trägt 
der Ausgang der Wahlen 1976, der die- 
sen Parteien eine solche Machtstellung 
zusprach. Daher konnten wir den guten 
Willen der großen Parteien nicht zurück- 
weisen, wenn wir aus der politischen 

•und wirtschaftlichen Krise herauskom- 
men und den Terrorismus bekämpfen 
wollten. Ich weiß, daß Sie im Hinblick 
auf diesen Schritt manchmal Zweifel ge- 
äußert haben, vor allem was das Pro- 
blem einer programmatischen Zusam- 
menarbeit mit der Kommunistischen 
Partei Italiens im Parlament angeht. 

Ihr könnt ruhig bleiben. Wir sind die 
gleichen geblieben — die Democra- 
zia Cristiana von Luigi Sturzo, von 
Aleide de Gasperi, von Aldo Moro. 
Der Geist der Democrazia Cristiana 
bleibt derselbe. Es ist der Geist der 
Freiheit, des Antitotalitarismus, der 
europäischen Einigung und der Atlan- 
tischen Allianz. 

Das italienische Volk hat unsere Gründe 
begriffen und schließt sich um uns wie 
wenige Male vorher in seiner Geschich- 
te. Die zwei Linksparteien — die Kom- 
munistische Partei und die Sozialisti- 
sche Partei — bekämpfen sich auf ideo-. 
logischem Gebiet. Der Streit geht um 
die Frage der lebensgefährlichen Risi- 
ken der marxistisch-leninistischen Ideo- 
logien. Sie zeigen so, wenn auch mit 
beachtlicher Verspätung, an, wie sehr 
für unser Land und auch für die Bun- 
desrepublik Deutschland eine Erneue- 
rung aus christlich-demokratischem 
Geiste not tut. 

Nun sage ich etwas, was Sie wohl wis- 
sen. Während des Jahres 1978 haben 
wir sehr harte Prüfungen durchmachen 
und überstehen müssen. Die erste von 
ihnen war die Tragödie der Entführung 
und Ermordung von Aldo Moro und der 
fünf Polizisten in seiner Begleitung. Wir 
haben jede Anstrengung unternommen, 
um das Leben unseres Präsidenten zu 
retten, ohne jemals die Notwendigkeit 
zu vergessen — und dies auch nicht in 
der Angst von 54 schrecklichen Ta- 
gen —, nicht der Waffengewalt zu wei- 
chen, die Gleichheitsrechte aller Bür- 
ger zu schützen und gründlich unsere 
Pflicht zu beachten, den Staat und sei- 
ne Institutionen zu garantieren. 

Dabei haben wir die volle Solidarität 
der Bürger gefunden, die Solidarität der 
Bruderparteien in Europa und auch die 
Solidarität der CDU. So fühlten wir uns 
angesichts der schrecklichen Prüfungen 
weniger allein. Aber auch heute ver- 
sucht die Bosheit unversöhnlicher feind- 
licher Kräfte, uns als den Schuldigen 
hinzustellen, weil wir dem Terrorismus 
nicht nachgegeben haben. 

ja, so ist es! Wenn wir nachgegeben 
hätten,   wären   wir   heute   vielleicht 
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nicht hier, um eine starke und geeinte 
Partei zu vertreten, eine Partei, die 
sich ihrer Zukunft sicher ist. Dann 
wären in Italien die antidemokrati- 
schen Kräfte durchgekommen. 

Aldo Moro ist ein Märtyrer der Freiheit, 
nicht nur für die Christlich Demokrati- 
sche Partei Italiens, sondern für alle 
Bewegungen aus christlichem Geist. 
Niemand wird ihn jemals aus dem Her- 
zen unseres Volkes reißen können, un- 
seres Volkes, das in seinem Opfer die 
Zusammenfassung unserer schweren 
Kämpfe um Freiheit und Demokratie 
sieht, die wir seit 1944 bis heute be- 
stehen mußten. Was diese Tragödie an- 
geht, was den Terrorismus ganz allge- 
mein angeht, werden wir und Sie die 
Pflicht haben, ihre geheimen Verzwei- 
gungen und geheimen Wurzeln aufzu- 
decken. 

Wir fahren fort, im Geiste des Dienstes 
an unserem Lande zu wirken. Wir en- 
gagieren uns ernsthaft und konkret in 
der Europäischen Volkspartei, die we- 
sentlich dazu beiträgt, ein demokrati- 
sches, pluralistisches, christlich gepräg- 
tes Europa zu erreichen. Wir werden 
auch am Rande dieses Kongresses mit 
Ihren leitenden Persönlichkeiten die ge- 
meinsamen Probleme diesbezüglich be- 
sprechen. 

Aber das, was ich Ihnen hier im Namen 
der Christlich Demokratischen Partei 
Italiens überbringe, ist der Ausdruck 
unserer Verpflichtung zu enger Zusam- 
menarbeit, einer Zusammenarbeit, die 
die Geschichte, die Tradition, die Cha- 
rakteristiken einer jeden Partei christ- 
licher Prägung achtet, eine Zusammen- 
arbeit, die uns in den Punkten voran- 
bringen soll — und es sind sehr viele 
—, die die Richtung der europäischen 
Völker in  den  historischen Tagen  be- 

stimmen werden, die der allgemeinen 
Wahl zum Gemeinschaftsparlament vor- 
ausgehen und ihr folgen werden. 
Meine Damen und Herren, liebe Freun- 
de, jetzt möchte ich unserem Wunsch 
Ausdruck verleihen, daß Ihr Parteitag, 
der die neue Strategie für die 80er Jah- 
re festlegen soll, die politischen Ziele 
der CDU verwirklichen kann. 

Gleichzeitig    möchte    ich    unseren 
Wunsch   ausdrücken,   daß   die   CDU 
unter   der  geschickten   und   fähigen 
Führung   des   Parteivorsitzenden   für 
das deutsche Volk und die Europäi- 
sche   Gemeinschaft   angesichts   des 
nicht homogenen Bündnisses anderer 
Parteien wieder die Führungsrolle in 
der Bundesrepublik übernimmt. 

Herr Präsident, Herr Kohl, liebe Partei- 
freunde,   die   italienische   Democrazia 
Christiana wünscht Ihnen  eine  erfolg- 
reiche Arbeit im  Dienste Deutschlands 
und Europas. 

DR.RAFAELARIAS-SALGADO, 
Generalsekretär der Union de 
Centro Democrätico, Spanien 
Zunächst einmal möchte ich ganz 

kurz darüber reflektieren, warum 
die Union de Centro Democrätico auf 
dem Parteitag der CDU vertreten ist. Ich 
glaube, unsere Präsenz hier ist darauf 
zurückzuführen, daß zwischen uns enge 
Bande der Solidarität und darüber hin- 
aus eine Kooperation aus den verschie- 
densten Gründen bestehen. Beides — 
die Solidarität und die Kooperation — 
muß meiner Ansicht nach in der Zu- 
kunft we"   reführt werden. 

Dieser Solidarität und dieser Koope- 
ration kommt ein ideologischer Inhalt 
zu, der mit den drei Worten gekenn- 
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zeichnet werden kann, die gleichzei- 
tig das Leitwort Ihres Parteitages 
sind: Freiheit, Solidarität und Gerech- 
tigkeit. Ich glaube, daß diese drei 
Werte nur auf der Grundlage einer 
demokratischen Perspektive richtig 
verstanden werden können. Sie müs- 
sen sich auf der Basis des Humanis- 
mus christlicher Inspiration und des 
Pluralismus des Lebens der Gesell- 
schaft und der Kultur entwickeln. 

Wir müssen daran denken, diesen drei 
Begriffen einen progressiven Inhalt zu 
geben. Vor allen Dingen für mein Land 
ist es sehr wesentlich, daß wir Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit durchset- 
zen. Mit diesen drei Begriffen können 
wir auch mit Erfolg gegen die Soziali- 
sten und Marxisten kämpfen, die versu- 
chen, die individuelle Freiheit und unse- 
re Grundwerte, die wir zu verteidigen 
versuchen, zu ersticken. Ich möchte al- 
so nochmals unterstreichen, daß wir 
diesen drei Begriffen einen echten In- 
halt geben müssen. 

Diese drei Begriffe sind ganz besonders 
auch beim Aufbau Europas wichtig. 
Auch daran müssen wir uns erinnern. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß auf 
Europa auch kulturelle Aspekte zukom- 
men, auf die wir niemals verzichten 
dürfen. 

Ich weiß, daß die CDU einen wesent- 
lichen Beitrag zur Entwicklung und 
zum Aufbau Europas geleistet hat. 
Ich möchte an dieser Stelle unsere 
Anerkennung für diese Leistung aus- 
sprechen. 

Gleichzeitig möchte ich unterstreichen, 
daß meine Partei, die UCD, den vollen 
Beitritt Spaniens zur Europäischen Ge- 
meinschaft anstrebt. Spanien befindet 
sich auf dem Wege zur Demokratie, und 

Spanien befindet sich auf dem Wege zu 
Europa. Das sind für uns zwei Aspekte 
ein und derselben Realität. 

In Spanien ist die Konsolidierung der 
Demokratie nur möglich, wenn uns die 
europäischen Mitgliedstaaten den Bei- 
tritt in die Gemeinschaft erleichtern. 
Viele Jahre der Geschichte unseres 
Landes haben wir gegen die Diktatur 
gekämpft, und damals war die Integra- 
tion in die Europäische Gemeinschaft 
nicht möglich. 

Jetzt, da wir eine ganze Reihe von 
öffentlichen demokratischen Freiheiten 
in unserem Lande durchgesetzt haben, 
sollten uns auf unserem Weg in Rich- 
tung auf Europa keine Hindernisse ge- 
schaffen werden. Ich glaube, daß jede 
Verzögerung, ich glaube, daß jedes 
oberflächliche Problem, das sich dem 
Beitritt in den Weg stellt, zu einer Fru- 
stration in der Bevölkerung führen wür- 
de und dazu beitragen könnte, daß die 
Demokratie in Spanien scheitert. 

Wir streben die volle Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft an. und 
ich glaube, Sie sollten sich auch vor 
Augen führen, daß die Kultur Europas 
ohne die Kultur Spaniens undenkbar 
ist. In diesem Zusammenhang dürfen 
Sie nicht vergessen, daß Spanien seine 
Kultur einem ganzen Kontinent ge- 
bracht hat. Heute sprechen 300 Millio- 
nen Menschen in der Welt unsere Spra- 
che. 

Gleichzeitig möchte ich erwähnen, 
daß Spanien sowohl zum Mittelmeer 
als auch zum Atlantik ausgerichtet 
ist. Ich glaube, auf Grund dieser geo- 
strategischen Position ist Spanien 
auch für die Verteidigung Europas un- 
erläßlich. 

Abschließend möchte ich ganz herzlich 
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für diese Einladung danken. Ich möchte 
danken für die Hilfe und die Unterstüt- 
zung, die die UCD erfährt. Ich möchte 
für die Ehre danken, daß ich mich heute 
an Sie wenden darf. Ich möchte nicht 
vergessen, Sie nochmals ganz herzlich 
zu begrüßen, in meinem eigenen Na- 
men, im Namen des Präsidenten Suarez 
und im "Namen der UCD, meiner Partei, 
die in Spanien die Grundwerte Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit verteidigt. 

BARNEY HAYHOE, 
Konservative Partei 
Großbritannien 
Ich möchte vorausschicken, daß seit 
mehr als 25 Jahren die europäische 

Sache eine der wichtigsten Zielsetzun- 
gen meiner politischen Arbeit ist. Und 
wenn ich mich hier umsehe und die 
Bilder an beiden Seiten dieses Saales 
betrachte, dann sehe ich, worum es 
geht, und ich möchte Ihnen sagen, daß 
die Partei Churchills der Partei Adenau- 
ers die herzlichsten und brüderlichsten 
Grüße überbringt. Ich hoffe, daß es uns 
gelingen wird, die Ideale dieser beiden 
Staatsmänner am Leben zu erhalten. 

Wie Sie wissen, führt Mrs. Thatcher 
unsere Partei. Wie leid tut es mir, daß 
ich noch nicht von der Premiermini- 
sterin Thatcher sprechen kann! Aber 
es besteht kein Zweifel, daß wir fest 
entschlossen sind, die nächsten all- 
gemeinen Wahlen zu gewinnen, wann 
Immer sie stattfinden. Sie dürfen 
nicht alles glauben, was Sie in den 
Zeitungen zu diesem Thema lesen. 

Auf Ihrem letzten Parteitag hat Marga- 
ret Thatcher sich direkt an Sie gewandt. 
Diesmal hat sie mich gebeten, ihre per- 

sönlichen, ihre herzlichen, ihre aufrich- 
tigen Glückwünsche und besten Grüße 
zu überbringen. 

Wir, die britischen Konservativen, mes- 
sen der engen und wachsenden Zusam- 
menarbeit mit der CDU sehr große Be- 
deutung bei, und ich glaube, daß dieser 
Kooperation noch mehr Bedeutung zu- 
kommt angesichts der Direktwahlen, 
die bald stattfinden werden. Erlauben 
Sie mir, das Engagement meiner Partei 
in Sachen europäische Einigung zu un- 
terstreichen. Ich bedaure nur, daß 
die Stimmen der anti-europäischen La- 
bour-Minister in der britischen Regie- 
rung immer lauter und schriller werden, 
während die Stimmen der pro-europäi- 
schen Labour-Minister immer leiser 
werden und immer weniger gehört wer- 
den. 

Natürlich ist die Zusammenarbeit zwi-" 
sehen den britischen Konservativen und 
der deutschen CDU nicht der einzige 
Faktor, der zum Aufbau Europas bei- 
trägt, eines Europas, das wir alle wün- 
schen, eines Europas, das basieren 
muß auf demokratischer Freiheit, auf 
individueller Freiheit, auf sozialer Ge- 
rechtigkeit, auf der christlichen Auffas- 
sung von der Würde und dem Wert des 
Menschen, wobei der Verwurzelung in 
einer stabilen Familie ganz besondere 
Bedeutung zukommt. 

Aber dennoch glaube ich, daß bei 
der Gestaltung Europas der Zusam- 
menarbeit zwischen unseren Parteien 
und der gegenseitigen Achtung ein 
ganz besonders hoher Stellenwert zu- 
kommt. In diesem Sinne, Herr Vorsit- 
zender, möchte ich wünschen, daß 
sich diese Zusammenarbeit weiter- 
entwickeln und daß sie gedeihen mö- 

ge. 
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DR. JOSEF TAUS, 
Bundesobmann der 
Österreichischen Volkspartei, 
Präsident der EDU 
Lieber Helmut Kohl! Meine lieben 

Freunde von der CDU! Mein Freund, 
Dr. Lanner, und ich freuen uns wirklich, 
diesem Parteitag die allerherzlichsten 
Grüße der Österreichischen Volkspartei 
überbringen zu können. 

Wir sitzen jetzt so ungefähr einein- 
halb Stunden bei Ihnen. Ich darf Ih- 
nen mit einem Kompliment eröffnen: 
Die Stimmung und die Disziplin auf 
diesem Parteitag sind ganz großartig. 
Wir werden diesen Eindruck mit nach 
Hause nehmen. 

Es hieße, glaube ich, Eulen nach Athen 
zu tragen, wenn ich die Verbundenheit 
der   österreichischen   Volkspartei   mit 
der CDU  besonders erwähnen würde. 
Aber lassen   Sie  mich  doch  ein   paar 
Anmerkungen machen. 

Wir haben  mit  großem   Interesse  den 
Entwurf Ihres Grundsatzprogramms stu- 
diert. Sie wissen, daß wir vor einigen 
Jahren auch eines gemacht haben. Ich 
bin  überzeugt davon, daß es, wie bei 
uns, auch bei Ihnen Stimmen von alten 
politischen    Schlachtrössern    gegeben 
hat, die meinten: Nun gut, ein Grund- 
satzprogramm,   aber  eigentlich   müsse 
man die Grundsätze, den  Kompaß ge- 
wissermaßen  intus haben. Wozu  brau- 
che man dann eigentlich ein Grundsatz- 
programm. 

Ich möchte Ihnen aber aus meiner 
Warte zurufen: Es ist von Zeit zu Zeit 
sehr gut, wenn man einen allgemein- 
verbindlichen Kompaß hergibt, damit 
jeder schauen kann, ob bei seinem 

eigenen Kompaß noch die Richtung 
stimmt. 

Daher halte ich so ein Grundsatzpro- 
gramm für etwas sehr Wesentliches und 
Gutes. Ich kann mir eine große politi- 
sche Partei, die nicht von Zeit zu Zeit 
über ihre Grundsätze und über die 
Richtung ihrer Aktionen diskutiert, 
eigentlich gar nicht vorstellen. Ich be- 
glückwünsche Sie daher zu diesem 
heutigen Parteitag. 

Meine lieben Freunde, auch wenn da 
und dort gesagt werden sollte: Nun ja, 
wir haben zwar ein Grundsatzpro- 
gramm, aber in der praktischen Politik 
wird es vielleicht eine nicht so große 
Rolle spielen. Auch in der Öffentlichkeit 
ist man leicht geneigt, so etwas zu 

sagen. Ich sage Ihnen meine Auffas- 
sung dazu: 

Wenn man sich fn der praktischen 
Politik nicht an Grundsätze hält, dann 
geht man leicht in die Irre. 

In meinem Land hat es vor vielen Jah- 
ren einen sehr populären Schlager ge- 
geben, der mit dem Refrain geendet 
hat: Ich weiß zwar nicht, wo ich hinfah- 
re, dafür bin ich früher dort. 

Wenn man kein Grundsatzprogramm 
hat, kann einem das sehr leicht passie- 
ren. Ich weiß, der CDU wird das nicht 
passieren. Ich weiß auch, was es für 
den Parteivorsitzenden einer großen 
christlich-demokratischen Partei be- 
deutet, ein solches Grundsatzprogramm 
zu tragen. Dazu gehören schon Mut, 
Kraft und Ausdauer. Ich beglückwün- 
sche Helmut Kohl dazu, daß er diesen 
Mut, diese Kraft und diese Ausdauer 
hat, so ein Programm zu tragen. 

Es geht auch noch um eine andere 
Frage. Zumindest in Österreich ist das 
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so gewesen. Da haben sich unsere So- 
zialisten ein neues Parteiprogramm ge- 
geben. Wir haben mit unserer Grund- 
satzdiskussion vor zweieinhalb Jahren 
begonnen. Da hat sich eben sehr deut- 
lich gezeigt, wie wichtig diese Grund- 
satzpositionen sind. Das wird wahr- 
scheinlich für Sie in der Bundesrepu- 
blik auch gelten. Da hat sich eben her- 
ausgestellt, wo unsere Sozialisten in 
Wahrheit stehen: schön weit links. Und 
unsere Meinung ist: dort sollen sie 
auch bleiben. 

Es geht auch noch um eine andere 
Frage; ich bekenne das hier sehr 
offen. Die christlich-demokratischen 
Parteien und verwandte Parteien ha- 
ben ja viele Jahre hindurch die intel- 
lektuelle Diskussion, das intellektuel- 
le Feld den Linken überlassen. Mit 
diesen Diskussionen über Grundsatz- 
fragen, Grundsatzprogramme sind 
Sie, die CDU, ein gutes Stück voran- 
gekommen, die Rückeroberung des 
intellektuellen Feldes wieder vorzu- 
nehmen. Und das braucht man in der 
Politik auch. 

Ein paar Sätze zu etwas anderem. Ich 
freue mich, daß Sie der Familie einen 
so zentralen Stellenwert gegeben ha- 
ben. Ich kann mich noch gut erinnern: 
Wenn man so vor zehn oder fünfzehn 
Jahren das Wort „Familie", überhaupt 
den Begriff, in den Mund genommen 
hat, da ist man ja belächelt worden. 
Das war ja nichts anderes als eine 
repressive Institution einer reaktionären 
Gesellschaft. Unterdessen hat sich die 
Szenerie wieder gewandelt. Es ist wich- 
tig für die gesamte Bevölkerung, zu 
wissen, wer in diesen Zeiten, als die 
Familie von der Linken voll angegriffen 
wurdf   zu der Familie gestanden hat: 

natürlich die christdemokratischen Par- 
teien; und gut war es, daß das so ge- 
schehen ist. 
Oder eine zweite Frage: die Marktwirt- 
schaft, die Soziale Marktwirtschaft! Ach 
Gott,   jedes   Wirtschaftssystem   jn   der 
Praxis hat seine Schwächen, hat seine 
Ecken, muß permanent verbessert wer- 
den. Niemand von uns glaubt, daß wir 
ein perfektes Wirtschaftssystem haben. 
Aber allen Kritikern der Sozialen Markt- 
wirtschaft sei ins Stammbuch geschrie- 
ben: So ganz schlecht kann sie ja nicht 
sein, wenn aus allen Erdteilen und aus 
allen Gegenden, wo man ganz andere 
Wirtschaftsordnungen vertritt, die Leute 
herkommen und sich von der Sozialen 
Marktwirtschaft etwas abholen wollen. 
Sie   kann   ja   nicht   so   schlecht   sein, 
wenn man das tut. Sie selber haben viel 
weniger zum Abgeben. 

Nur   dort,   wo   marktwirtschaftliche 
Grundsätze herrschen, ist bisher in 
der  Geschichte  der  Menschheit  so 
viel Wohlstand,  so viel  Freiheit, so 
viel soziale Sicherheit möglich gewe- 
sen wie in diesen Bereichen. Und da 
sind wir stolz darauf, uns zur Sozia- 
len Marktwirtschaft zu bekennen. 

Lassen Sie mich noch ein Letztes sa- 
gen. Ich begrüße Sie auch als Präsident 
der Europäischen Demokratischen 
Union (EDU), in der sich christlich- 
demokratische Parteien und verwandte 
Parteien zusammengeschlossen haben. 
Nur wenige Sätze dazu. Ich glaube, daß 
wir unsere internationale Zusammenar- 
beit auf Parteienebene verstärken müs- 
sen. Die internationale Politik wird ge- 
nauso wie die nationale Politik von den 
Parteien gemacht. Wer nicht internatio- 
nale Politik auch auf Parteienebene 
macht,   kommt   ins   Hintertreffen;   da 
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kann er tun und lassen, was er will. 
Daher rufe ich Sie zu einer verstärk- 
ten internationalen Zusammenarbeit 
auf. Wir wollen unsere Grundsätze 
und unsere Ideen als expansives Sy- 
stem in die Welt hinaustragen. Wir 
brauchen uns dafür ja nicht zu schä- 
men. 

So bleibt mir denn abschließend nur 
noch, Ihnen nochmals zu diesem Partei- 
tag herzlich zu gratulieren, Helmut Kohl 
herzlich zu gratulieren, und der CDU im 
Namen der Österreichischen Volkspar- 
tei zuzurufen: Glück auf für die kom- 
menden Jahre! — Danke. 

ADELINO AMARO DA COSTA, 
stellv. Vorsitzender des 
Centro Democratico Social 
Herr Vorsitzender, liebe Freunde! Ich 

überbringe Ihnen die besten Wünsche 
und Grüße von den vielen, vielen Freun- 
den, die Sie in Portugal haben und von 
der CDS, der Schwesterpartei der CDU 
in Portugal. Der Vorsitzende unserer 
Partei, Prof. Freito do Amaral, hat mich 
gebeten, Ihnen und Ihrem Vorsitzenden 
Helmut Kohl für die freundschaftliche 
und fruchtbare Zusammenarbeit zwi- 
schen der CDU und den portugiesischen 
Zentrumsdemokraten in den letzten Jah- 
ren zu danken. 

Liebe Freunde, unsere Partei ist eine 
junge Partei, so wie die portugiesische 
Demokratie eine junge Demokratie ist; 
aber trotz der Kürze unserer Existenz 
war, wie Sie wissen, die politische Er- 
fahrung in unserem Lande bis jetzt in- 
tensiv, kompliziert und manchmal ge- 
fährlich. Deshalb befinden wir uns in 
einer Position, die uns erlaubt, über 
die  Bedeutung  und  die  Resultate  des 

revolutionären Sozialismus zu spre- 
chen. 

In Portugal war revolutionärer Sozia- 
lismus gleichbedeutend mit sozialer 
Instabilität, wirtschaftlicher Unord- 
nung und institutioneller Unsicher- 
heit. Nach 48 Jahren einer rechtsge- 
richteten Diktatur sahen wir uns der 
Gefahr einer sogenannten sozialisti- 
schen Befreiung ausgesetzt. 

Wir wissen aufgrund unserer eigenen 
Erfahrung, was sozialistische Befreiung 
bedeutet. Gott sei Dank sind keine so- 
wjetischen Panzer an unseren Landes- 
grenzen aufgefahren, und die Versuche, 
diese sozialistische Befreiung in die 
Herrschaft des Proletariats umzuwan- 
deln, sind gescheitert. 
Portugal ist jedoch immer noch den 
Folgen einer bewegten Periode seiner 
jüngsten Geschichte ausgesetzt. Es ist 
in der Zwischenzeit klargeworden, daß 
der Sozialismus ein unerreichbares Ziel 
bleibt und daß die Sozialisten sich auf- 
grund der Umstände gezwungen sehen, 
ihre doktrinäre Basis und ihre marxisti- 
schen Konzeptionen zu verändern. 

Die Zukunft Europas ist nicht der 
Sozialismus. Die Zukunft Europas ist 
Freiheit, Solidarität und soziale Ge- 
rechtigkeit, das Motto Ihres Partei- 
tags. Ein sozialistisches Westeuropa 
ist undenkbar. Sozialismus ist gleich- 
bedeutend mit Frustration. 
Die portugiesische CDS ist über- 
zeugt, daß der Tag bald kommen 
wird, an dem die Bundesrepublik 
Deutschland wieder von der CDU re- 
giert wird. Sie sind bereits die Volks- 
partei Ihres Landes. Unter der brillan- 
ten Führung von Heimut Kohl werden 
Sie bald die Regierungspartei wer- 
den. 
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Beschlüsse des Parteitages 
Grundsätze zur Schulpolitik 
Vorlage: Kreisverband Rhein-Sieg (Nr. 11) — Annahme: einstimmig. 
Der Bundesparteitag fordert den Bundesvorstand auf, einem der nächsten Bun- 
desparteitage Grundsätze zur Schulpolitik zur Verabschiedung vorzulegen. 

Finanzausstattung der Gemeinden 
Vorlage: Kommunalpolitische Vereinigung (Nr. I 3) — Annahme: einstimmig, 
^er Bundesvorstand wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, den CDU- und CSU-geführten Ländern und der Bundes-KPV 
2u prüfen, ob die Gemeinden künftig unmittelbar an dem Aufkommen der Mehr- 
wertsteuer beteiligt werden können, um eine Finanzausstattung der Gemeinden 
2u erreichen, die die kommunale Selbstverwaltung stärkt. 

Europäische Volkspartei 
Vorlage: Landesverband Hamburg (Nr. I 5) — Annahme: einige Gegenstimmen, 
eine Enthaltung. 
Die Delegierten der CDU Deutschlands für die Gremien der Europäischen Volks- 
Partei werden in Zukunft vom Bundesausschuß auf Vorschlag des Bundesvor- 
standes gewählt, statt wie bisher vom Bundesvorstand ernannt. 

Altere Generation 
Erläge: Delegierte Kohl, Geißler und weitere 30 Delegierte (Nr. I 8) — Annahme: 
e'nige Gegenstimmen, einige Enthaltungen. 
Der Bundesparteitag beauftragt den Bundesvorstand, gemeinsam mit den Landes- 
verbänden und den Bundesvereinigungen der Partei zu prüfen, wie sichergestellt 
Werden kann, daß die besonderen Anliegen der älteren Generation in der Politik 
der CDU noch besser gewahrt werden. 

Bundesgarantie für Rentenversicherungen 
Vorlage: Delegierte Griesinger, Maurer und weitere 37 Delegierte (Nr. I 9) — An- 
nahme: einige Gegenstimmen, einige Enthaltungen. 
Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU wird aufgefordert, die Initiative zu ergrei- 
fen, damit endlich die im § 1348 RVO (Arbeiterrentenversicherung) und § 111 AVG 
(Angestelltenversicherungsgesetz) festgelegte Bundesgarantie für die Rentenver- 
S|cherungen in dem vorgesehenen besonderen Gesetz klar verankert wird. 

Die Lage der Christen im Libanon 
Vorlage: Delegierte Lummer, Dr. Marx und weitere 30 Delegierte (Nr. I 10) — An- 
nahme: einige Gegenstimmen. 
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Die christliche Bevölkerung des Libanon ist nach vielen Verfolgungen in der Ver- 
gangenheit erneut einem existenzbedrohenden Konflikt ausgesetzt. Die entschei- 
dende Ursache hierfür findet sich in äußeren Einflüssen, die darauf gerichtet sind, 
den libanesischen Staat für fremde Zwecke umzuformen. Dies geschah zunächst 
durch die Organisationen radikaler Palästinenser, die den Libanon als Ausgangs- 
basis für ihren Kampf gegen Israel ausbauen wollten, und später durch die syri- 
sche Armee, die ihren Auftrag im Rahmen der „Arabischen Friedensstreitmacht" 
mißbrauchte. 

Opfer der aktuellen militärischen Aktionen und fortlaufender Bedrohung ist vor 
allem die christliche Bevölkerung des Libanon, die viele tausend Tote und Ver- 
wundete zu beklagen hat und zu Hunderttausenden obdachlos ist oder flüchten 
mußte. 

Deshalb ist es ein Gebot, das sich aus christlicher Solidarität ebenso ergibt wie 
aus der Charta der Menschenrechte, der leidenden christlichen Bevölkerung des 
Libanon mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu helfen. 
Der Bundesparteitag der CDU 

— fordert die Bürger der Bundesrepublik Deutschland auf, die Bemühungen der 
großen karitativen Verbände um humanitäre Hilfe großzügig zu unterstützen; 

— fordert die syrische Regierung auf, alle militärischen Aktionen gegen die christ- 
liche Zivilbevölkerung zu unterlassen und einer Rückkehr staatlicher Autorität 
des Libanon nicht im Wege zu stehen; 

— fordert von der Bundesregierung, die Gewährung weiterer wirtschaftlicher Hilfe 
an Syrien vom eindeutigen Verzicht auf Aktionen gegen die christliche Be- 
völkerung des Libanon abhängig zu machen; 

— fordert die Bundesregierung auf, daß sie zusammen mit befreundeten und ver- 
bündeten Regierungen ihre politischen und wirtschaftlichen Mittel zur Befrie- 
dung des Unruheherdes Libanon einsetzt; 

— fordert die Regierungen der Europäischen Gemeinschaft auf, den Existenz- 
kampf gegen die Christen des Libanon als politische Herausforderung zu ver- 
stehen. Die europäischen Länder, die sich dem christlichen Erbe verpflichtet 
wissen, müssen im Geiste der Solidarität darauf hinwirken, daß die syrischen 
und palästinensischen Aktionen ein verläßliches Ende finden und die Existenz 
der Christen auch als kulturelle und religiöse Gemeinschaft im Libanon ge- 
sichert wird. 

Ziel aller Bemühungen muß es sein, die Integrität eines freien Libanon zu erhal- 
ten, in dem Bevölkerungsteile verschiedenster sozialer und religiöser Herkunft in 
Frieden miteinander leben können. 

Kinderhort auf Parteitagen 
Vorlage: Delegierte Gabi Becker und weitere 30 Delegierte (Nr. I 11) — Annahme: 
zahlreiche Gegenstimmen, einige Enthaltungen. 
Vom 27. Bundesparteitag der CDU an richtet die CDU-Organisation einen Kinder- 
hort ein, damit auch Mütter und Väter ihr Delegiertenamt wahrnehmen können. 

L 
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Kunst und Kultur 
JJorlage: Delegierte Limbach, Rosorius und weitere 30 Delegierte (Nr I 12) — An- 
körne: eine Stimmenthaltung. 

&er Bundesparteitag fordert den CDU-Bundesvorstand auf, einen offenen Fach- 
Kongreß zum Themenbereich „Kunst und Kultur" durchzuführen. 

Verfassungsfeinde 
«Wage: Delegierte Hauser, Stückrath und weitere 30 Delegierte (Nr. I 13) — An- 

nahme: einige Stimmenthaltungen. 

!?'e CDU beobachtet mit großer Sorge, daß SPD und FDP mehr und mehr den 
"entliehen Dienst für Verfassungsfeinde öffnen. Die überwältigende Mehrheit un- 
trer Mitbürger will nicht, daß Eltern durch staatliche Maßnahmen gezwungen wer- 
en,  die  Erziehung  ihrer Kinder Links- oder  Rechtsextremisten  anzuvertrauen 

trüber setzen sich SPD und FDP hinweg. 

jjer Bundesparteitag fordert die Bundesregierung und die Regierungen der Län- 
er auf, sicherzustellen, daß die Grundsätze eingehalten werden, die dem Grund- 

netz und anderen Gesetzen, wie vom Bundesverfassungsgericht bestätigt   und 
er Vereinbarung der Regierungschefs von Bund und Ländern über die gleich- 

mäßige Anwendung dieses geltenden Rechts entsprechen. 

eamter darf nur werden, wer die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die 
«ineithche demokratische Grundordnung des Grundgesetzes eintritt. Beamte sind 
-'pflichtet, sich aktiv innerhalb und außerhalb des Dienstes für die Einhaltunq 

M|eser Grundordnung einzusetzen. 

Ur das Verfahren gelten die rechtsstaatlichen Garantien. Jeder Einzelfall muß für 
^geprüft und entschieden werden. Die Beteiligung der Verfassungsschutzbe- 
urden ergibt sich aus deren gesetzlichen Auftrag. 

gehört ein Beamter einer Organisation an, die verfassungsfeindliche Ziele ver- 
J?Vs° be9/undet diese Mitgliedschaft in der Regel Zweifel daran, ob er jeder- 
lei K-r I® freiheitllche demokratische Grundordnung eintreten wird." (Beschluß 
.Ministerpräsidenten der Länder und des Bundeskanzlers vom Januar 1972) 

uhere extremistische Tätigkeiten eines Bewerbers lösen keine Zweifel an seiner 
rrassungstreue aus, wenn er sich von ihnen getrennt hat und nun treu zur Ver- 

q*sung steht. 

ei Beamten gibt es keine Unterschiede der Ansprüche an die Gewähr der Ver- 
sungstreue nach  Funktionen, Laufbahnen oder nach ihrem dienstlichen oder 
verdienstlichen Verhalten. Die gleichen Anforderungen wie an Beamte sind ins- 
sondere auch an angestellte Lehrer zu stellen. Das allein entspricht dem gelten- 

^n  vom Bundesverfassungsgericht und anderen hohen Gerichten so bestätigten 
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Helmut Kohl zieht Bilanz: 

Der Kurs stimmt — jetzt müssen 
wir die Bürger überzeugen 
Das Grundsatzprogramm ist 
jetzt beschlossen. Damit ist es 
aber nicht getan. Wir müssen 
von hier nach Hause in die 
Kreisverbände, in die Kom- 
munalpolitik, in die Landes- 
und die Bundespolitik gehen 
und das Programm umsetzen. 
Jeder dieser Bereiche ist 
gleich wichtig. Für uns gibt 
es keine sogenannte „große 
Politik" auf dem Felde der 
Außenpolitik und keine „kleine 
Politik" im Rathaus. Die 
Politik auf allen drei Ebenen 
ist gleichermaßen wichtig. Wir 
Dies waren wichtige Tage auf die- 

sem Parteitag in Ludwigshafen. Sie 
verstehen, wenn auch ich vorab ein 
sehr herzliches Wort des Dankes sage 
an diejenigen, die besonders zum Ge- 
lingen dieser Tage beigetragen haben: 
an unser Parteitagspräsidium, allen vor- 
an Bernhard Vogel, der diesem Partei- 
tag so großartig präsidiert hat. 
Ich will herzlich danken den Mitarbei- 
tern im Adenauer-Haus in Bonn, in 
unserer Zentrale, die in vielfältiger Wei- 
se zum Teil rund um die Uhr gearbeitet 
und Großartiges geleistet haben, um 
unsere Partei gut darzustellen. 
Ganz herzlich will ich Heiner Geißler 
danken.  Aus  Erfahrung  weiß  ich,  daß 

dürfen nicht nur von Glaub- 
würdigkeit sprechen, sondern 
müssen Glaubwürdigkeit 
in der Politik jeden Tag ein- 
fach beweisen. Meine Freunde, 
wir können hier nicht Be- 
schlüsse über Familienpolitik 
fassen und zu Hause in der 
Rathausfraktion nicht darüber 
nachdenken, welche Konse- 
quenzen sie beinhalten. Solche 
Beschlüsse bedeuten neue 
Prioritäten auch im Haushalt 
der einzelnen Gemeinde. Das 
sind Kernsätze der Schluß- 
rede Helmut Kohls. 
Parteivorsitzender der CDU zu sein, ein 
eigenes Ding ist. Aber das gilt auch für 
den Generalsekretär. Ich kann nur sa- 
gen: Ich bin stolz darauf, daß wir mit 
Heiner Geißler einen Generalsekretär 
haben, dessen Mut, Entschlossenheit 
und große geistige Überlegenheit gera- 
de in diesen Tagen wieder deutlich ge- 
macht haben: er steht in der großen 
Tradition der Generalsekretäre der 
CDU Deutschlands. 
Meine Freunde, wenn man im Fernse- 
hen immer solche Bilder sieht, kann 
nichts mehr schiefgehen. 
Ich will vor allem aber Ihnen, den Dele- 
gierten, sehr herzlich danken, über 18 
Stunden  haben wir miteinander disku- 
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tiert. Knapp vor 24 Uhr waren am gestri- 
gen Abend immer noch weit über zwei 
Drittel der stimmberechtigten Delegier- 
ten im Saal. Der Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU hat gestern abend mit 
Wehmut an seine Erfahrungen in einem 
anderen Saal gedacht. 

Dies ist aber nicht nur eine Frage der 
körperlichen Präsenz, wie es manch 
einer meint, der ohnedies glaubt, daß 
zwei      Quadratkilometer     um     das 
Bundeshaus      die      Bundesrepublik 
Deutschland seien. Nein, meine Freun- 
de, wenn man dabei ist, wenn man 
miteinander hilft, wenn man den Red- 
nern   Applaus   und   damit  menschli- 
chen Zuspruch vermittelt, dann stärkt 
das unsere Sache. Sorgen Sie in den 
Kreisverbänden dafür, daß die Abge- 
ordneten, die wir in die Landtage, in 
die Kommunalparlamente und in den 
Bundestag entsenden, begreifen, daß 
Präsenz eine wichtige Sache ist. 

Wir  hatten  hier eine offene und  faire 
Diskussion.   Es   ist  miteinander  gerun- 
gen worden. Das ist das Wesen einer 
Volkspartei. Meine Freunde, wer in die- 
se Partei eintritt, gibt seine Personali- 
tät.  seine  Identität,  seine eigene  Über- 
zeugung  nicht an der  Garderobe des 
Parteivorstands ab. Er bleibt der, der er 
ist. So wollen wir ihn haben. Wir wollen 
viele Kräfte in dieser großen Volkspar- 
tei  miteinander vereinigen, zusammen- 
bringen und voneinander lernen. 
Es ist doch eine der Gefahren der jetzi- 
gen Entwicklung der deutschen Politik, 
daß eine Polarisierung eintritt und die 
Bereitschaft, voneinander zu lernen, im- 
mer   weiter   verlorengeht.   Wir   werden 
wieder    an    die    Regierung    kommen, 
wenn auch die Bürger begreifen: Wir, 
die   CDU   Deutschlands,  sind   lernfähig. 
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Es gab doch nirgendwo die uns in den 
Vorausberichten attestierten Flügel- 
kämpfe. Ich habe immer wieder ge- 
schaut: Wo sind die Flügel? 

Meine Damen und Herren, lassen Sie 
uns dieses kostbare Gut hüten. Wer 
wie ich — oder viele hier im Saal — 
seit Jahrzehnten Parteitage besucht, 
wer die Partei in Jahrzehnten in sei- 
nem eigenen Leben und Lebensweg 
mitbegleitet hat, weiß, was für eine 
wichtige Sache es ist, daß wir heute 
keine    Flügelkämpfe    in   der   alten, 
abgegriffenen Form mehr haben. 

Ich frage Sie: Welche deutsche Partei 
außer der CDU  könnte es wagen, ein 
solches Grundsatzprogramm über Jah- 
re in allen Organisationsstufen der Par- 
tei zu erörtern und in eineinhalb Tagen 
ernster, aber auch entschlossener Be- 
ratung zu solchen Abstimmungsergeb- 
nissen zu kommen? Warum machen wir 
nicht von diesen Punkten draußen mehr 
Aufhebens? Die Sozialdemokraten wer- 
den doch nur noch vom blanken Macht- 
willen an der Macht und in der gemein- 
samen  Partei gehalten.  Sie sind  doch 
längst   nur   noch   viele   verschiedene 
Gruppierungen,   die   fast   nichts   mehr 
miteinander zu tun haben. 

Meine Freunde, was die FDP betrifft, 
so fällt mir fast nichts mehr dazu ein. 
In der geistigen Auseinandersetzung 
kann ich mich an keinen Beitrag der 
FDP mehr erinnern.  Das muß dann 
schon    eine    geheime    Parteisache 
sein.  Die  Herren  haben  aber auch 
keine Zeit mehr dazu; denn bis sie 
alle    Koalitionsgespräche    absolviert 
haben, ist der Tag herum; das ist ja 
ein Stück der Erfahrung. 

Nein, dieses Programm und die Art, wie 
es zustande kam, geben uns eine groß- 
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artige Chance, deutlich zu machen: 
Dies ist unser Standort — ohne Wenn 
und Aber. 
Aber noch ein Wort zu jenen kläglichen 
Propheten, die sich vor dem Parteitag 
geäußert haben, auch in die Partei hin- 
ein. Mancher war, wie so oft, wenn ein 
Artikel von einem Reputierten geschrie- 
ben wird, bereit, es zu glauben, wenn 
uns solche Propheten einreden wollten: 
Beschäftigung    mit   Grundsätzen    und 
Grundwerten sei nicht mehr zeitgemäß, 
es gehe doch um die Macht. 
Natürlich geht es um die Macht, aber 
nicht um der Macht willen, sondern um 
eine bessere, eine menschenwürdigere 
Politik,  unsere  Politik einzuleiten.  Das 
hat nicht bloß mit dem Anspruch zu tun. 
Dieser  Anspruch   muß   in   sich   selbst 
begründet werden. 

Eine große demokratische Volkspar- 
tei lebt vom Prinzip der Freiwilligkeit. 
Unsere Freunde kommen freiwillig zu 
uns. Sie leisten den  Dienst  in der 
Partei ohne Wenn und Aber. Sie be- 
kommen  nichts dafür.  Es sind  ihre 
Ideale, ihre Überzeugungen, die sie 
zu uns bringen. Diese Freunde, die 
Basis, haben einen Anspruch darauf, 
zu  wissen,   wie  der   Kompaß   steht, 
wohin die Reise geht. 

Ich bedanke mich bei Ihnen allen dafür, 
daß dies hier so gut möglich war, daß 
sich gezeigt hat, daß für uns Grundsät- 
ze und Grundwerte im Jahre 1978 ge- 
nauso  wichtig  sind,  wie  sie  es  den 
Gründern der Union 1945/46,  in jener 
„Stunde Null" der Geschichte unseres 
Volkes, waren. 
Meine Freunde, wir haben hier in Lud- 
wigshafen formuliert, was uns in unse- 
rem Innersten als politisch verantwortli- 

che Menschen und Bürger bewegt: un- 
ser christliches Verständnis vom Men- 
schen, das allein in der Lage ist, den 
Materialismus jeglicher Art und in je- 
dem Gewand zu überwinden. Es waren 
doch moralische Kräfte, die aus dieser 
christlichen Überzeugung kamen und 
nach dem Krieg unsere Partei über- 
haupt erst ermöglicht haben. 

Es ist eine wichtige Aufgabe — ich 
sage Ihnen: sie ist wichtiger als vieles 
Bedeutsame aus der Tagespolitik —•• 
daß wir diesen moralischen Anruf jener 
Zeit in der Staffette aufnehmen und an 
die Jungen von heute weitergeben, an 
eine andere Generation, die von jenen 
Tagen nichts mehr weiß und auch 
nichts wissen kann und der es niemand 
vorwerfen kann, daß sie jene Tage nicht 
mehr selbst erfahren hat — die aber 
bereit ist, dieses großartige Erbe im 
gleichen Geiste in die Zukunft zu tra- 
gen. Wir dürfen auf dieses Grundsatz- 
Programm stolz sein. 

Meine lieben Freunde, es gibt keine 
Partei in Deutschland, die sich selbst 
schon in ihrer Namensgebung einen 
so   hohen   Anspruch  stellt  wie  wir- 
Dies    Ist    eine    Selbstverpflichtung- 
Wenn wir sagen, Freiheit, Solidarität 
und   Gerechtigkeit   seien   Grundlage 
und   Auftrag   unseres   Handelns   -" 
dies sei Politik aus dem Geiste christ- 
licher Verantwortung —, so ist die* 
genau jene Position, die unsere Vor- 
gänger uns übergeben haben, die wi' 
zu unserer Zeit und in unserer Gen^' 
ration mehren wollen. 

Sie merken es in den Wahlkämpfen -^ 
ich habe es jetzt wieder in weit über 40 
großen  Kundgebungen in  Hessen und 
in Bayern gepürt —,  daß sich  immer 

. 
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mehr Bürger bei aller tagespolitischen 
Notwendigkeit darüber im klaren sind, 
daß materieller Wohlstand allein die 
Menschen nicht zufriedenstellt, daß 
Wohlstand die Fragen der Bürger nach 
dem Sinn des Lebens, nach den ge- 
meinsamen Werten, nach den Zielen 
Ur>serer Gemeinschaft nicht verstum- 
men läßt. 
Wenn es uns nicht gelingt, um der De- 
mokratie willen, um des freiheitlichen 
Maates willen diesen elementaren Hun- 
ger nach der Sinngebung zu stillen und 
Ur>seren Beitrag dazu zu leisten, wenn 
die Politik nicht wieder Werte und Per- 
fektiven vermittelt, dann gerät unser 
Staat, dann gerät diese großartige deut- 
sche Republik in jene Zone, in der der 
verlust des Vertrauens zwischen Bür- 
ger und Staat die Grundlagen des Staa- 
ts auf Dauer gefährdet. 
Wir haben gestern über Nächstenliebe 
diskutiert. Dies ist ein ganz und gar 
jütisches Wort. Wer sich christlicher 
Demokrat nennt, muß sich auch diesem 
9roßen Anspruch stellen. Wir sind ver- 
antwortlich für den Nächsten, für die 
^inderheiten, die Gruppe, die keine 

Drecher haben, wie es in der Mannhei- 
mer Erklärung heißt — aber doch nicht 

'ein in der Bundesrepublik, sondern 
!°r allem draußen in der Welt. Karl 
^arstens hat hier zu Recht das Thema 
er Menschenrechte angesprochen. Wir 
erden als Demokraten nicht glaubwür- 
'9 sein — nicht hier im Lande, nicht 
0r den Jungen, nicht vor den Men- 
gen in der Welt —, wenn Menschen- 
6chte nur ein Stück taktisches Kalkül 
er Politik bleiben. 

^s ist zutiefst christlich verantwortete 
politik, wenn man nicht zunächst 
nach    Opportunität,    sondern    nach 

dem Prinzip und der Bereitschaft des 
Helfens fragt. Deswegen sei hier klar 
gesagt: Wir, die CDU  Deutschlands, 
sind gegen jede Diktatur, gegen jede 
Form   der   Unterwerfung   von   Men- 
schen.    Ob    dies    Faschisten    oder 
Kommunisten tun, es ist im Ergebnis 
das gleiche: Die Menschen in ihrer 
Würde bleiben auf der Strecke. 

Lassen Sie uns das kraftvoll nach drau- 
ßen sagen, gerade in der Diskussion in 
einem geteilten  Land, in dem  Frieden 
ein so köstliches Gut ist: Wer die Politik 
der Menschenrechte als entspannungs- 
feindlich  diffamiert  und  von  den Ver- 
handlungstischen der Regierungen ver- 
bannen will, entzieht gerade den jungen 
Bürgern   das  demokratische  Selbstbe- 
wußtsein, das Wissen  um  die  Überle- 
genheit des Geistes der Freiheit über 
die   Unfreiheit  und   über  das   Unrecht 
jeglicher Diktatur. 
Noch ein klares Wort zum Ende dieses 
Parteitages: Helmut Schmidt und seine 
Genossen haben das wichtige Gut der 
Sehnsucht der Menschen nach Frieden 
aus purem Machtrausch ins parteiische 
Gerede gebracht. Meine Freunde, wer 
wie die deutschen Sozialdemokraten 
unter der Anführung von Helmut 
Schmidt, von Willy Brandt, von Herbert 
Wehner und Egon Bahr das Wort des 
Friedens, die Sehnsucht der Bürger 
nach Frieden zu einer parteiischen Sa- 
che macht, der versündigt sich an der 
demokratisch-freiheitlichen Zukunft un- 
seres Landes. 

Wer für sich einen Monopolanspruch 
auf Friedenspolitik erhebt, übt Verrat 
am Frieden. Wir müssen unseren Bür- 
gern sagen — überall dort, wo wir 
Bürger im Gespräch treffen —: Wir 
müssen die Sozialisten stellen; es ist 
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unerträglich, daß die Deutschen, die 
schon die geschichtliche Last der 
Teilung ihres Vaterlandes ertragen 
müssen, jetzt noch auf Grund purer 
Machtgier der gegenwärtig Regieren- 
den eine neue Teilung ertragen sol- 
len! 

Wir brauchen in den Grundfragen unse- 
rer Nation, unseres Volkes nicht neue 
Gräben, sondern mehr Gemeinsamkeit 
und Vernunft und Verständnis, um die 
Ziele der nationalen Politik Deutsch- 
lands gemeinsam erreichen zu können. 
Meine Freunde, ich sage dies hier nicht 
deshalb so leidenschaftlich, weil wir als 
Partei uns durch diese Angriffe getrof- 
fen fühlten. Schauen Sie die Bilder hier 
an der Wand des Saales an. Blicken Sie 
eine Sekunde zurück über die Ge- 
schichte unserer Partei in diesen 30 
Jahren: Wir haben längst vor Willy 
Brandt Friedenspolitik für Deutschland 
gemacht. Wir haben auf ihn nicht war- 
ten müssen. 
Über 30 Jahre währt jetzt schon die 
Teilung Deutschlands. Mauer und Sta- 
cheldraht haben — ob wir es zugeben 
wollen oder nicht — auch manches für 
das Zurückgehen der Kenntnis vonein- 
ander bewirkt. Wir müssen vor allem 
sehen, daß es auf dieser Durststrecke, 
die uns die Geschichte auferlegt hat, 
das allerwichtigste ist, daß wir uns den 
köstlichen Schatz unserer gemeinsa- 
men Geschichte bewahren — in diesem 
Teil Deutschlands und im andern Teil 
Deutschlands. 

Deswegen, meine Freunde, müssen 
wir entschieden gegen die sozialisti- 
sche Schulpolitik in der Bundesrepu- 
blik angehen. Deshalb müssen wir 
alles tun, damit die falschen Prophe- 

ten der Geschichtslosigkeit in den 
sozialdemokratisch regierten Län- 
dern aus den Kultusministerien da- 
vongejagt werden. 

Aber wir müssen uns selbst auch fra- 
gen, wenn wir redlich sein wollen: Ha- 
ben wir eigentlich genug getan9 Wie 
sieht es in den Schulbüchern aus. die in 
den von uns geführten Ländern ausge- 
geben werden? 
Ich weiß, da gibt es kluge Argumente- 
wirtschaftliche Argumente, die die Ver- 
lage nicht ohne Grund vortragen. Da 
gibt es die Argumente der Gemeinsam- 
keit. Aber, meine Damen und Herren: 
Mit geschichtslosen Gesellen gibt es 
keine Gemeinsamkeit! 
Hier brauchen wir doch das Urteil unse- 
rer Bürger nicht zu fürchten. Es waren 
doch vor allem die Väter und die Müt- 
ter, die in diesem Jahr in Nordrhein- 
Westfalen beim Volksbegehren aufstan- 
den. Da ging es doch für die allermei- 
sten nicht nur um die blanke Form der 
Schule — darum ging es auch —, son- 
dern es ging um die Inhalte. Das ist es 
doch, was die Menschen zutiefst erreg1' 

Wenn die Sozialisten es zulassen, daß 
in den Ländern, in denen sie die Ver- 
antwortung tragen, den Eltern und der1 

Kindern Schulbücher zugemutet wer- 
den, die diesen Ansprüchen nicht mehr 

entsprechen, dann lassen Sie uns das 
austragen. Das ist ein Feld, wo wirk- 
lich streitbare Demokratie erlebt wer- 
den kann. Lassen Sie es uns auch dort 
wo wir es vertreten, gestalten und mit' 
verantworten können, mit den Symbo- 
len unseres demokratischen Staates so 
halten, wie es sich ganz selbstverständ- 
lich gehört. 

Ich sage das deswegen, weil ich imm0f 
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wieder — auch im Wahlkampf — die 
Erfahrung gemacht habe, daß etwa un- 
ser Verhältnis zur Nationalhymne kein 
Verhältnis ist. wie es in allen Ländern 
der Welt normal ist. 

Patriotismus, Vaterlandsliebe sind 
doch nicht in den Feuersbrünsten 
des Zweiten Weltkrieges untergegan- 
gen. Natürlich sind wir christliche De- 
mokraten, wir sind deutsche Demo- 
kraten und wir sind deutsche Patrio- 
ten, die aufbrechen in das größere 
Europa. 

Dann gehen Sie bitte jetzt nach Hause 
und sprechen Sie im Kreisvorstand dar- 
über, ob in den Schulen Ihres Kreises 
oder Ihrer Stadt die Nationalhymne ge- 
ehrt wird. Mobilisieren Sie die Väter 
ünd die Mütter, und machen Sie daraus 
eine große Bewegung, in der die Men- 
schen wieder sehen: Auch das Symboli- 
sche gehört zur Politik und ihrem Ver- 
ständnis, damit die Bürger ihr Vaterland 
'n ihrem Herzen aufnehmen. 

Dazu gehört auch, daß wir mit der Na- 
tionalhymne umgehen können. Ich sage 
das gerne im Beisein von Josef Taus, 
Weil es mich beeindruckt hat, daß das 
neue katholische Gesangbuch für die 
deutschsprachigen Diözesen Europas, 
das jetzt herausgegeben wurde, im An- 
hang unter der Überschrift ,,Für das 
Vaterland" in Österreich die österrei- 
chische Nationalhymne enthält. Das 
sind keine Leute, die ausziehen, um am 
Chauvinismus die Welt zugrunde gehen 
2u lassen. 

Sage bitte niemand: ,,Du, Kultusmini- 
ster, mußt . . .", sondern sage jeder: 
•ich als Mitglied der Partei, als Vater 
°der als Mutter von schulpflichtigen 
Kindern   will,   daß  dies   auch   bei   uns 

endlich wieder vernünftig gestaltet 
wird." 

Wir, die Deutschen, sind, wenn wir von 
Nation sprechen, in diesen 100 Jahren 
einen weiten Weg gewandert. 

Es gehört zu den großartigen Erfahrun- 
gen meiner Generation, die das Ende 
der Nazizeit als Kinder erlebt hat, daß 
für uns heute, für unsere Freunde aus 
der Jungen Union Nation und Demokra- 
tie, Nation und Freiheit, Nation und 
Menschenwürde ganz selbstverständ- 
lich zusammengehören, ja beinahe syn- 
onym sind. 
Gerade weil dies so ist, dürfen wir bei 
all dem, was wir tun — ohne daß wir 
dauernd dazu Beschlüsse fassen müs- 
sen —, nicht vergessen, was für uns als 
Bürger des freien Deutschlands unsere 
Pflicht für unsere Landsleute im andern 
Teil Deutschlands, in der DDR, ist. Sie 
brauchen unsere Solidarität nicht nur in 
festlichen Beschlüssen, am 17. Juni, in 
den Reden auf Parteitagen — nein, im 
Alltag, wenn es darum geht, hier ein 
Stück mehr Gemeinsamkeit zu prakti- 
zieren. 

Meine Freunde, die Aufgaben sind klar: 
Wir haben eine Serie von Landtagswah- 
len: Rheinland-Pfalz, am gleichen Tage 
in Berlin, in Schleswig-Holstein, im 
Herbst nächsten Jahres in Bremen, An- 
fang Mai 1980 in einer Art von vorgezo- 
gener „kleiner Bundestagswahl" in 
Nordrhein-Westfalen, in Baden-Würt- 
temberg, an der Saar, im Herbst 1980 
die Bundestagswahl. Hinzu kommt die 
Wahl zum Europäischen Parlament im 
Juni nächsten Jahres. 

Wir haben genug Gelegenheit, nicht 
nur zu meditieren, ob wir drankom- 
men,  sondern  zu  kämpfen,  daß wir 
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mit Sicherheit dann dran sein wer- 
den. Das ist die Voraussetzung, die 
wir brauchen. 

Wir haben die Kraft, die geistigen Mög- 
lichkeiten und die Solidarität, um die 
geistig-politische Führung unseres Lan- 
des zu übernehmen. Das wird dann 
sein, wenn die große Mehrheit unserer 
Mitbürger ganz einfach spürt — ohne 
Wahlkampf, ohne Kampagne —, daß wir 
in der Lage sind, die geistigen, die 
psychologischen und die materiellen 
Kräfte unseres Landes zu mobilisieren; 
wenn die Bürger spüren — die alten 
wie die jungen in allen beruflichen 
Gruppierungen —, daß unsere Politik 
Orientierung, Zuversicht und Zukunfts- 
chance bietet. 

So, finde ich, wollen wir aufbrechen, 
gemeinsam mit Bernhard Vogel und Ri- 
chard von Weizsäcker beim nächsten 
Termin in Rheinland-Pfalz und in Berlin. 
So wollen wir aufbrechen mit Gerhard 
Stoltenberg beim nächsten Termin, am 
29. April in Schleswig-Holstein. 

Für diesen Weg brauchen  wir Mut, 

brauchen wir Geduld. Konrad Ade- 
nauer hat immer bestritten, daß dies 
eine Tugend unserer Partei sei. wi- 
derlegen wir Konrad Adenauer. Wir 
brauchen Sachverstand, und wir müs- 
sen vor allem hart arbeiten. Aber 
noch ein Wort auch zur Form: Lassen 
Sie uns das mit einem fröhlichen Ge- 
sicht tun. 

Meine Freunde, lassen Sie uns in die- 
sem Sinne hier von Ludwigshafen 
scheiden, nach Hause zurückkehren in 
die Bundesländer unserer Bundesrepu- 
blik, in die Kreisverbände und Ortsver- 
bände unserer Partei in der Überzeu- 
gung, daß unsere Mitbürger sich für 
unsere Politik und unsere Partei ent- 
scheiden, weil wir in der Sache über- 
zeugend sind, weil wir in den Personen 
glaubwürdig sind, weil wir Mut machen 
und Hoffnung geben. 

Dazu brauchen wir unseren gemein- 
samen Dienst, die harte Arbeit. Dazu 
brauche ich ganz persönliche Hilfe 
und Unterstützung. Und darum bitte 
Ich Sie. 
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